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Vorwort

Die Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien 
stellt mit der Herausgabe der von Heinrich Potthoff und Hermann Weber bearbei­
teten Sitzungsprotokolle der SPD-Fraktion in der verfassunggebenden Deutschen 
Nationalversammlung der historischen Forschung eine zentrale Quelle zur innenpo­
litischen Entwicklung am Beginn der Weimarer Republik zur Verfügung. Die Kom­
mission erfüllt mit dieser Edition auch ein Vermächtnis ihres langjährigen Mitglieds 
Erich Matthias. Als Mitherausgeber dieser Quellenreihe hatte er bereits im Vorwort 
der zweibändigen Edition „Die Reichstagsfraktion der deutschen Sozialdemokratie 
1898 bis 1918“, die 1966 erschienen ist, eine Publikation auch der Fraktionsproto­
kolle aus der Zeit der Weimarer Nationalversammlung 1919/20 in Aussicht gestellt. 
Das Erscheinen dieser im Internationalen Institut für Sozialgeschichte, Amsterdam, 
überlieferten Quelle hat Erich Matthias, der am 23. März 1983 tödlich verunglückt 
ist, nicht mehr erlebt.
Dankbar erwähnt sei die stets gute Zusammenarbeit mit dem Internationalen Institut 
für Sozialgeschichte, Amsterdam, die mit diesem Band erneut Ausdruck gefunden 
hat.

Bonn, im Juni 1986 Prof. Dr. Rudolf MoRSEY
Präsident

Kommission für Geschichte des Parlamentarismus 
und der politischen Parteien
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DIE SPD-FRAKTION
IN DER NATIONALVERSAMMLUNG 

1919-1920

EINLEITUNG 
von Heinrich Potthoff





Einleitung

1. Zum Sozialprofil der Fraktion

Schon in seinem ersten programmatischen Aufruf vom 12. November 1918 hatte 
sich der „Rat der Volksbeauftragten“ als die „aus der Revolution hervorgegangene“ 
Reichsregierung auf die Wahl einer „Konstituierenden Versammlung“ festgelegt.1 
Die Regierung der Volksbeauftragten stellte mit ihrer Entscheidung für eine Natio­
nalversammlung in zweifacher Hinsicht die Weichen: 1. gegen die Rückkehr zu den 
verfassungspolitischen Zuständen vor dem 9. November 1918 und gegen die Reakti­
vierung des Reichstages, wie sie von dem Reichstagspräsidenten Fehrenbach und der 
OHL ins Auge gefaßt wurde2, und 2. für ein baldiges Ende des revolutionären „Pro­
visoriums“ und den Übergang zu einer parlamentarischen Demokratie. Nachdem 
der Allgemeine Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands, der vom 16. 
bis 20. Dezember 1918 in Berlin tagte, diesen Schritt gebilligt und ihn damit „wenn 
auch auf unzulängliche Weise [...] gegenüber der Revolution“ legitimiert hatte3, war 
die Bahn für die Verfassunggebende Deutsche Nationalversammlung in verfassungs­
politischer Hinsicht frei.
Die Wahlen am 19. Januar 1919 erfolgten nach dem System der Verhältniswahl. 
Wahlberechtigt waren alle Männer und Frauen, die das 20. Lebensjahr vollendet 
hatten.4 Die Grundsatzentscheidung beim Wahlrecht hatte die Regierung der Volks­
beauftragten schon am 12. November 1918 getroffen, als sie das „proportionale 
Wahlsystem“ und das Frauenwahlrecht für alle „öffentlichen Körperschaften“ ver­
ordnete und ausdrücklich auch die künftige Nationalversammlung einbezog.5 Sie 
trug damit den alten Forderungen der Sozialdemokratie Rechnung, wie sie u. a. im 
Erfurter Parteiprogramm von 1891 erhoben worden waren. Die Einführung des ak­
tiven und passiven Wahlrechts für Frauen und die Abkehr vom Mehrheitswahlrecht, 
wie es für den Reichstag galt, waren Maßnahmen mit tendenziell weitreichenden 
Konsequenzen, auch wenn damit die Nationalversammlung in ihrer Entscheidung 
über das künftige Wahlsystem noch nicht festgelegt war. In diesem Zusammenhang 
interessieren freilich die Wahlrechtsbestimmungen nur in ihren Konsequenzen für 
die Zusammensetzung der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung.
Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung am 
19. Januar 1919 errang die SPD 37,9 % der abgegebenen gültigen Stimmen. Auf die 

1 „Aufruf des Rates der Volksbeauftragten an das deutsche Volk. Vom 12. November 1918“; Reichs- 
Gesetzblatt 1918, S. 1303 f.; abgedr. u. a. auch in: Huber, Dokumente III, S. 6 f.; Ritter/Miller, 
S. 103 f.; Regierung der Volksbeauftragten I, S. 37 f. - Zur Entstehung und Legitimation der Regierung 
der Volksbeauftragten vgl. ebd., S. XX ff., zur wechselnden Bezeichnung S. XLVIII f.

2 Vgl. Huber, Verfassungsgeschichte, S. 819 ff.; Regierung der Volksbeauftragten I, S. 381 ff.

3 Regierung der Volksbeauftragten I, S. CX.

4 „Verordnung über die Wahlen zur Verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung (Reichs­
wahlgesetz). Vom 30. November 1918“; Reichs-Gesetzblatt 1918, S. 1345 ff. In der Wahlordnung vom 
30. 11. und in mehreren Ergänzungsverordnungen wurden weitere Einzelheiten geregelt, abgedr. u. a. 
in: Handbuch Nationalversammlung, S. 19 ff. Am 2. 2. 1919 wählten die „im Osten stehenden Trup­
penverbände“ gemäß Ergänzungsverordnung vom 21. 1. 1919, ebd., S. 27, zwei eigene Abgeordnete; 
beide Mandate fielen an die SPD.

5 Siehe Anm. 1.
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Einleitung

Unabhängige Sozialdemokratische Partei (USPD), die sich im April 1917 von der 
SPD abgespalten hatte, entfielen nur 7,6 %. Im Vergleich zu den 34,8 %, die bei den 
Reichstagswahlen von 1912 von der SPD unter dem Mehrheitswahlsystem errungen 
wurden, erzielte das sozialdemokratische Parteienlager zwar einen Zuwachs von 
über 10 %. Für sich allein verbuchte die SPD allerdings nur einen wenige Prozent­
punkte höheren Stimmenanteil. Sie erhielt dafür 163 Mandate. Dazu kamen noch 2 
weitere Sitze (für Paul Rodemann und Peter Kronen), die sie bei den am 2. Februar 
durchgeführten Wahlen unter den Truppen im Osten gewann.6 Mit ihren 165 Abge­
ordneten verfügte sie über 39,0 % der Sitze (bei 423 Abgeordneten insgesamt) und 
stellte die mit Abstand stärkste Fraktion.
Erstmals zogen mit der Nationalversammlung Frauen in ein deutsches Zentralparla­
ment ein. Beim Zusammentritt des Parlaments gehörten von den 36 weiblichen Ab­
geordneten 19 der SPD an. Das entsprach einem Frauenanteil von 11,5 % in der 
Fraktion. Er lag zwar deutlich höher als der Durchschnitt des Parlaments, in dem 
die Frauen nur 8,5 % der Abgeordneten stellten, wirkte aber niedrig für die Sozial­
demokratie, die seit Jahrzehnten für das Frauenwahlrecht gekämpft und es sofort 
nach der Revolution — am 12. November 1918 — durchgesetzt hatte. Auch die SPD 
präsentierte sich — ungeachtet ihrer emanzipatorischen Grundsätze und formeller 
Gleichberechtigung — als eine Partei, in der die Männer dominierten und nur weni­
ge Frauen Positionen in der Spitze erlangt hatten.7 Doch diese selbst empfanden als 
größtes Manko „nicht die mangelnde Anerkennung durch die Genossen“, sondern 
das fehlende Selbstbewußtsein der Frauen.8 Für die Arbeit im Parlament stand nur 
ein kleiner Kreis von profilierten Sozialdemokratinnen zur Verfügung, die schon 
voll mit Frauen- und Sozialarbeit befaßt w'aren und vom parlamentarischen Betrieb 
eher enttäuscht wurden.9 In der Fraktion traten die Frauen am ehesten durch 
Gemeinschaftsaktionen mit Parlamentarierinnen anderer Parteien und als Spreche­
rinnen für Frauenfragen, Sozialfürsorge und Bildung hervor. Aber keine von ihnen 
galt auf anderen Gebieten als so ausgewiesen, daß sie auch dort für die parlamenta­
rischen Debatten nominiert wurde.
Als Angehörige einer Gruppe, der bis 1918 das aktive und passive Wahlrecht ver­
wehrt war, verfügten die Frauen über keinerlei parlamentarische Erfahrungen. Von 
den 86 Abgeordneten, die der SPD nach der Abspaltung der USPD (1917) aus dem 
letzten Reichstag verblieben waren, kehrten 59, also über zwei Drittel, in die Natio­
nalversammlung zurück. Bezogen auf die Gesamtzahl der Fraktionsmitglieder war 
das nur eine Minorität von 35,8 %. Statistisch gesehen lag die Quote geringfügig 
höher als im Durchschnitt der Abgeordneten aller Parteien (138 absolut entspre­
chend 32,8 %), so daß sich insofern das personelle Profil der SPD-Fraktion nicht 
auffällig von dem anderer Fraktionen abhob. Unter Einbeziehung der Tatsache, daß 

6 Vgl. Anm. 4.

7 Vgl. dazu auch das Referat von Marie]uchacz auf der Frauenkonferenz der SPD vom 15./16. 6. 1919 in 
Weimar, in: SPD-Parteitag 1919, S. 459 ff., bes. S. 461.

8 So Antonie Pfülfs mit „lebhafter Zustimmung“ bedachte Ausführungen auf der Frauenkonferenz, siehe 
vorige Anm.

9 Frauenkonferenz ebd. S. 465.
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Zum Sozialprofil der Fraktion

durch die Spaltung der Partei im 1. Weltkrieg ehemalige SPD-Abgeordnete nun bei 
der USPD zu finden waren, und der Mandatsgewinne, die die Partei gegenüber 
ihrem Anteil im letzten Reichstag erzielte, sprach daraus jedoch eher ein Moment 
der Kontinuität. Vier weitere Abgeordnete — Kuntze, Hue, Lesche, Severing — die 
vor 1912 schon ein Reichstagsmandat innegehabt hatten, kehrten mit der National­
versammlung in das zentrale Reichsparlament zurück.
Die überwiegende Mehrheit — 102 Abgeordnete — war neu im Reichsparlament. 
Davon verfügten 15 allerdings über parlamentarische Erfahrungen in Landtagen, 
darunter so profilierte Politiker wie Otto Braun, Erhard Auer und Hugo Hei- 
mann.w Zwei weitere waren als Abgeordnete in preußischen Provinziallandtagen 
mit der parlamentarischen Tätigkeit vertraut." Darunter befand sich auch der zum 
Fraktionsvorsitzenden gewählte Paul Löbe; ein Zeichen, daß für den Aufstieg auf 
der parlamentarischen Karriereleiter nicht unbedingt eine längere Zugehörigkeit 
zum Reichstag Voraussetzung war. Die Bewährung in anderen Ämtern und Positio­
nen zählte in der revolutionären Umbruchsperiode zumindest als gleichwertiger Be­
fähigungsnachweis.
Die restlichen 67 männlichen, erstmals in ein Reichsparlament gewählten Abgeord­
neten kannten die Arbeit in den Parlamenten aus eigener Erfahrung, wenn über­
haupt, nur aus der kommunalen Praxis.10 11 12 Zu diesem Kreis rechneten auch so profi­
lierte Persönlichkeiten wie Simon Katzenstein (Stadtverordneter in Charlottenburg), 
der Kölner Stadtverordnete (seit 1918) Wilhelm Sollmann und das Magdeburger 
Magistratsmitglied (seit 1917) Hermann Beims. Für den Aufstieg in den Kreis der 
Mitglieder des Reichsparlaments spielten kommunalpolitische Erfahrungen aber 
ganz offenkundig nur eine nebensächliche Rolle. So fielen bei Beims sicherlich seine 
Eigenschaft als Bezirksparteisekretär, bei Sollmann der Vorsitz in der SPD Köln und 
sein geschicktes Agieren als Vorsitzender des Arbeiter- und Soldatenrates, bei Kat­
zenstein seine intensive publizistische Tätigkeit und vielfältigen Aktivitäten und 
Funktionen in der Arbeiterbewegung stärker ins Gewicht. Die Einflußmöglichkei­
ten lokaler Organisationen auf die Kandidatenaufstellung, wie sie unter dem Mehr­
heitswahlrecht bestanden, gingen mit dem Listenwahlrecht in der Weimarer Repu­
blik zurück, denn das maßgebende Wort für die Plazierung auf den Wahlkreislisten 
sprachen die Bezirksorganisationen.13

10 Der von Paul Löbe als Berichterstatter über die „Parlamentarische Tätigkeit“ dem Parteitag vermittel­
te Eindruck von „108 parlamentarischen Neulingen“ verzeichnete das Bild. Er zählt nur 57 Mitglieder 
des letzten Reichstages als Parlamentarier und bezog weder frühere Reichstagsabgeordnete noch 
Landtagsabgeordnete ein; SPD-Parteitag 1919, S. 456.

11 Neben Löbe noch Willy Steinkopf, Mitglied des ostpreußischen Provinzialiandtages 1912-1915.

12 U. a. Beims, Budde, Jäcker, Jungnickel, Katzenstein, Liebig, Lübbnng, Lüttich, Obermeyer, Panzer, 
Reek, Schumann, Sollmann, Trinks.

13 Informationen über die Kandidatenaufstellung für die Nationalversammlungswahlen stehen kaum zur 
Verfügung; aus den Debatten im Vorfeld der Reichstagswahlen 1920, bei denen zusätzlich das System 
einer ergänzenden Reichsliste zur Anwendung kam, geht jedoch eindeutig das bei der Kandidatenaus­
lese praktizierte Verfahren hervor; vgl. Parteiausschuß 30./31. 3. 1920, Reprint S. [833, 835] f.; 4. 5. 
1920, Reprint S. [841] ff.; Parteikonferenz 5./6. 5. 1920, Reprint S. [888 f., 892, 907, 931].
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Dieses System begünstigte im Endeffekt „Funktionäre“, die ohnehin schon bei den 
ersten Nachkriegswahlen bessere Startbedingungen besaßen. Sie hatten während des 
1. Weltkrieges weit stärker als in der Vorkriegszeit das Parteileben bestimmt und 
verkörperten mit ihren Aktivitäten weitgehend die Partei.14 Die Bewährung und 
Profilierung in der revolutionären Umsturzsituation konnten die Aufstiegschancen 
ins Parlament verbessern; für sich allein reichten sie aber nur in den seltensten Fällen 
aus. Von den Abgeordneten der Nationalversammlung ist nur bei 33 eine Mitglied­
schaft in Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten vermerkt, davon bei 27 von der SPD 
und bei je zwei von der USPD und DNVP. Es ist zu vermuten, daß noch weitere 
Abgeordnete zumindest zeitweise Räten angehört hatten, mittlerweile aber ausge­
schieden waren oder diese Tatsache nur nicht angaben. Ein unmittelbarer Zusam­
menhang zwischen dem öffentlichen Hervortreten über die Tätigkeit in den Räten 
und dem Sprung in die Nationalversammlung läßt sich nur selten konstatieren, so 
bei Paul Rodemann (SPD), der am 2. Februar von den Osttruppen als Abgeordneter 
gewählt worden war15, und wohl auch bei Roman Becker, dem Vorsitzenden des 
Arbeiterrates Gleiwitz.16 Im Regelfall aber war die Rätezugehörigkeit dieser SPD- 
Abgeordneten nur ein Ausfluß ihrer Position im Partei- und Gewerkschaftsappa­
rat.
Der Aufstieg ins Zentralparlament führte zumeist über die Bewährung in Ämtern 
und Funktionen der Arbeiterbewegung. Auch die erstmals zu Abgeordneten der 
Nationalversammlung Gewählten repräsentierten im Kern die Vorkriegssozialde­
mokratie mit ihrem Vertrauen auf die Organisation und der Scheu, schwer kalkulier­
bare Risiken einzugehen. Insofern verkörperten sie ein Element der Kontinuität vom 
Kaiserreich zur Weimarer Republik. Die revolutionäre Umbruchperiode brachte für 
die SPD-Fraktion, obwohl sich ihr Sozialprofil durchaus veränderte, in personeller 
Hinsicht keinen innovativen Wandel.
In der Altersstruktur unterschied sich die SPD-Fraktion nur in Nuancen vom 
Durchschnitt des Gesamtparlaments. Der Anteil der unter 40jährigen war mit 11,0 
bzw. 11,4 % praktisch gleich, derjenige der 40jährigen bei der SPD deutlich höher 
(42,9 % gegen 37,5 %), unter den über 60jährigen erheblich niedriger (9,2 gegen 
15,9 %).17
Die Nationalversammlungsfraktion war im Vergleich zu den späteren Reichstags­
fraktionen eher jung, lag aber mit der Fraktion von 1912 praktisch gleichauf. Der 
Trend zu einem kontinuierlichen Anstieg des Durchschnittsalters sowohl der Ge­
samtfraktion wie der erstmalig Gewählten, der sich in der Vorkriegszeit abzeichne­
te18, wurde vorübergehend gestoppt. Das lag wohl in erster Linie an der erheblich 

14 Vgl. Miller, Bürde, S. 316, die darauf hinweist, daß die Funktionäre häufig „reklamiert“, d. h. vom 
Frontdienst befreit wurden und so ihre Posten behielten.

15 Rodemann war seit dem 10. 11. 1918 Vorsitzender des Soldatenrates im Gouvernement Libau; vgl. 
Handbuch Nat. Vers., S. 244.

16 Becker gibt im Handbuch, S. 129 an, er habe am 10. 11. 1918 „die Geschicke von Gleiwitz, Stadt und 
Land, in die Hand genommen“.

17 Vgl. Hillgers, S. 38.

18 Reichstagsfraktion der SPD I, S. LIV, bes. Anm. 23.
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Zum Sozialprofil der Fraktion

gestiegenen Zahl der Mandate, wodurch im großen Umfang auch Sozialdemokraten 
ins Parlament einzogen, die aus der mittleren Funktionärsschicht kamen. Unter den 
erstmals in ein Reichsparlament Gewählten fanden sich viele, die über ihre Region 
hinaus kaum im politischen und öffentlichen Leben hervorgetreten waren.
Von den prominenten Persönlichkeiten unter den Neulingen der Nationalversamm­
lungsfraktion, so Erhard Auer, Adolf und Otto Braun, Heimann, Katzenstein, 
Schlicke, Sinzheimer und Winnig — gehörten vier schon der 50er Generation19 20 21, fünf 
der 40er an, darunter auch der Fraktionsvorsitzende Löbe.la Auf der anderen Seite 
fanden sich unter den Abgeordneten aus dem letzten Reichstag, die nicht in die 
Nationalversammlung zurückkehrten, keineswegs nur ältere. Selbst bei den 60jähri- 
gen — Antrick (60), Blos (69), Dietz (75), Segitz (65) und Vollmar (68) — gaben 
Altersgründe wohl nur bei Dietz, gesundheitliche bei Vollmar2' den Ausschlag. Die 
Mehrheit der Ausgeschiedenen gehörte zur mittleren Generation; Hermann Wendel 
war sogar erst Mitte dreißig. Insgesamt brachte die Nichtwiederkehr ehemaliger 
Reichstagsabgeordneter so nur einen ganz unbedeutenden Verjüngungseffekt.
Bei der überwiegenden Mehrheit handelte es sich ganz offenkundig um einen Rück­
zug aus eigenem Entschluß.22 Die revolutionäre Umwälzung machte sich dabei inso­
fern bemerkbar, als viele dieser ehemaligen Reichstagsabgeordneten Regierungsäm­
ter in den Ländern übernommen hatten (u. a. Blos in Württemberg, Siidekum und 
Göhre in Preußen, Antrick in Braunschweig, Segitz in Sachsen) und den Schwer­
punkt ihrer politischen Arbeit dorthin verlagerten. Von ihrem persönlichen und po­
litischen Werdegang her glich dieser Personenkreis fast einem Querschnitt der ehe­
maligen Reichstagsfraktion. Insofern hat ihr Ausscheiden das Sozialprofil der Frak­
tion nicht verändert.
Die Schwierigkeiten, die Sozialstrukturen der Parlamentarier aus deren eigenen An­
gaben in den Parlamentshandbüchern zu erschließen, sind bekannt. Dennoch liefern 
diese Kurzbiographien zumindest einen Vergleichsmaßstab mit den vorhergehenden 
Parlamenten, in diesem Fall dem letzten Reichstag. Während sich bei dem 1912 
gewählten Reichstag 23,9 % der Abgeordneten (95 von 397 insgesamt) als Arbeiter 
und gelernte Handwerker einstuften, zählten sich in der Nationalversammlung 
gleich 42,3 %, also 178 von 421 Abgeordneten, zu dieser Kategorie. Als Zeugnis für 
eine starke parlamentarische Repräsentation der „Handarbeit“ sind diese Angaben 
jedoch nur bedingt zu gebrauchen. Denn von diesen 178 Arbeitern und Handwer­
kern waren tatsächlich nur mehr 11 in ihrem Beruf tätig23, während die übrigen 
schon einen sozialen Aufstieg vollzogen hatten, als sie den Sprung ins Parlament 
schafften.
In der sozialdemokratischen Fraktion der Nationalversammlung kamen ca. drei 
Viertel der Abgeordneten ursprünglich aus der Arbeiterschaft und handwerklichen 

19 Adolf Braun 56, Heimann 59, Katzenstein 51, Schlicke 55.

20 Erhard Auer 44, Otto Braun 47, Löbe 43, Sinzheimer 43, Winnig 40.

21 Vgl. Nr. 10, Anm. 1.

22 Vgl. weiter unten, S. XXI. Außere Umstände waren es dagegen bei Joseph Emmel aus Elsaß-Lothrin- 
gen, dessen Heimatgebiet durch den Ausgang des Krieges an Frankreich fiel.

23 Vgl. die Aufstellungen von Hillgers, S. 32.
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Arbeitnehmerberufen. Abweichungen bei den absoluten Zahlen von Fraktionsmit­
gliedern, die unter diese Kategorie fielen — bei Hillgers 124, bei Miller 118 = 
71,5 %24 — erklären sich aus den Grenzfällen. Nach den sorgfältigen Aufschlüsse­
lungen bei Miller stellten die Metallarbeiter mit 29 das stärkste Kontingent unter den 
118 aus handwerklichen und industriellen Arbeitnehmerberufen kommenden Abge­
ordneten. Auf die Berufsgruppen der Holz- und Bauarbeiter entfielen jeweils 18 
Abgeordnete. 14 hatten ursprünglich einen Beruf im graphischen Gewerbe ausgeübt. 
11 SPD-Abgeordnete kamen aus Angestelltenberufen, d. h. zumeist aus der Schicht 
der unteren Angestellten. Die große Mehrheit war also durchaus proletarischer Her­
kunft. Diese Abgeordneten hatten noch durch Handarbeit ihren Lebensunterhalt 
verdient und das Arbeitermilieu in Handwerks- und Industrieunternehmen und im 
Bergbau kennengelernt. Aber fast ohne Ausnahme übten sie ihre ursprüngliche Er­
werbstätigkeit nicht mehr aus, als sie in die Nationalversammlung eintraten.
Eine akademische Ausbildung hatten 18 Fraktionsmitglieder absolviert; davon wa­
ren allerdings 5 ohne Abschluß geblieben. Ein traditionell starkes Kontingent unter 
der Minorität der Akademiker stellten die Juristen (Heine, Jasper, Landsberg, 
Quarck, Saenger und Sinzheimer). Davon waren zwei (Landsberg und Heine) zu 
Ministern im Reich und Preußen, einer (Saenger) zum Staatssekretär in Bayern avan­
ciert.25 Quarck betätigte sich neben seiner politisch-parlamentarischen Arbeit als 
freier Publizist und Schriftsteller. Als Rechtsanwalt war neben Jasper auch der 
renommierte Arbeitsrechtler Sinzheimer tätig. Von den insgesamt 7 Lehrern, darun­
ter 5 Volksschullehrern und 1 Gymnasiallehrer mit akademischer Ausbildung und 
Doktorgrad, übte offenkundig nur einer noch seinen Beruf aus.
Im Vergleich zur 1912 gewählten Reichstagsfraktion, in der die Akademiker und 
Volksschullehrer rund ein Viertel der Abgeordneten stellten, sank ihr Anteil in der 
Nationalversammlungsfraktion rapide ab: er betrug nur noch gerade etwas mehr als 
ein Zehntel. Gerade unter den akademisch gebildeten Altparlamentariern der SPD 
hatten sich überdurchschnittlich viele der USPD zugewandt.26 Unter den Neuparla­
mentariern aber waren Akademiker eine Ausnahme: neben Sinzheimer nur noch Jas­
per.
In Bezug auf soziale Herkunft, Bildungsweg und Berufsqualifikation wies die Na­
tionalversammlungsfraktion zwar ähnliche Züge wie die Fraktion der SPD in den 
Reichstagen des Kaiserreichs auf, aber doch mit charakteristischen Verschiebungen. 
Eine akademisch gebildete schwächer gewordene Minderheit und die große noch 
stärker dominierende Gruppe von zumeist fachlich qualifizierten Handarbeitern be­
stimmten ihr Sozialprofil, soweit es die ursprüngliche Schichtzugehörigkeit betraf. 
Mit Blick auf die tatsächlich von den sozialdemokratischen Parlamentariern ausge­
übten Berufe und Tätigkeiten zeigten sich ebenfalls deutliche Veränderungen. Durch 

24 Miller, Bürde, Anhang II, S. 317, 460; Hillgers, S. 32, kommt dagegen auf 124 „Arbeiter und gelernte 
Handwerker“. Für ihre Fraktion im letzten Reichstag des Kaiserreiches gibt er die Zahl von 84 an.

25 Miller, ebd., S. 459 f. rechnet Saenger noch zu den praktizierenden Rechtsanwälten, während er schon 
seit dem 1. 11. 1918 Staatssekretär im bayerischen Unterrichtsministerium war.

26 Miller, Bürde, S. 317 kommt auf eine Akademikerquote von 14 %, da sie von 23 Akademikern aus­
geht. Ihre Tabelle auf S. 460 weist dagegen nur 18 Akademiker aus.
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den Wandel der Sozialdemokratie zur Massenpartei und den Aufstieg der Gewerk­
schafts- und Genossenschaftsbewegung entstand schon im Kaiserreich ein wachsen­
der Bedarf nach festangestellten Funktionären. Mit dem Ausbau ihres Apparates 
„produzierte“ die Arbeiterbewegung eine aus ihr selbst hervorgehende Führungs­
schicht, die zunehmend auch das Gesicht ihrer Parlamentsfraktion bestimmte.27
Die politisch-gesellschaftliche Isolierung der Sozialdemokratie, die bis zur Vor­
kriegszeit praktisch nur den sozialen Aufstieg innerhalb der Organisationen der Ar­
beiterbewegung zuließ, wurde im Grundsatz zwar schon im Weltkrieg gelockert 
und mit der Revolution gebrochen. Als Rekrutierungsfeld für politisch-parlamenta­
rische Karrieren spielte der öffentliche Dienst unter den SPD-Abgeordneten der 
Nationalversammlung noch keine Rolle. Bis zur Novemberrevolution 1918 war die­
ser den Sozialdemokraten praktisch völlig versperrt.28 Da die staatliche Bürokratie in 
der Revolution weitgehend unangetastet blieb und kaum ein personeller Neuerungs­
schub stattfand, hielt sich die Öffnung in engen Grenzen.29 Angesichts der kurzen 
Zeitspanne, die zwischen dem Ausbruch der Revolution und der Wahl zur Natio­
nalversammlung lag, waren Auswirkungen auf das Sozialprofil der SPD-Fraktion in 
der Nationalversammlung erst recht kaum zu erwarten. Von den 11 Abgeordneten, 
die von Miller dem öffentlichen Dienst zugerechnet wurden, waren drei, davon zwei 
Fürsorgerinnen, bei Kommunen beschäftigt. Auch unter Einschluß eines beim Mili­
tär dienenden „Feldeisenbahnunterassistenten“ lassen sich bestenfalls sieben als zum 
öffentlichen Dienst gehörig einstufen.30 Denn bei den übrigen vier handelte es sich 
im Grundsatz um Inhaber von politischen „Beamten- und Angestelltenämtern“: ei­
nen kommunalen Wahlbeamten in Ludwigshafen, Jakob Binder, den Berliner Poli­
zeipräsidenten Eugen Ernst, den württembergischen Gesandten in Berlin Karl Hil­
denbrand und die Referentin im Reichswirtschaftsministerium Wilhelmine Kähler. 
Abgesehen von Binder, der schon 1905 in dieses Amt berufen wurde, verdankten die 
übrigen drei ihre Posten dem neuen republikanischen System. Uber die politische 
Schiene wechselten sie von Ämtern in der Arbeiterbewegung in hauptamtliche öf­
fentliche Positionen über.
Im Blick auf die tatsächlich ausgeübten Berufe und Tätigkeiten ergab sich für die 
Nationalversammlungsfraktion ein Bild, das sich erheblich von den früheren Reichs­
tagsfraktionen unterschied. Auf den ersten Anschein hin wurde der Siegeszug der 
Partei- und Gewerkschaftsangestellten gestoppt. Sie bildeten zwar erneut das Rück­
grat der Fraktion, aber ihr Anteil war gegenüber dem von Matthias und Pikart für 
die letzte Reichstagsfraktion errechneten Wert von 62 % ( = 68 Abgeordnete)31 of­
fenkundig nicht weiter gestiegen. Unter den 165 Fraktionsmitgliedern befanden sich 

27 Reichstagsfraktion der SPD I, S. LV ff., bes. S. LXIII f.

28 Vgl. Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutsche Sozialdemokra­
tie am Vorabend des 1. Weltkrieges, Frankfurt/M.-Berlin 1973 und Susanne Miller, Burgfrieden und 
Klassenkampf. Die deutsche Sozialdemokratie im Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 1976.

29 U. a. beispielhaft Elben; Matthias in Einleitung Regierung der Volksbeauftragten I, S. IL ff., CXX f.

30 1 Volksschullehrer, 1 Postsekretär, 1 städtischer Obersekretär, 1 Kreisarzt, 2 städtische Fürsorgerin­
nen, 1 Feldeisenbahnunterassistent.

31 Reichstagsfraktion der SPD I, S. LVI ff., bes. S. LIX.
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45 Parteiangestellte, 37 besoldete Gewerkschaftsfunktionäre — unter Einschluß von 
Redakteuren der Gewerkschaftspresse — und 12 Arbeitersekretäre. Zusammen stell­
ten diese 94 Partei- und Gewerkschaftsangestellten 57 % der Fraktionsmitglieder. 
Bezieht man noch die Angestellten und Geschäftsführer aus anderen Einrichtungen 
der Arbeiterbewegung (Genossenschaften, Selbsthilfekassen etc.) — insgesamt 9 — 
ein, so entsprach die Quote dieser von Matthias und Pikart als „Arbeiterbeamten“ 
gekennzeichneten Abgeordneten mit 61,8 % fast exakt derjenigen der 1912 gewähl­
ten Reichstagsfraktion. Innerhalb dieser Gruppe hatten sich allerdings die Relatio­
nen stark verschoben. Die Zahl der besoldeten Gewerkschaftsfunktionäre ein­
schließlich der Arbeiterfunktionäre war 1919 im Vergleich zu 1912 nicht nur absolut 
von 23 auf 49 (davon 12 Arbeitersekretäre)32 gewachsen, sondern auch prozentual 
von 21 auf fast 30 % der Gesamtfraktion angestiegen. Unter den Neulingen im 
Reichsparlament verkörperten sie das stärkste Kontingent. Die Vergewerkschaftung 
der Fraktion erreichte mit der Nationalversammlung ihren Höhepunkt, sackte aber 
schon nach der Reichstagswahl von 1920 wieder rapide ab.
Demgegenüber war die Zahl der Parteiangestellten in der Nationalversammlung im 
Vergleich zur Fraktion von 1912 nur wenig gestiegen, obwohl sie dicht hinter den 
Gewerkschaften die zweitgrößte Gruppe der Neuparlamentarier stellten. Statt 22 
Parteiredakteuren (1912) gehörten nun 24 der Nationalversammlungsfraktion an; 
prozentual fiel ihr Anteil dagegen von 20 auf 14,5 %. Die 21 besoldeten Parteisekre­
täre bildeten mit 12,7 % einen fast gleichstarken Block. Ihre Zahl hatte sich gegen­
über 1912 nicht nur absolut (von 12 auf 21), sondern auch prozentual, allerdings nur 
geringfügig erhöht (1912: 10,9 %).33
Diese auf formale Kategorien gestützten Vergleiche besagen jedoch kaum etwas über 
die tatsächliche Durchdringung der Parlamentsfraktion mit hauptamtlichen Partei­
funktionären. Denn gerade aus ihren Reihen rekrutierte sich ganz überwiegend der 
Stamm von sozialdemokratischen Regierungschefs und Ministern, die in Reich und 
Ländern die Verantwortung für die Exekutive übernommen hatten. Bei der Konsti­
tuierung der Nationalversammlung übten insgesamt 29 Abgeordnete der SPD 
gleichzeitig ein Amt in der staatlichen Exekutive aus.34 Als Regierungschefs, Mini­
ster und Volksbeauftragte in einer ministerähnlichen Stellung im Reich und in den 
Ländern fungierten davon allein 19. Es entfielen auf das
Reich 5: die Volksbeauftragten Ebert, Scheidemann, Landsberg, Noske, Bissell, 
Preußen 2: Landwirtschaftsminister Otto Braun und Justiz-, später Innenminister 
Heine,

32 Auf die Zahl von 49 aus eigenen Auswertungen - vgl. Potthoff, Gewerkschaften, S. 397 - kommt 
auch das Correspondenzblatt Nr. 8 vom 22. Febr. 1919, S. 63. Der USPD-Fraktion gehörten 2 höhere 
Gewerkschaftsfunktionäre an: Joseph Simon, der Vorsitzende des Schuhmacherverbandes und Wil­
helm Bock, der Redakteur des Verbandsblattes der Schuhmacher.

33 Errechnet aus den absoluten Zahlen in Reichstagsfraktion der SPD I, S. LVI und Miller, Bürde, 
Anhang II, S. 458 f.

34 Vgl. die Übersicht bei Hillgers, S. 29 f., dessen Überschrift „Minister und Volksbeauftragte“ aller­
dings irreführend ist. Hillgers rechnet auch noch Otto Wels als „Polizeipräsident a. D.“ unter die 
Inhaber von Ministerämtern, so daß er auf die Zahl von 30 kommt.
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Bayern 2: Innenminister Erhard Auer und Unterrichtsminister Johannes Hoff­
mann,
Sachsen 3: Ministerpräsident Gradnauer, Kultusminister Buck, Volkskommissar 
Haack,
Württemberg 1: Arbeitsminister Schlicke,
Baden 1: Verkehrsminister Rückert, 
Hessen 1: Ministerpräsident Ulrich, 
Mecklenburg-Schwerin 1: Staatsminister Starosson, 
Mecklenburg-Strelitz 1: Staatsminister Hans Krüger, 
Sachsen-Weimar-Eisenach 1: Staatskommissar Baudert, 
Anhalt 1: Staatsratsvorsitzender Heine, der zugleich preußischer Minister war, 
Oldenburg 1: Mitglied des Direktoriums Hug.
Gustav Bauer hatte als Staatssekretär des Reichsarbeitsamtes eine Eunktion inne, die 
in etwa dem Rang eines Ministers entsprach. Als Unterstaatssekretäre im Reich wie­
sen die biographischen Angaben zu den Abgeordneten der Nationalversammlung 
Robert Schmidt und Eduard David aus, als Beigeordnete in Reichsämtern Quarck 
und Schumann, in Preußen Hue und als Reichsbevollmächtigten Winmg. Einer, Hil­
denbrand, war Gesandter (von Württemberg) und zwei Polizeipräsidenten (Ernst in 
Berlin und Sinzheimer in Frankfurt).
Bis auf Sinzheimer handelte es sich bei dieser Gruppe von Inhabern von Exekutiv­
ämtern ausnahmslos um sogenannte „Arbeiterbeamte“. Davon rechnete nur der ge­
ringere Teil zu den Gewerkschaftsfunktionären (Bauer, Bissell, Schumann, Hue, 
Schlicke, Haack), von denen überdies Hue und Schumann ihre Beigeordnetenämter 
eindeutig nur als eine vorübergehende Nebentätigkeit begriffen; die weit überwie­
gende Mehrheit rekrutierte sich dagegen aus hauptamtlichen Parteifunktionären.
Diese ehemaligen Führungskräfte der Arbeiterbewegung, die bis auf wenige Aus­
nahmen erst durch die Revolution an die Spitze der Exekutive gelangten, bildeten 
den Stamm, aus dem sich nach Ablauf der revolutionären Provisorien die parlamen­
tarisch legitimierten Regierungsmannschaften der Sozialdemokratie rekrutierten. In 
Umrissen schälte sich hier eine neue „ministrable“ Parteielite heraus, die sich von 
dem Typus der „Arbeiterbeamten“ abzulösen begann und eine eigene Kategorie 
sozialdemokratischer „Minister“ bildete. Nach einem Ausscheiden aus dem Regie­
rungsamt kehrten sie nur in den seltensten Fällen in ihre frühere Wirkungsstätte 
zurück — so wie Rudolf Bissell, der wieder beim Bundesvorstand des ADGB ange­
stellt wurde — oder übernahmen einen anderen staatlichen Posten, wie Noske nach 
seinem erzwungenen Rücktritt mit der Ernennung zum Oberpräsidenten der Pro­
vinz Hannover. In der überwiegenden Mehrzahl aber bildeten sie eine politisch­
parlamentarische Elite von Anwärtern auf Regierungsämter, die von der Sozial­
demokratie ggf. wieder zu besetzen waren. Ihr Kreis war weitgehend geschlossen, da 
mit dem Ausklingen der revolutionären Übergangszeit und der Bildung parlamenta­
rischer Regierungen die Zahl der von der SPD zu besetzenden Regierungsämter 
zurückging.
Die Verselbständigung und Verfestigung dieser ministeriellen und ministrablen Füh­
rungselite erschien in mehrfacher Hinsicht problematisch. Sie zeigte Tendenzen zu 
einer gesonderten „Ministergesellschaft“, die sich von Partei und Fraktion ablöste 
und sich ihr entfremdete. Potentiellen Nachwuchskräften unter den SPD-Abgeord­
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neten wurde so der Aufstieg in die Exekutive weitgehend verbaut bzw. zumindest 
sehr erschwert. Die politisch ehrgeizigen und tatkräftigen unter ihnen mußten sich 
beinahe zwangsläufig anderen Feldern zuwenden, auf denen sie sich profilieren 
konnten. Aus ihren Reihen rekrutierte sich ein politisch-parlamentarischer Kreis, 
der seine Legitimation ganz in der Partei- und Fraktionsarbeit suchte und in einer 
eigenständigen Rolle gegenüber den Regierungsmitgliedern der SPD für sich und die 
Partei eine Wurzel der Kraft und des Selbstbewußtseins fand. Hermann Müllers 
Argument vom Sommer 1919, es sei besser, wenn der Parteivorsitzende „sich jetzt 
der Regierung fernhält“3’, ebenso wie Otto Wels’ Weigerung, 1920 als Nachfolger 
Noskes ins Kabinett einzutreten, und Carl Legiens Zurückschrecken vor dem 
Reichskanzleramt35 36 kennzeichneten einen Trend, den eigenen Organisationen den 
Vorrang zu geben. Was für diese galt, traf für andere Fraktionsmitglieder der zwei­
ten Garnitur erst recht zu. Häufig enttäuscht von dem parlamentarischen Betrieb, 
wandten sie sich schon in der Nationalversammlungszeit wieder stärker der Partei- 
und Organisationsarbeit zu und kehrten der Tätigkeit im Parlament den Rücken.37 
Schon in der revolutionären Umbruchszeit kristallisierte sich so eine Auffächerung 
der Eliten der sozialistischen Arbeiterbewegung in eine abgelöste „Ministergesell­
schaft“, die sich im Kontakt mit der Partei schwertat, und dem Kreis der Partei- und 
Gewerkschaftsfunktionäre heraus, die vorrangig in ihren Organisationen ruhten und 
dort die Prioritäten setzten.
Das alte Problem der Doppelmandate in Reichstag und Landesparlamenten, das wie 
in der Kaiserzeit die Partei auch noch in Weimar auf den Parteitagen beschäftigte38, 
verlor allein schon durch den Übergang vom Mehrheits- zum Verhältniswahlrecht 
mit seinem Listensystem viel an Brisanz. Überdies war die Zahl derjenigen, die als 
Neuparlamentarier gleichzeitig noch ein Landtagsmandat innehatten, nicht beson­
ders hoch. Darunter befanden sich sowohl Hinterbänkler der Nationalversamm­
lungsfraktion — wie Karl Bethke (MdL Sachsen), Karl Hense (Hamburger Bürger­
schaft), Fritz Endres (MdL Bayern) — als auch herausragende Köpfe wie Carl Seve­
ring (MdL Preußen) und Wilhelm Keil, der über 22 Jahre (1910—1932) gleichzeitig 
im Reichsparlament und im Landtag seiner Heimat Württemberg saß.39 Die Intensi­
tät, mit der sich Keil, der als Steuerexperte fast unentbehrlich schien, der Fraktions­
arbeit widmete, zeugte davon, daß zumindest er dieser Doppelbelastung gewachsen 
war.

35 Vgl. Nr. 53 (21.6.).

36 Vgl. Potthoff, Gewerkschaften, S. 276 ff.

37 Die mangelhafte Präsenz in der Nationalversammlung ist dafür ein Indiz; vgl. SPD-Parteitag 1919, 
S. 346 f. und 1920, S. 169 f.; Parteikonferenz 22./23. 3.1919, Reprint, S. [625] und [641]; Parteiaus­
schuß 28./29. 8. 1919, Reprint, S. [676].

38 Vgl. die Bewertung in Löbes Fraktionsbericht, SPD-Parteitag 1919, S. 346. Auf dem Parteitag von 
1920 wurden zwar noch Anträge (Nr. 177 und 178) gestellt, Doppelmandate zu untersagen, aber ohne 
Aussprache auf Vorschlag des Referenten Hildenbrand abgelehnt; SPD-Parteitag 1920, S. 170, 174, 
293.

39 Endres gehörte vom 1. 3. 1919 der bayerischen Regierung als Minister für Justiz an, Anfang Juli 1919 
wechselte er ins Innenressort.
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Im Kern waren es weniger die bloßen Doppelmandate, die problematisch schienen, 
sondern die Verbindung von Exekutivämtern in den Ländern mit der Abgeordne­
tentätigkeit in der Nationalversammlung. Von den betreffenden Abgeordneten gab 
vor der Konstituierung der Nationalversammlung nur Alwin Saenger, der seit dem 
1. November 1918 Staatssekretär im bayerischen Unterrichtsministerium war, sein 
Mandat zurück.40 Von den Volksbeauftragten und Ministern in den Ländern ent­
schloß sich Georg Gradnauer zu diesem Schritt, nachdem er am 20. März vom säch­
sischen Landtag zum Ministerpräsidenten gewählt worden war. Mit ihm legte auch 
sein Kultus- und Unterrichtsminister Wilhelm Buck das Mandat nieder.41 Die von 
ihnen angeführten Gründe der Überlastung dürften auch bei Johann Peter Paul 
Hug, Mitglied des Direktoriums des Landes Oldenburg, der im Juni 1919 aus der 
Nationalversammlung ausschied, und bei Magnus Robert Haack, seit dem 22. No­
vember 1918 Volkskommissar für wirtschaftliche Demobilisation in Sachsen und 
überdies noch Bezirksleiter des Deutschen Metallarbeiterverbandes (DMV), der im 
August 1919 auf seinen Abgeordnetensitz verzichtete, mitgespielt haben.42 Es fällt 
ins Auge, daß diese Mandatsniederlegungen erst erfolgten, nachdem die revolutionä­
ren Provisorien in den Ländern von parlamentarisch legitimierten Regierungen ab­
gelöst waren und die Fortexistenz der Einzelstaaten gesichert schien.
Nicht minder auffällig war, daß Minister aus anderen Ländern ihren Abgeordneten­
sitz nicht aufgaben. Darunter auch — trotz der Erschwernisse durch die räumliche 
Trennung Berlin-Weimar — die beiden preußischen Minister Heine und Otto 
Braun. Wolfgang Heine, ab 15. November 1918 Vorsitzender des Staatsrates von 
Anhalt und seit dem 27. November Justiz-, vom 25. März 1919 bis 30. März 1920 
Innenminister in Preußen, gehörte der Fraktion de facto nur nominell an und ließ 
deutlich spüren, daß er ihre Entscheidungen für sich persönlich nicht gelten ließ.43 
Die eigentlich naheliegenden Konsequenzen, entweder sein Mandat in der National­
versammlung niederzulegen oder die an seiner Politik und Person geübte Kritik 
durch Kontakte zur Fraktion aufzufangen, hat Heine nicht gezogen. Die Chancen 
zu einer Verklammerung von Reich und Preußen, die sich über die „Ämterkombina­
tion“ boten, wurden von ihm verpaßt, während sie sein preußischer Kollege, Land­
wirtschaftsminister Braun, zu nutzen suchte. Da in der Ernährungspolitik die maß­
geblichen Kompetenzen beim Reich lagen, bot sich Otto Braun über die SPD-Frak­
tion in der Nationalversammlung eine Plattform, auf der er für seine von der Linie 
Robert Schmidts abweichenden Auffassungen eintreten und auf die Reichsregierung 
einwirken konnte.44 Sicherlich lag es daneben auch noch an Brauns ganz anderem 

40 Bei Walter Stoessel, der ebenfalls schon vor der Eröffnung der Nationalversammlung verzichtete, 
lagen die Gründe wohl darin, daß sich sein Abgeordnetenmandat kaum mit seiner Tätigkeit als Agita­
tionssekretär der Freien Gewerkschaften im Posener Gebiet vereinbaren ließ, wo er für den Tag der 
endgültigen Abtretung die Gründung eines eigenständigen Deutschen Gewerkschaftsbundes in Polen 
vorbereitete. Vgl. Potthoff, Gewerkschaften, S. 245 f.

41 Vgl. Nr. 36.

42 Vgl. Nr. 44, Anm. I; zu Franz Starosson, Staatsminister in Mecklenburg-Schwerin, vgl. Nr. 63, bes. 
Anm. 1.

43 So bei den Beschlüssen zur Abstimmung über den Versailler Friedensvertrag; vgl. Nr. 54.

44 Zum Zusammenhang vgl. Schulze, Braun, S. 273 ff.
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Naturell und seiner Tatkraft, daß er neben der schwierigen Aufgabe in Preußen so 
kräftigen Anteil an der Arbeit in der Fraktion nahm.
Die Ämterhäufung hatte, wie schon die angeführten Fälle erkennen lassen, verschie­
denartige Aspekte: persönliche, innerparteiliche und staatspolitische. Im Sinne einer 
besseren Koordination der Politik der Sozialdemokratie in Reich und Ländern 
sprach zumindest im Falle Preußen vieles für eine aktive Wahrnehmung des Abge­
ordnetenmandats in der Nationalversammlung. Gesichtspunkte der Arbeitsüberla­
stung und der schon traditionellen Vorbehalte aus der Partei gegen Ämterkumula­
tionen ließen sich dagegen ins Feld führen. Doch letztere waren in der Partei, wenn 
es konkret wurde, gar nicht so stark, wie sich am Beispiel von Adolf Brauns und 
Hans (Johann) Vogel zeigte. Als diese wegen ihrer vielfältigen anderweitigen Bela­
stungen ihre Mandate in der Nationalversammlung zur Verfügung stellen wollten, 
wurden sie von ihren bayerischen Parteigenossen gebeten, sie weiter wahrzuneh­
men.45 So trug letztlich auch die Parteibasis dazu bei, personelle Neuerungsschübe 
zu blockieren, indem sie sich an die bekannten und bewährten Parlamentarier und 
Parteifunktionäre klammerte. Selbst dann, wenn nach Mandatsniederlegungen46 
neue Abgeordnete nachrückten, veränderte sich kaum etwas am Sozialprofil der 
Fraktion, weil auch sie wieder aus der Schicht der „Arbeiterbeamten“ kamen. Eine 
wirkliche personelle Erneuerung der Parlamentsfraktion fand in der Republik nicht 
statt, sondern nur die Ablösung einer Schicht von „Ministrablen“ aus dem Kreis der 
Funktionäre.

2. Organe und Geschäftsgewohnheiten

Die Klagen über die schlechte Präsenz und die dringlichen Mahnungen, zu den Sit­
zungen zu erscheinen, gehörten beinahe zum festen Ritual der Nationalversamm­
lungsfraktion.47 Selbst als sich die Fraktion im Februar konstituierte, fanden sich nur 
117 Mitglieder ein, wovon 12 noch verspätet eintrafen. Im Durchschnitt waren „sel­
ten mehr als 86 bis 96“ ihrer Abgeordneten anwesend, wenn die Nationalversamm­
lung tagte.48 Ein Teil der Fraktionsmitglieder fiel fast völlig für die Parlamentsarbeit 
aus, da andere Verpflichtungen in Regierungsämtern eindeutig dominierten.49 Ande­
re, die in Führungspositionen der Gewerkschaften tätig waren, wie etwa Legien und 
die Verbandsvorsitzenden Brey (Fabrikarbeiter), Sachse (Bergarbeiter), Schumann 
(Transportarbeiter) sowie Schlicke (Metallarbeiter) standen nur partiell zur Verfü­

45 Vgl. SPD-Parteitag 1919 (Fraktionsbericht), S. 347.

46 Neben den oben erwähnten u. a. noch Ebert wegen seiner Wahl zum Reichspräsidenten, Heinrich 
Kürbis, der am 14. Mai 1919 zum Oberpräsidenten von Schleswig-Holstein gewählt worden war und 
sein Mandat am 2. Dezember 1919 niederlegte und August Winnig, der im Januar 1920 seinen Abge­
ordnetensitz aufgab; vgl. Zentralrat, S. XLII; Sten.Ber., Bd. 331, S. 4195, Sitzung vom 13. 1. 1920.

47 Vgl. Nr. 11.

48 So Löbe im Parteiausschuß 28./29. 8. 1919, Reprint, S. [676],

49 Vgl. u. a. die oben in Abschn. I angeführten Beispiele von Heine, Gradnauer, Buck etc.
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gung, zumeist wenn unmittelbar ihre Branchen tangierende Themen auf der Tages­
ordnung standen.
Beeinträchtigt wurde die aktive Teilnahme an der Nationalversammlung und der 
Fraktion noch durch die vielfach herrschenden Wirren im Reich und die Behinde­
rungen, die Abgeordnete aus den besetzten Gebieten durch alliierte Besatzungsbe­
hörden erfuhren. Zum Teil waren es nur technische Schwierigkeiten, wie die Unter­
brechung von Reiseverbindungen, zum Teil aber auch sachliche Gründe, die Abge­
ordnete an dem Weg nach Weimar bzw. Berlin hinderten und sie vor Ort festhielten. 
So stand insgesamt für die Arbeit in Parlament und Fraktion nur ein eingegrenzter 
Personenkreis zur Verfügung.
Wie schon zu Zeiten der Reichstage tagte die Fraktion in der Regel nur dann, wenn 
auch Sitzungen der Nationalversammlung stattfanden. Die dichte Tagungsfolge des 
Parlaments, das neben den beiden zentralen Fragen, Verfassung und Friedensver­
trag, eine Fülle gesetzgeberischer Vorhaben zu bewältigen hatte, schlug sich entspre­
chend auch in der Häufigkeit von Fraktionssitzungen nieder. Bis zur Erledigung des 
Verfassungswerkes tagte die Fraktion während dieser Zeit beinahe täglich.
Der Beschluß vom 3. Oktober 1919, in Zukunft Fraktionssitzungen regelmäßig 
dienstags und freitags „nach dem Plenum, sonst nur nach Bedarf“ abzuhalten50, 
signalisierte einen Trend zur parlamentarischen Normalität. Einhalten ließ sich die­
ser Turnus nach den Protokollen fast nur beim Dienstagstermin, während die tur­
nusmäßige zweite wöchentliche Sitzung häufig auf donnerstags vorgezogen wurde. 
Durch unerwartet auftretende Komplikationen bei den Steuergesetzen und der Be­
triebsrätefrage wurden immer wieder besondere Sitzungen erforderlich. Die Einla­
dungen zu den Sitzungen erfolgten sowohl durch mündliche Mitteilungen in der 
vorhergehenden Sitzung als auch durch Aushang im Tagungsgebäude der National­
versammlung. An die abwesenden Fraktionsmitglieder ergingen daneben noch 
schriftliche — und in dringenden Fällen — telegrafische Einladungen.51 Nur in dem 
Fall der plötzlich zum 25. September 1919 anberaumten Sondersitzung ließ sich das 
übliche Procedere nicht einhalten.52
In den Reichstagsfraktionen der SPD übten Bebel und Singer über Jahrzehnte die 
Führung aus, ohne daß eine formelle Wahl von „Fraktionsvorsitzenden“ stattfand. 
Als Singer 1911 starb, bestimmte die Fraktion erstmals in einem förmlichen Wahlakt 
Hermann Molkenbuhr als Nachfolger.53 Zu Beginn der XIII. Legislaturperiode 1912 
wurde dann der Kreis der Fraktionsvorsitzenden auf drei (Bebel, Haase, Molken­
buhr) erweitert.54 Für den 1913 verstorbenen Bebel rückte Scheidemann, für den im 
Dezember 1915 zurückgetretenen Haase im Januar 1916 Ebert nach, der für die alte 
Fraktionsleitung auch die erste Sitzung der Nationalversammlungsfraktion am 4. Fe­
bruar 1919 eröffnete.55 Die Wahl des neuen Fraktionsvorstandes fand in der zweiten 

50 Vgl. Nr. 88.

51 Vgl. Nr. 81, 82. - Zur Praxis bis 1918 vgl. Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXX f.

52 Vgl. Nr. 86.

53 Vgl. Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXIII und CXV.

54 Ebd. I, S. 306 f. und II, S. 102, 104, 132 und 152.

55 Vgl. Nr. 1.
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Sitzung am gleichen Tage statt. Ohne ausdrückliche Begründung entschied sich die 
Fraktion dabei mit „David, Löbe, Molkenbuhr und [Hermann] A/w/Zer-Breslau“ für 
die ungewöhnliche Zahl von vier Fraktionsvorsitzenden.56
Formal waren die Fraktionsvorsitzenden gleichberechtigt. In der Praxis aber zeich­
nete sich eine deutliche Rangfolge ab, deren Ursachen sowohl in der Aufgabenver­
teilung wie im politischen Gewicht und dem persönlichen Status der Einzelnen zu 
suchen sind. Paul Löbe übte von Anfang an die Rolle einer Art von „geschäftsfüh­
renden“ Fraktionsvorsitzenden aus. Er regelte die praktischen Angelegenheiten der 
Fraktionsführung, präsidierte den Sitzungen und galt innerhalb der Fraktion als d e r 
Vorsitzende. In seiner Abwesenheit leitete zunächst Eduard David die Sitzungen. 
Als er sein Amt wegen der bevorstehenden Berufung zum Präsidenten der National­
versammlung zur Verfügung stellte, rückte das Mitglied des Fraktionsvorstandes 
Hoch ab 7. Februar 1919 in den Kreis der Fraktionsvorsitzenden auf und fungierte 
als Präsident.57 Man wird Hochs Aufstieg, der zu den Kritikern der Kriegspolitik der 
SPD gehört hatte, aber in der Partei verblieb, wohl auch unter dem Aspekt einer 
Integration des linken Flügels und als Belohnung für die von ihm bewiesene Loyali­
tät zu sehen haben.58
Hermann Müller gehörte als einziger der vier Fraktionsvorsitzenden dem Parteivor­
stand an. Nachdem Ebert und Scheidemann infolge ihrer Wahl in die Staatsämter als 
Parteivorsitzende ausschieden, war Müller zunächst „provisorisch mit der Leitung 
der Parteigeschäfte“ betraut worden. Am 11. Juni wählte ihn der Parteitag auch for­
mell zum Vorsitzenden?9 Nur 10 Tage später gab er das Amt des Fraktionsvorsit­
zenden wegen seiner Berufung zum Außenminister auf.60 Hermann Müller hatte 
zwar bis dahin gelegentlich auch Fraktionssitzungen präsidiert.61 Seine eigentlich 
gewichtige Funktion für die Fraktion lag jedoch nicht in der Wahrnehmung von 
Geschäftsvorgängen, sondern in der Ämterverbindung mit dem Parteivorsitz. Sie 
verlieh ihm die Autorität, die politischen Konturen der Fraktion zu prägen und nach 
außen zu vertreten. Nach seinem Ausscheiden gewann die Position Löbes, der sich 
mit seiner geschickten Amtsführung die Anerkennung der Fraktion erwarb, an zu­
sätzlichem Gewicht.
Hermann Molkenbuhr war als Fraktionsvorsitzender praktisch nicht präsent. Schon 
für die Vorkriegszeit haben Matthias und Pikart konstatiert, daß sein „Vorsitz ein 
Papiertitel blieb“. Seine Wiederwahl durch die SPD-Fraktion in der Nationalver­
sammlung glich einer ehrenden Geste für einen alten, verdienten Parlamentarier.

56 Vgl. Nr. 2.

57 Vgl. Nr. 5.

58 Irrtümlich heißt es bei Osterroth, S. 135, Hoch habe sich im Krieg der USPD angeschlossen und sei 
1919 als Vertreter dieser Partei in die Nationalversammlung gewählt worden.

59 SPD-Parteitag 1919, S. 46 und 405.

60 In den Fraktionsprotokollen wird sein Ausscheiden direkt nicht vermerkt; es läßt sich aber mittelbar 
belegen.

61 Vgl. Nr. 22, 24, 25, 27, 31.
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Ausgeübt hat er diese Funktion offensichtlich nicht62, so daß sie allmählich sogar in 
Vergessenheit zu geraten schien. Als die Fraktion am 30. September auf Vorschlag 
ihres Vorstandes den Vorsitz neu regelte, war von ihm überhaupt nicht die Rede. 
Den äußeren Anlaß bot die Tatsache, daß sich Scheidemann der Fraktion wieder voll 
zur Verfügung stellte. Erstmals wurde jetzt eine formelle Rangfolge bestimmt und 
Scheidemann nun das Amt eines „Ersten Fraktionsvorsitzenden“ übertragen. Zu­
sammen mit ihm bildeten Löbe, der ins zweite Glied zurücktrat, und Hoch einen 
„engeren Vorstand“.63 Obwohl Molkenbuhr nach wie vor nominell einer der Mit­
vorsitzenden war, wurde er völlig übergangen. Er gehörte zwar formal noch zu den 
Repräsentanten, die die Fraktion nach außen vertraten, doch offenkundig nur mehr 
als Ersatzmann.64
Mit der Amtsübernahme durch Scheidemann erhielten die Fraktionssitzungen ein 
neues Profil. Sie wurden zu einer Tribüne, auf der von den Regierungsgenossen 
Rechenschaft gefordert und von Scheidemann aufgegriffene Mißstände angeprangert 
wurden. Offensichtlich sah Scheidemann seine Aufgabe als politischer Führer der 
Fraktion in den Grundsatzfragen, während Löbe seine Rolle mehr in den geschäft­
lich-parlamentarischen Angelegenheiten ausübte. Wohl nicht zuletzt bedingt durch 
Scheidemanns Doppelbelastung - Ende 1919 war er zum Oberbürgermeister von 
Kassel gewählt worden — und seine Persönlichkeitsstruktur rückte Löbe nach kur­
zer Frist wieder stärker in den Vordergrund.65
Der Fraktionsvorstand, der in der Vorkriegszeit in Etappen auf 7 Mitglieder erwei­
tert worden war, wurde von der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung zu­
nächst auf 13 Köpfe aufgestockt. Neben den vier Fraktionsvorsitzenden gehörten 
ihm nach der Wahl vom 4. Februar 1919 noch Erhard Auer, Friedrich Ebert, 
Richard Fischer, Gustav Hoch, Hermann Krätzig, Philipp Scheidemann, Carl Seve­
ring, Otto Stolten und als einzige Frau Marie ]uchacz an. Entgegen der früheren 
Praxis, bei der eine Funktionszuweisung nach „Schriftführern“ und „Kassierern“ 
erfolgte66, wurde jetzt nicht nach verschiedenen Kategorien unterschieden. Die aus 
den Anfängen einer kleinen Fraktion herrührende Praxis, den politischen Führungs­
positionen jeweils besondere geschäftstechnische Aufgaben zuzuordnen, wie sie 
vom Fraktionsvorstand wahrgenommen wurden, entsprach nicht mehr Stil und Be­
dürfnissen einer 165köpfigen Großfraktion. Die am 19. Februar erfolgte Ernennung 
eines speziellen „Fraktionskassierers“ (Brühne), der nicht dem Fraktionsvorstand 
angehörte67, unterstreicht die Ablösung der Verwaltungsgeschäfte von dem politi­
schen Mandat der Vorstandsmitglieder.

62 In einem Fall übernahm mit Stolten auch ein normales Vorstandsmitglied den Vorsitz, weil offenkun­
dig die Fraktionsvorsitzenden nicht anwesend waren, ob Molkenbuhr allerdings auch, muß offen blei­
ben; vgl. Nr. 16, vorletzter Absatz.

63 Vgl. Nr. 87.

64 So beschloß die Fraktion am 3. 10. 1919, ihre 4 Vorsitzenden in den wieder auflebenden „Interfraktio­
nellen Ausschuß“ zu delegieren, „ von denen einer als Ersatzmann“ gelten sollte.

65 Vgl. dazu die Sitzung vom 19. 3. 1920 - unten Nr. 108 - insbesondere Anm. 1.

66 Vgl. Reichstagsfraktion der SPD 1, S. CXIII.

67 Vgl. Nr. 12.

XXV



Einleitung

Aus dem am 4. Februar gewählten Vorstand schieden David und Ebert schon weni­
ge Tage später wegen ihrer Berufung zum Parlaments- bzw. Reichspräsidenten 
aus.68 Mit der Übernahme des Amtes des Regierungschefs im Reich am 13. Februar 
fiel auch Scheidemann für den Fraktionsvorstand aus. Über den genauen Zeitpunkt 
und die Form seines Verzichts sagen allerdings weder die Fraktionsprotokolle noch 
Scheidemanns Memoiren etwas aus. Bis zum Juni 1919 muß noch ein weiteres Mit­
glied auf seinen Sitz im Fraktionsvorstand verzichtet haben. Zu denken wäre dabei 
an den durch ein Attentat am 21. Februar 1919 schwer verletzten bayerischen Innen­
minister Erhard Auer oder auch an Carl Severing, der durch seine Ernennung zum 
Reichs- und Staatskommissar für das Ruhrrevier voll im Westen eingespannt war.69 
Als schließlich aus dem so auf 9 Personen reduzierten Vorstand im Juni 1919 noch 
Hermann Müller ausschied, beschloß die Fraktion, ihn wieder aufzustocken. Nach 
der Zuwahl von Scheidemann, Wels und Adolf Braun zählte er 11 Personen.70 Braun 
legte jedoch seinen Posten schon zwei Monate später (am 19. oder 20. August) nie­
der, weil er „sich von der Fraktion desavouiert fühlte“.71
Der Fraktionsvorstand war das Organ der Fraktion, das formal das eigentliche Füh­
rungsgremium bildete. Er bereitete die Sitzungen der Fraktion vor, unterbreitete 
Vorschläge und Empfehlungen für Beschlüsse und verfügte über das Mandat, Ver­
handlungen mit anderen Fraktionsführern bis hin zu Koalitionsbesprechungen zu 
führen.72 Als Institution verkörperte er gegenüber der Fraktion eine große Autori­
tät. Aber um sie zur Geltung zu bringen, mußte er selbst möglichst geschlossen in 
Erscheinung treten und sich des Rückhalts des Großteils seiner Mitglieder sicher 
sein. Entscheidungen, die nur von 5 Teilnehmern mit 3 zu 2 Stimmen getroffen 
worden waren, erachtete er selbst nicht als zureichend, um sie der Fraktion als s e i - 
n e n Vorschlag zu unterbreiten.73
Die Vergrößerung des Vorstandes brachte es mit sich, daß er für rasche Entschei­
dungen zu schwerfällig wurde. In einer Kontroverse zwischen David und Hoch vom 
5. Februar deutete sich ein Konflikt über die Rollenverteilung zwischen Fraktions­
vorstand und Fraktionsvorsitzenden an.74 Diese begannen sich offenkundig als 
Gruppe zu verselbständigen, die nun für ihren Kreis eine Legitimation zur Erledi­
gung von Geschäften beanspruchte, die ursprünglich dem Gesamtvorstand oblagen. 
Die schließlich im Oktober 1919 beschlossene Regelung eines „engeren Vorstandes“ 
besiegelte die Zweispaltung des Vorstandes in eine abgelöste Führungsgruppe, die 
wirklich Leitungsfunktionen ausübte und so etwas wie ein „geschäftsführendes Prä­

68 Vgl. Nr. 5 und 8.

69 Severing erwähnt allerdings weder in seinen Memoiren noch in Im Wetter- und Watterwinkel etwas 
von seinem Ausscheiden.

70 Vgl. Nr. 59.

71 Vgl. Nr. 85.

72 Vgl. bes. Nr. 1 und 6.

73 Vgl. Nr. 3.

74 Vgl. Nr. 6.
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sidium“ darstellte75, und die sonstigen Mitglieder, die praktisch nur den Status von 
Beisitzern innehatten.
Für die Erledigung der technischen Arbeit konnte sich der Fraktionsvorstand auf 
den Fraktionssekretär Reimes stützen.76 Dieser Posten war ein rein technisches 
Hilfsorgan und nicht der eines Fraktionsgeschäftsführers im heutigen Sinne. Wohl 
deshalb auch lag das Amt nicht in den Händen eines Abgeordneten, sondern bei 
einem Angestellten der Fraktion. Als Protokollführer bei den Fraktionssitzungen 
besaß Reimes eine große Vertrauensstellung. Allgemein war in der Fraktion die 
Überzeugung verbreitet, daß der technische Apparat des Sekretariats ausgebaut wer­
den sollte.77 Die Ausführung überließ sie dem Fraktionsvorstand. Möglicherweise 
hat dieser eine weitere Hilfskraft eingestellt.78
Die Fraktion tagte in der Regel unter Ausschluß der Öffentlichkeit. Nur wenn sie es 
ausdrücklich so beschlossen hatte, durften Berichte über ihre Sitzungen und Ent­
scheidungen erscheinen.79 Zwar wurden im Einzelfall auch Außenstehende zu den 
Fraktionssitzungen geladen; doch an den eigentlichen Fraktionsverhandlungen nah­
men sie nicht teil. Ihre Zuziehung glich vielmehr einer Anhörung, bei der sie ihre 
Auffassungen vortrugen und die Abgeordneten Informationsfragen stellten. Mit der 
Sachdebatte über den anstehenden Komplex begann die Fraktion erst, nachdem die 
Gäste die Sitzung verlassen hatten.80
Schon vor dem Ersten Weltkrieg war es üblich geworden, fraktionsinterne ständige 
Ausschüsse einzurichten.81 Solche, zumeist als Kommissionen oder Ausschüsse be­
zeichneten Arbeitskreise der neuen Fraktion konstituierten sich zwischen dem 12. 
und 15. Februar 1919. Zu den Ausschüssen für Sozialpolitik, Verkehrswesen, Ge­
sundheitswesen, Wohnungswesen, Ernährung und Landwirtschaft82 kam noch eine 
Kommission für Wirtschaft.83 Offensichtlich ist das 1907 beschlossene Verfahren, 
die Mitglieder nicht zu wählen, sondern die Beteiligung dem freien Ermessen zu 
überlassen84, auch in der SPD-Fraktion der Nationalversammlung praktiziert wor­
den. Die Vorsitzenden der Arbeitskreise wurden jedenfalls von deren Mitgliedern 
gewählt.85 Tätig wurde von diesen fraktionsinternen Ausschüssen nach Ausweis der 

75 Vgl. Nr. 87.

76 Zur Einrichtung dieser Stelle und zu ihrer früheren Besetzung vgl. Reichstagsfraktion der SPD I,
S. CXVII.

77 Vgl. Nr. 79 (Sitzung vom 8. 8. 1919).

78 Als Protokollant ist sie allerdings nicht in Erscheinung getreten; vgl. Zur Edition, 1.

79 Vgl. Nr. 3; ein ausführlicher Bericht des Vorwärts erschien nur über die erste Sitzung vom 4. 2. 1919, 
vorm.; vgl. Nr. 1.

80 Vgl. Nr. 94.

81 Reichstagsfraktion der SPD 1, S. CXXI.

82 Vgl. Nr. 9 und Nr. 12.

83 Vgl. Nr. 14.

84 Reichstagsfraktion der SPD I, S. 180 f.

85 Vgl. Nr. 14; die Ernährungskommission teilte mit, daß Feldmann zum Vorsitzenden ernannt sei.
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Protokolle die Kommission für das Wohnungswesen.86 Das gleiche dürfte für den 
sozialpolitischen Ausschuß gelten, der schon in früheren Reichstagen Aktivitäten 
entwickelte.87 Wieweit das auch für die anderen Arbeitskreise zutraf, muß offen 
bleiben.
Neben den ständigen wurden von der Fraktion auch wieder ad hoc-Ausschüsse ein­
gesetzt. Die wohl wichtigsten darunter waren die in der Sitzung vom 8. Juli gebilde­
ten beiden Steuerkommissionen, bei denen, abweichend von der bei den ständigen 
Ausschüssen geltenden Regel, die Mitglieder „hineingewählt“ wurden.88 Die Aufga­
benstellung für die beiden Ausschußvarianten — ständige wie ad hoc — war vom 
Grundsatz her gleich. Sie bereiteten im Expertenkreis Stellungnahmen und Be­
schlußvorlagen der Fraktion vor.89
Eine ähnliche Funktion übten auch die sozialdemokratischen Abgeordneten in den 
Ausschüssen der Nationalversammlung aus, die wieder für sich eine Art Arbeitskreis 
bildeten. Die von der Fraktion in die Parlamentsausschüsse entsandten Vertreter 
wurden jeweils in förmlichen Wahlakten bestimmt.90 Das entsprach formal dem 
schon in den früheren Reichstagen praktizierten Verfahren.91 Ob dabei eine echte 
Auswahl unter den Kandidaten stattfand, ist allerdings nicht nachweisbar. In der 
SPD-Fraktion der Nationalversammlung gab es — mit Ausnahme des Haushaltsaus­
schusses — jedenfalls wesentlich mehr Bewerber, als Ausschußsitze zu vergeben wa­
ren. Das darf wohl als Indiz dafür genommen werden, daß sich die Abgeordneten 
des Wertes der Ausschußarbeit für das parlamentarische Geschehen bewußt waren. 
Die Ausschußmitglieder der SPD bestimmten aus ihren Reihen jeweils einen Ob­
mann.92 Die Bedeutung dieses Postens ging weit über die bloß geschäftliche Koordi­
nierung der Ausschußtätigkeit hinaus. In den der Fraktion über die Ausschußarbeit 
erstatteten Berichten spiegelt sich deutlich wider, wie sehr die führenden Ausschuß­
sprecher über ihre Arbeit die Sachpositionen der Fraktion mitbestimmten und wel­
ches Maß an politischer Verantwortung bei ihnen lag.
Für das Auftreten der SPD-Fraktion im Plenum hatten sich in der langjährigen Pra­
xis im Reichstag feste Regeln entwickelt, die allerdings nur im Grenzfall - dem 
Fraktionszwang — durch förmliche Beschlüsse schriftlich fixiert wurden. Die Aus­
wahl der Redner für die Plenardebatten oblag der Fraktion, die gleichzeitig zumin­
dest die große Linie vorgab. Bei wichtigeren Gegenständen wurden die Rededisposi­
tionen zunächst der Fraktion vorgetragen, um sie von ihr billigen zu lassen. Ergab 
sich im Plenum plötzlich die Notwendigkeit zu einer Intervention der Führungsspit­

86 Vgl. Nr. 21.

87 Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXXIII.

88 Vgl. Nr. 65.

89 Vgl. Nr. 21.

90 Vgl. dazu bes. Nr. 9. Eine Ausnahme bildete der Haushaltsausschuß.

91 Vgl. Reichstagsfraktion der SPD I, S. 3, 47, 110, 147, ISO, 221, 265, II, S. 44 f.

92 Vgl. Nr. 3.
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ze, so ersuchte der Redner, zumeist der Fraktionsvorsitzende Löbe, nachträglich um 
Indemnität.93
Im Plenum des Parlaments vertraten die Redner der SPD die von der Fraktion fest­
gelegte offizielle Linie, selbst wenn diese nicht voll mit ihrer eigenen Auffassung 
übereinstimmte. Das schloß umgekehrt allerdings auch ein, daß die Fraktion zu der 
vom Redner eingenommenen Position stand. Diese wechselseitige Solidarität gehör­
te zum festen Bestandteil der Verfahrensgewohnheiten. Als die Fraktion dennoch 
einmal ihren Redner desavouierte, empfand dieser das als einen solchen Verstoß 
gegen die gewohnte Solidarität, daß er aus Protest sein Mandat als Mitglied des 
Fraktionsvorstandes niederlegte.94
Die in langwieriger, parlamentarischer Übung gewachsenen und verfestigten Ge­
schäftsgewohnheiten brachten es mit sich, daß die SPD-Fraktion der Nationalver­
sammlung nur über ihre Beachtung zu wachen brauchte, aber in diesem Punkt kaum 
Anpassungen an neuartige Verhältnisse vorzunehmen hatte. Selbst bei der Vorabklä­
rung ihrer parlamentarischen Aktivitäten mit der Regierung betrat sie kein völliges 
Neuland. Die Notwendigkeit dazu hatte sich schon während der Kriegszeit ergeben. 
Allerdings verstärkte sich mit ihrer Stellung als „Regierungsfraktion“ verständlicher­
weise das Bestreben nach einer Absprache mit den von ihr gestellten Kabinettsmit­
gliedern, den sog. Regierungsgenossen. Gerade vor parlamentarischen Initiativen 
war es Usus, zunächst Informationen und Ansichten von den zuständigen Regie­
rungsvertretern aus der eigenen Partei einzuholen. Das galt insbesondere bei Anfra­
gen, Initiativanträgen und Interpellationen, diesen klassischen Mitteln der Parla­
mentsfraktionen, um Auskünfte von der Regierung zu erhalten und die Regierung 
zu Maßnahmen anzustoßen. Deren andere Funktion, dadurch politische Debatten 
im Parlament zu erzwingen, trat bei der Sozialdemokratie jetzt, wo sie selbst in der 
Regierung vertreten war, in den Hintergrund.
Der Beschluß vom 24. März 1919, Initiativanträge und Interpellationen künftig nicht 
mehr mit von der Fraktion angehörenden Ministern unterzeichnen zu lassen95, ent­
sprang offenkundig einer interfraktionellen Absprache. Im wesentlichen ging es da­
bei wohl nur um die Optik und praktische Gründe, denn am grundsätzlichen Ver­
hältnis von Fraktion und „Regierungsvertretern“ änderte sich dadurch nichts. Ent­
scheidender war vielmehr, daß sich mit der Bildung der Regierung Scheidemann die 
Gesetzesinitiativen weitgehend auf die „Regierungsgenossen“ verlagert hatten. Nicht 
selten fühlte sich die Fraktion durch Regierungsvorlagen vor vollendete Tatsachen 
gestellt.96 Nur in Ausnahmefällen ergriff sie, wie bei den Sozialisierungsgesetzen im 
Frühjahr 1919 von sich aus die Gesetzesinitiative97 oder trug im Wege der Abspra­
che mit dem bzw. den Koalitionspartnern — z. B. beim Schulkompromiß der Ver-

93 Vgl. Nr. 78.

94 Es handelte sich um Adolf Braun. Vgl. Nr. 85.

95 Vgl. Nr. 24.

96 Vgl. bes. Parteikonferenz 22-/23. 3. 1919, Reprint, S. [621] und Parteiausschuß 28./29. 8. 1919, Re­
print, S. [675] und [678],

97 Vgl. Nr. 21.
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Fassung98 — dazu bei, eine Konsens- und mehrheitsfähige Vorlage zu erstellen. Die 
Ausarbeitung bzw. Aushandlung der betreffenden Vorschläge wurde zumeist einem 
kleinen Kreis von Führungskräften und Spezialisten übertragen. Dessen Ausarbei­
tungen und Voten wurden anschließend in der Fraktion debattiert, gegebenenfalls 
modifiziert und schließlich sanktioniert.
Es war das traditionelle Prinzip der parlamentarischen Vertretungen der deutschen 
Sozialdemokratie, bei Abstimmungen im Parlament geschlossen aufzutreten. Diese 
vielzitierte Fraktionsdisziplin, die im Weltkrieg nach dem Urteil der Forschung99 
mit dazu beigetragen hatte, daß der Riß in der Reichstagsfraktion und der Partei sich 
verschärfte und schließlich zur Spaltung führte, galt im Grundsatz auch uneinge­
schränkt für die SPD-Fraktion in der Nationalversammlung. Mehrfach wurde vom 
Fraktionsvorstand an die dazu gefaßten Beschlüsse erinnert.100 In der Praxis aller­
dings war die Handhabung nicht mehr so scharf wie im 1. Weltkrieg. Bei den Aus­
schußberatungen kam es häufiger zu abweichenden Stellungnahmen von SPD-Mit­
gliedern. Obwohl die Ausschüsse der Nationalversammlung in der Regel nicht öf­
fentlich tagten, wurden die Meinungsverschiedenheiten damit den anderen Parteien 
bekannt. Das Prinzip des geschlossenen Auftretens nach außen wurde bei der Aus­
schußarbeit insofern durchbrochen. Weit schwerer fiel das der Fraktion bei den 
Auftritten im Plenum. Zumindest in einer strittigen, allerdings wohl kaum ins 
Grundsätzliche gehenden Frage wie der Einführung der Sommerzeit, rang sich die 
Fraktion im Frühjahr 1919 dazu durch, die Abstimmung freizugeben.101
Die wirkliche Nagelprobe für die Handhabung der Fraktionsdisziplin kam mit der 
Entscheidung über den Friedensvertrag. In der entscheidenden Frage, annehmen 
oder ablehnen, war die Fraktion gespalten. Der Vorschlag der Minderheit, den Frak­
tionszwang so zu modifizieren, daß sie sich der Stimme enthalten könne102, lief auf 
eine Abkehr von der bisherigen starren Praxis hinaus. Als sie dann noch bean­
spruchte, ihre abweichende Haltung öffentlich zu begründen103, rührte sie an den 
Kern der traditionellen Fraktionsdisziplin. Die Mehrheit der Befürworter operierte 
unter der geschickten Führung von Löbe wesentlich elastischer, als das im Ersten 
Weltkrieg beim Streit um die Kriegskredite geschehen war. Sie handelte nicht als ein 
Prinzipienreiter, sondern sie gab zu verstehen, daß sie nur dann auf dem geschlosse­
nen Auftreten beharren würde, wenn anders keine Mehrheit für die Vertragsunter­
zeichnung zu erhalten war.104

98 Vgl. bes. Nr. 48 und Nr. 60 bis 63.

99 So vor allem bei Susanne Miller, Burgfrieden und Klassenkampf. Die deutsche Sozialdemokratie im 
Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 1974.

100 Richard Fischers Auslegung — vgl. Nr. 5 —, er schließe auch ein, daß Eraktionsangehörige Anträge 
anderer Parteien nur nach vorheriger Zustimmung der Fraktion unterschreiben bzw. unterstützen 
dürften, war nicht förmlich in den Beschlüssen der Reichstagsfraktion über den Fraktionszwang 
erwähnt.

101 Vgl. Nr. 30.

102 Vgl. Nr. 50, 51, 52.

103 Vgl. Nr. 54, 55.

104 Vgl. Nr. 50, 52.
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Zwar bemühten sich die Befürworter, die Minderheit von einer Erklärung abzuhal­
ten und baten sie, sich „mit dem alten modus der unauffälligen Entfernung von der 
Abstimmung zufrieden zu geben“.105 Parallel dazu bekräftigte die Fraktion mit dem 
„gegen wenige Stimmen“ verabschiedeten Antrag Hildenbrand im Grundsatz noch 
ihre früheren Beschlüsse zum Fraktionszwang. Indem sie aber gleichzeitig beschloß, 
der Minderheit zu gestatten, ihr abweichendes Votum in die Öffentlichkeit zu brin­
gen106, erfuhr die Fraktionsdisziplin eine entscheidende Modifizierung. Die getroffe­
ne Regelung ging in die Richtung, die Eduard Bernstein schon 1915 mit seinem Vor­
schlag gewiesen hatte, die Abstimmung „in der Regel“ freizugeben, „wenn Mitglie­
der der Fraktion darlegen, daß ihre innerste Überzeugung eine gegenteilige Abstim­
mung zu einer Gewissenssache für sie macht“.107 Was im Februar 1915 damals mit 
Blick auf Karl Liebknecht und sein Votum gegen die Bewilligung der Kriegskredite 
„mit allen gegen 10 Stimmen“ verworfen wurde, gestand die Mehrheit nun sogar in 
erweiterter Form denen zu, die nicht für die Annahme des Versailler Vertrages stim­
men mochten.
Man wird die Gründe für die Flexibilität sicher auf mehreren Ebenen zu suchen 
haben. So befanden sich unter den Abweichlern gerade eine Reihe von Genossen der 
Führungsgarnitur. Zudem war sich eine Mehrheit in der Fraktion wohl mehr oder 
weniger bewußt, daß die starre Handhabung der Fraktionsdisziplin im Weltkrieg die 
Gräben vertieft hatte und sie zu einer gefährlichen Zuspitzung des Konflikts führen 
konnte. So schlug auch die Führungsspitze der Freien Gewerkschaften, die im Krieg 
zu den energischsten Verfechtern eines harten Kurses gegenüber den „Disziplinbre­
chern“ zählte, gegenüber der eigenen Opposition nun eine weichere Gangart ein.108 
Letztlich entscheidend war aber wohl vor allem, daß es für die Fraktionsmehrheit zu 
allererst darauf ankam, eine parlamentarische Mehrheit für die Unterzeichnung zu 
gewinnen. Sie konnte es sich in dieser Situation nicht leisten, Minderheitsmeinungen 
durch ein Beharren auf formalen Bestimmungen zu brüskieren, sondern mußte alles 
tun, um ihr goldene Brücken zu bauen.
Dieses elastische, auf Überzeugen und weniger auf Zwang bauende Vorgehen zahlte 
sich aus. Bei der entscheidenden Abstimmung in der Nationalversammlung votier­
ten 131 Abgeordnete der SPD für die Annahme des Vertrages, einer dagegen109; 29 
waren nicht anwesend, davon ca. 20, die nicht zustimmen mochten.110 Das alte Prin­
zip der Fraktionsdisziplin hatte die Belastungsprobe des Friedensvertrages ausgehal­
ten, weil es bei einer Entscheidung gelockert worden war, die für den einzelnen 
Abgeordneten eine Gewissensfrage war und bei der es für sie alle um eine Lebensfra­
ge der Nation ging.

105 Vgl. Nr. 54.

106 Vgl. Nr. 54.

107 Reichstagsfraktion der SPD II, S. 28.

108 Vgl. Potthoff, Gewerkschaften und Politik, S. 82 f.

109 Siehe Nr. 55, Anm. 4.

HO Vgl. Keil II, S. 184.
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3. Zur Stellung der Fraktion zwischen Regierung und Partei

Seitdem mit der Parlamentarisierung der Reichsregierung im Oktober 1918 auch 
Sozialdemokraten ins Kabinett einzogen, stand die Fraktion der SPD vor der Frage, 
wie sie ihr Verhältnis zu den „Regierungsgenossen“ und der von ihnen mitrepräsen­
tierten Reichsregierung gestalten sollte. Aber in diesem semiparlamentarischen Sy­
stem übernahm zunächst nur ein Sozialdemokrat in einem eng eingegrenzten Raum 
ein eigenes Exekutivamt111, während Scheidemanns Rolle im Kabinett eher der eines 
Regierungsbeauftragten der größten Parlamentsfraktion glich, der zu den Kabinetts­
sitzungen zugezogen wurde. Auch wenn sich die sozialdemokratische Fraktion zu 
einer Verantwortung für die Regierungshandlungen bekannte, so war das noch keine 
echte parlamentarische Verantwortlichkeit für die Regierung. Von 1919 her gesehen, 
war die Zeit der Regierung des Prinzen Max eine Vorstufe, in der sich die Sozial­
demokratie auf eine wirkliche Regierungstätigkeit einstellen und erste Erfahrungen 
sammeln konnte. Das kam zweifellos der Arbeit ihrer Fraktion in der Nationalver­
sammlung zugute.
Auch die Zusammenarbeit in einer Koalition war für die SPD nicht neu, sondern in 
Vorformen schon seit 1917 im Interfraktionellen Ausschuß praktiziert worden. Der 
Weg zu der Weimarer Koalition schien weitgehend vorgezeichnet, nachdem die 
USPD Ende Dezember 1918 aus der Regierung der Volksbeauftragten ausgeschie­
den war und sich auf die Oppositionsrolle fixiert hatte. So konnte schon bei der 
Vorbereitung der Wahlen zur Nationalversammlung kaum ein Zweifel an der von 
der SPD einzuschlagenden Richtung bestehen. Die Kandidaten, die von der Partei­
organisation für die Nationalversammlung nominiert wurden, waren von daher 
schon mit dem Gedanken einer möglichen „Weimarer Koalition“ vertraut. Beim 
Zusammentritt der Fraktion in der Nationalversammlung stand das Votum für eine 
Regierung der Weimarer Koalition im Grundsatz fest; das Angebot an die USPD 
war ein nur taktisches Manöver, mit dem die SPD-Fraktion Stimmungen in der Par­
tei und in der Arbeiterschaft Rechnung trug.112 Die Weichen für die Entscheidungen 
wurden von der Spitzengarnitur der Partei gefällt, aber von der Fraktion loyal mit­
getragen und gestützt. Diese wirkte im Vergleich zu der 1912 gewählten Reichstags­
fraktion, für die ein Eintritt in eine Regierungskoalition noch etwas Fernliegendes 
war, ungleich homogener, soweit es die Bereitschaft zur Übernahme von Regie­
rungsverantwortung anbetraf.

Durch den Eintritt ihrer Führungspersönlichkeiten in Staatsämter erfuhr die SPD- 
Fraktion zwar einen schmerzhaften personellen Aderlaß; doch für das Verhältnis 
von Fraktion und Regierung wirkte das mittelbar als ein Element der Stabilität. Der 
Schwerpunkt des politischen Entscheidungsprozesses lag bei den Sozialdemokraten 
in der Regierung, und deren Autorität wirkte noch so stark, daß sich die Fraktion in 
der Rolle einer treuen Gefolgschaft sah. Die neuen Kräfte, die nun an die Fraktions­
spitze rückten, verfügten nicht über ein ihren profilierten, erfahrenen Vorgängern 
vergleichbares Gewicht. Sie waren eher die charakteristischen Vertreter der zweiten 
Garnitur, die nicht eigene Akzente setzten, sondern loyal die erste stützten. So übte 

111 Gustav Bauer als Staatssekretär des neugeschaffenen Reichsarbeitsamtes. Vgl. Miller, Bürde, S. 45 ff.

112 Vgl. Nr. la und b, 2 und 3; SPD-Parteitag 1919, S. 54 f. und 348; Miller, Bürde, S. 244 ff.
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auch der im Reichsparlament zum Fraktionsvorsitzenden avancierte Paul Löbe sein 
Amt in einer Weise aus, die vor allem den „Regierungsgenossen“ den Rücken frei­
halten sollte.
Die vielen Neulinge unter den Abgeordneten, die sich mit der parlamentarischen 
Praxis erst noch vertraut machen mußten, erwiesen sich im Sinne der Kooperation 
von Regierung und Fraktion als unproblematisch. Mit ihnen zogen durchaus tradi­
tionell geprägte Sozialdemokraten in die Nationalversammlung ein, die ihre Soziali­
sation in der disziplinierten Welt ihrer Partei erfahren hatten. Das galt insbesondere 
für die bisher hauptamtlich in der Arbeiterbewegung tätigen Funktionäre, die als 
Angestellte von Partei und Gewerkschaften gewöhnt waren, von übergeordneten 
Stellen vorgegebene Weisungen und Aufgaben auszuführen.113 Sie bildeten von 
Haus aus eine verläßliche Stütze jeder autorisierten Führung und verkörperten so 
auch in der Fraktion ein stabilisierendes Element. Die eher zur kritischen Distanz 
tendierende Minderheitsgruppe der akademisch Gebildeten, die ohnedies in der 
SPD-Fraktion der Nationalversammlung nur schwach vertreten war114 115, wurde da­
durch noch stärker eingebunden. Als sachkundige Experten konnten sie sich ziem­
lich frei entfalten — wie etwa Quarck bei den Verfassungsberatungen. Sobald sie sich 
aber zum Anwalt einer generellen Kritik aufwarfen, wie Georg Davidsohnui, gerie­
ten sie ins Abseits. Selbst der Vorsitzende der Generalkommission der Gewerkschaf­
ten, Carl Legien, stieß noch im Frühjahr 1919 ins Leere, als er sein Unbehagen an 
der Kompromißpolitik der Koalitionsregierung artikulierte und eine schärfere Ak­
zentuierung sozialdemokratischer Positionen propagierte.116 Mit seinem Vorschlag, 
so bald wie möglich einen Parteitag einzuberufen, drang er bei der Tagung von Par­
teiausschuß und Nationalversammlungsfraktion nicht durch.
Probleme, die im Verhältnis von Fraktion und Regierung auftauchten, waren nicht 
von grundsätzlicher Art, sondern betrafen praktische Fragen der Zusammenarbeit. 
Die Fraktion beklagte einen mangelnden Kontakt mit der Regierung und sah sich in 
eine Rolle versetzt, in der ihr von der Regierung selbst „die wichtigsten Gesetze 
ohne Fühlungnahme und ohne Begründung“ vorgesetzt wurden und sie die Regie­
rungsmaßnahmen nur mehr hinzunehmen hatte.117 Aber sie begegnete der Regie­
rung nicht mit Mißtrauen und noch nicht einmal mit Kritik, sondern sie war viel­
mehr von sich aus bestrebt, die Mängel in der Kooperation abzubauen und eine 
engere Verbindung mit ihren „sozialistischen Ministern“, der „Koalitionsregierung“ 
und den anderen Koalitionsparteien zu suchen.118

113 Vgl. oben Abschn. 1.

114 Vgl. Abschn. 1.

115 Beispielhaft zeigte sich das bei seinem Verhalten in der „SHtrz-Affäre“ vgl. Nr. 98a und b.

116 Parteikonferenz 22723. 3. 1919, Reprint, S. [637]f.; vgl. auch Hermann Müllers Stellungnahme ebd., 
S. [645],

117 Ebd., S. [621] (Ausführungen Hermann Müllers).

118 Miller, Bürde, S. 306 (Anm. 43) hat schon darauf verwiesen, daß Gerhard A. Ritters Urteil, nicht 
„enge Zusammenarbeit von Regierung, Parlamentsmehrheit, von Ministern und Fraktionen“, son­
dern Mißtrauen wie im konstitutionellen System „das gegenseitige Verhältnis“ bestimmte, modifi­
ziert werden muß. Gerhard A. Ritter, Kontinuität und Umformung des deutschen Parteiensystems 
1918-1920, in: ders. (Hrsg.) Entstehung und Wandel der modernen Gesellschaft, Berlin 1970, 
S. 352.
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Eine durchgreifende Besserung zeichnete sich jedoch nicht ab. Das lag allerdings 
kaum an der Fraktion, die sich die Kooperation zur Richtschnur ihres Handelns 
genommen hatte, sondern vielmehr an der Regierungsseite. Unter Berufung auf ihre 
Arbeitsüberlastung ließen die „Regierungsgenossen“ ihrer Fraktion weder die not­
wendigen Informationen zukommen, noch hielten sie es überhaupt für angezeigt, 
von sich aus den Kontakt zur Fraktion zu suchen, so daß diese nicht selten erst aus 
den Reichstagsdrucksachen etwas über die Absichten der Regierung erfuhr.119 Otto 
Wels referierte die unzuträgliche Situation aus der Sicht der Fraktion im Dezember 
1919 so: „Mir ist aus Kreisen des Fraktionsvorstandes gesagt worden, daß die Ver­
bindung des Fraktionsvorstandes und der Regierung nicht mehr lose genannt wer­
den kann, sondern daß sie überhaupt nicht besteht. Gelegenheit zur Besprechung 
wäre, wenn man im Vorbeigehen im Korridor einen Minister beim Rockschoß fest­
hält. Sonst sei aber die notwendige Gelegenheit zum Verkehr nicht vorhanden.“120 
Solange die Regierung zum geschlossenen Handeln fähig war, übergingen die „Re­
gierungsgenossen“ die Fraktion. Nur wenn unter ihnen keine Einigkeit zu erzielen 
war, wie in der Friedensfrage und beim Konflikt mit Wissell, wandten sie sich an 
ihre Fraktionskollegen.121 Bei der sträflichen Vernachlässigung der Kontakte zur 
Fraktion war es erstaunlich, wie loyal diese die Politik der Reichsregierung abdeckte 
und sich auch der schweren Verantwortung gewachsen zeigte, die ihr bei der Verab­
schiedung des Friedensvertrages von der entscheidungsunfähigen Regierung zuge­
schoben wurde. Obwohl im Streit zwischen Wissell und seinen Ministerkollegen die 
Sympathien eher dem Reichswirtschaftsminister galten122, überließ sie nach dem 
Fehlschlag ihrer Vermittlungsbemühungen die Entscheidung Reichskanzler Bauer 
und dem Kabinett.
Die Komplikationen erwuchsen nicht aus einem gespannten Verhältnis von Fraktion 
und Regierung. Dafür sorgten vielmehr die Meinungsverschiedenheiten und Kon­
flikte zwischen den sozialdemokratischen Regierungsmitgliedern, die in die Fraktion 
und die Partei hineingetragen wurden. In der Wirtschaftspolitik befehdeten sich auf 
dem Weimarer Parteitag 1919 die Minister untereinander und diskreditierten da­
durch selbst ihre Regierungspolitik.123 Dagegen verbuchte sogar der in der Partei 
angegriffene Noske, indem er seine Position offensiv und energisch vertrat, Sympa­
thiebekundungen der Delegierten, die ihn mit „stürmischem, anhaltendem Beifall 
und Händeklatschen“ feierten.124

119 Parteiausschuß 13. 12. 1919, Reprint, S. [733]ff.

120 Ebd., S. [734]f.

121 Vgl. die Ausführungen Bauers auf dem SPD-Parteitag 1920, S. 155, im Regelfall habe er sich im 
Rahmen der „Körperschaft zu bewegen“, in der er tätig sei, d. h. der Regierung. „Wenn ich mit 
meinem Kollegen nicht einig werde, gehe ich an die Fraktion und dann hat schließlich erst der Par­
teitag zu sprechen.“

122 Vgl. Nr. 67.

123 SPD-Parteitag 1919, S. 363 ff. (Wissell), S. 374 ff. (David), S. 383 ff. (Robert Schmidt) und S. 402 ff. 
(persönliche Erklärungen).

124 Ebd. S. 200 f.
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Die Arbeit der Fraktion stand auf diesem Parteitag, der dem in der Mitgliedschaft 
aufkommenden Unmut an der Regierungstätigkeit Artikulationsmöglichkeiten ver­
schaffen sollte125, weniger im Blickfeld. Eigentliche Fraktionsspezifika betrafen nur 
die Schelte über eine ungenügende Präsenz im Parlament. Alle anderen Kritikpunkte 
waren untrennbar mit der Regierungspolitik verknüpft. Ganz offensichtlich stellte 
sich für die Parteiöffentlichkeit, wie sie durch Delegierte und Parteipresse verkörpert 
wurde, die Situation so dar, daß die Fraktion weitgehend mit der Regierung und 
ihrer Politik identifiziert wurde. Dementsprechend wurde sie auch für deren tatsäch­
liche oder vermeintliche Unterlassungen mit verantwortlich gemacht. Das vorhande­
ne Unbehagen brachte Adolph Schönfelder als Parteitagsdelegierter auf den allge­
meinen Nenner, „daß große Teile unserer Mitgliedschaft mit der Arbeit unserer 
Fraktion in der Nationalversammlung außerordentlich unzufrieden, zum Teil recht 
verdrossen sind, weil ihnen die Resultate dieser Arbeit nicht genügen, weil sie der 
Meinung sind, daß auf manchen Gebieten schon etwas mehr hätte geleistet werden 
können, auf denen noch nichts geleistet ist, und auf manchen Gebieten die Fraktion 
und die Regierung allzu zaghaft an die Dinge herangegangen sind.“ Schönfelder sah 
die Gefahr, daß die Partei durch die „Konzessionen“ an die Koalitionsparteien im 
Begriff stand, „das Vertrauen der großen Masse unserer Anhänger zu verlieren“.126 
Er plädierte, wie andere Kritiker auch, nicht für eine Aufkündigung der Koalition, 
sondern dafür, ihr ein stärker sozialdemokratisches Profil zu geben. Weil auch die 
bürgerlichen Koalitionspartner ein Interesse an der Weiterführung der Zusammenar­
beit hätten, schien es danach für die Sozialdemokraten möglich, „manches Mal doch 
etwas kühner an diese Parteien“ heranzugehen, ihnen „etwas energischer auf den 
Leib“ zu rücken und ihnen eine Aussage abzuringen, „ob die Koalition unter allen 
Umständen bestehen bleiben soll“.127 Soweit in Anträgen von Parteigliederungen 
konkrete Forderungen an die Fraktion gestellt wurden, betrafen sie gar nicht die 
Grundsatzfragen einer Koalitionspolitik, sondern konzentrierten sich auf Sachfra­
gen. Die Mehrzahl befaßte sich mit der Ernährung und Nahrungsmittelversorgung 
im weitesten Sinne; die anderen gruppierten sich um Sozialisierungsforderungen, 
Fragen der Sozialpolitik, die Gestaltung des Beamten- und Verwaltungswesens, die 
Militärpolitik, die Verwirklichung der Einheitsrepublik und das alte Thema der 
Doppelmandate.128 Von diesen Anträgen wurden überdies nur wenige angenommen, 
eine Reihe anderer für erledigt erklärt, Anträge zur sozialen Gesetzgebung zur Erle­
digung der Fraktion überwiesen und weitere ihr nur „zur Berücksichtigung“ überge­
ben. Eine konkrete Bindung ergab sich für die Fraktion aus den Aufträgen des Par­
teitages nicht. Sie behielt in der Ausgestaltung ihrer parlamentarisch-politischen Tä­
tigkeit freie Hand.
Im Kern sprach die sich artikulierende Kritik an der Fraktion für die emotionalen 
Schwierigkeiten, die für die Partei mit der ungewohnten Stellung als Regierungspar­
tei verbunden waren. Die Umstellung von der vertrauten Rolle der kritischen Oppo­

125 Miller, Bürde, S. 303.

126 SPD-Parteitag 1919, S. 357 f.

127 Ebd., S. 358; vgl. auch den Beitrag von Eggerstedt, ebd., S. 373.

128 Ebd., S. 84 bis 91, 357, 400 und 404 1.
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sition zur Mitübernahme von Verantwortung, die von den Führungsgremien schon 
während des Krieges vorvollzogen worden war, fiel vielen Parteimitgliedern schwer. 
Darauf hoben bei der Verteidigung der Fraktionspolitik sowohl Vogel, Abgeordne­
ter der Nationalversammlung, wie der Fraktionsvorsitzende Löbe ab, der die Partei­
tagsdelegierten mahnte: „Denken Sie daran, daß wir 50 Jahre in der Opposition 
gestanden haben, 50 Jahre uneingeschränkte Kritik üben konnten, 50 Jahre hindurch 
so gut wie gar keine Verantwortung für die Regierung zu tragen hatten, nun aber als 
Regierungspartei alle Dinge von der anderen Seite ansehen müssen.“129
Mit diesem Bekenntnis bestimmte Löbe die Rolle der Fraktion vorrangig unter dem 
Aspekt, die Koalitionspolitik mitzutragen, die Regierung zu stützen und auch unpo­
puläre, aber in der Sache als notwendig erachtete politische Maßnahmen mitzuver­
antworten. Der Parteitag von 1919 legte ihr dafür keine Steine in den Weg. Er bestä­
tigte sich selbst und der Partei, daß sie kein „Annex“ der Regierung, sondern selb­
ständig seien, und sicherte der Regierung zugleich die „kräftigste Unterstützung“ 
der Partei zu.130 Die Fraktion war damit einbegriffen, weil sie im Prinzip mit der 
Regierungslinie identifiziert wurde. Wie die Fraktion in ihrer Rolle als tragende 
Regierungsfraktion, so zeigte sich auch die Partei ihrer Funktion als Regierungspar­
tei gewachsen. Mit dem Weimarer Schulkompromiß und der Verabschiedung des 
Friedensvertrages dokumentierten Sozialdemokratie und Zentrum ihre Bereitschaft 
und Fähigkeit zur staatspolitischen Verantwortung in schwieriger Zeit.
Nachdem mit dem Verfassungswerk und dem Versailler Friedensvertrag die beiden 
schweren großen Aufgaben von der Nationalversammlung bewältigt waren, verla­
gerte sich das politische Geschehen. Der Druck, der bisher auf den Regierungsfrak­
tionen gelastet hatte, war von ihnen genommen, aber damit auch ein Zwang zur 
Einigkeit. Die beiden hervorstechendsten innenpolitischen Reformvorhaben, die 
Steuergesetze und das Betriebsrätegesetz, bargen in der Sache genügend Konflikt­
stoffe, die jedoch in der SPD-Zentrums-Koalition noch aufgefangen wurden. Mit 
dem Wiedereintritt der DDP in die Regierung und der damit verbundenen Stärkung 
der „bürgerlichen“ Komponente vergrößerten sich die Reibungsflächen, und die 
Differenzen gewannen an Schärfe und Brisanz. Indem die Koalitionspartner, vorran­
gig die DDP, die Kompromißfähigkeit der SPD-Fraktion zusehends strapazierten, 
wurde das Koalitionsklima belastet, und weil die Fraktion den Eindruck gewann, 
daß ihre Minister es an dem notwendigen Einsatz für die sozialdemokratischen Posi­
tionen fehlen ließen, litt darunter auch das Verhältnis von Fraktion und „Regie­
rungsgenossen“.131 Deren Argumente, Zugeständnisse mit Koalitionszwängen zu 
begründen und die Gefahr einer Rechtskoalition zu beschwören, nutzten sich all­
mählich ab.
Zweifellos hätten sich die Vorgänge um das Betriebsrätegesetz allein nicht zu einer 
Belastung ausgewachsen, wäre nicht die Vertrauensbasis durch die Militär- und 

129 Ebd., S. 350 f. (Löbe) und 371 (Vogel).

130 Entschließung Thiele, die mit großer Mehrheit angenommen wurde. SPD-Parteitag 1919, S. 116, 300 
(Abstimmung) und 511 f. (Text).

131 Vgl. dazu die Debatten in Parteiausschuß 13.12. 1919, Reprint, bes. S. [719] (., [723], [734] f, 
[737],
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Ordnungspolitik Noskes gestört gewesen. Noske, der alle das Militär betreffenden 
Beanstandungen als Fehlinformationen und das Werk von Querulanten qualifizierte 
und sich selbst als einen verantwortungsvollen, selbstlosen Politiker darzustellen 
wußte, der sich für unpopuläre, aber notwendige Sicherheitspolitik nach innen und 
außen aufopferte, wies zwar mehrfach die Kritiker in die Schranken; aber mit jedem 
neuen Vorfall verlor sein beharrliches Insistieren auf der Richtigkeit seiner Politik 
etwas an Überzeugungskraft. Indem er alle Einwände vom Tisch wischte und auch 
fundierte Warnungen negierte, schuf er ein Klima, in dem Animositäten gedeihen 
konnten.132 Auch gegenüber der Fraktion verhielt er sich so, als ob diese überhaupt 
nicht mitzureden hätte. Die Bindungen zur Fraktion bröckelten ab.
Der schleichende Erosionsprozeß trat mit dem Wechsel im Fraktionsvorsitz offen 
zutage. Während Löbe bis dahin ausgleichend und vermittelnd gewirkt hatte, stellte 
Scheidemann die Weichen auf kritische Kontrolle und Distanz. Neben persönlichen 
Ressentiments, die bei ihm zweifellos im Spiele waren133, zeichnete sich darin ein 
anderes Rollenverständnis ab. Die Richtung Scheidemann begriff Fraktion und Par­
tei nicht vorrangig als Stütze der Regierung, sondern setzte unter dem Eindruck von 
Basisstimmungen auf eine bewußt eigenständige regierungskritische Parteilinie und 
in ihrem Gefolge ein entsprechendes Verhalten der Fraktion. Diese „Linie Scheide­
mann“ markierte fortan einen Strang der Fraktions- und Parteipolitik. Sie scheute 
nicht den Konflikt mit den „Regierungsgenossen“ und kam vor allem gegenüber 
Ministern zum Tragen, gegen deren Politik und Amtsführung sich der Unmut in der 
Partei angestaut hatte. In der nicht so spektakulären Alltagsarbeit einer Koalitions­
fraktion aber dominierten weiterhin die Strömungen, die ihre Aufgabe in einer loya­
len Kooperation mit der Regierung sahen. Auf das Hinaustragen der Kritik an die 
Öffentlichkeit, wie es Scheidemann mit seiner Parlamentsrede am 18. März 1920 
nach dem TGtpp-Putsch tat, reagierten sie offenkundig allergisch.134 Der Mentalität 
der vielen Partei- und Gewerkschaftsangestellten in der Fraktion entsprach es nicht, 
Streitigkeiten an die große Glocke zu hängen und den in die Schußlinie geratenen 
Genossen öffentlich die Solidarität aufzukündigen. Aus ihrer tief verwurzelten Dis­
ziplin resultierte eine Gefolgschaftstreue, die auch harten Belastungsproben stand­
hielt und sie zu einem Garanten von Stabilität in der Koalition werden ließ.
Über eine schärfere Akzentuierung sozialdemokratischer Positionen in der Koali­
tion bestand unter der übergroßen Mehrheit der Fraktion sicherlich ein Konsens. 
Die Acht-Punkte-Vereinbarung mit den Gewerkschaften wie das neue Kabinett 
Müller begriffen sie als eine Chance, Versäumnisse nachzuholen, durch eine verant­
wortungsvolle Staatspolitik bisher kritisch eingestellte Bürger zu gewinnen und 
durch eine Fortführung der Koalition mit Zentrum und DDP über den Wahltag 
vom 20. Juni 1920 hinaus für stabile politisch-parlamentarische Verhältnisse zu sor­

132 Das Verhalten des preußischen Innenministers Wolfgang Heine und die an ihm geübte Kritik ließen 
schon erkennen, wie psychologisch ungünstig sich ein solches Gebaren auswirkte.

133 Sie betrafen vor allem sein Verhältnis zu Ebert; vgl. dazu Scheidemanns Memoiren, in denen dies an 
vielen Stellen u. a. Bd. II, S. 312 ff. und 325 ff. zum Ausdruck kommt; ferner Miller, Bürde, S. 46, 84. 
Eine wissenschaftliche Biographie Scheidemanns liegt bisher nicht vor.

134 Vgl. dazu Nr. 108. Aus diesem von Scheidemann selbst konzipierten Text ist an mehreren Stellen 
herauszulesen, daß er sich wegen seiner Rede vor der Fraktion zu rechtfertigen suchte.
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Einleitung

gen. Diese nach dem TGtpp-Putsch-Geschehen vom März 1920 eigentlich überra­
schend positive Haltung zur Regierungsverantwortung beruhte mit auf einer Ver­
kennung der politischen Kräfteverhältnisse und der Fehleinschätzung des Wähler­
verhaltens. Fast durchgängig schienen Spitzenfunktionäre und Parlamentarier der 
SPD davon überzeugt zu sein, daß sich ihre Partei wieder gefestigt hätte, die USPD, 
abgesehen von dem linken Flügel, sich den eigenen Positionen annäherte und die 
Weimarer Koalition, insbesondere die DDP, sich bei den Wahlen behaupten wür­
de.135 Sie sahen ihre Mehrheitssozialdemokratie als „Staatspartei“ der Weimarer Re­
publik, der für ihren konsequenten Kurs im Dienste des arbeitenden Volkes die 
Anerkennung nicht versagt werden könnte. Der verheerende Rückschlag bei den 
Wahlen traf infolgedessen den Nerv. Die gleichzeitig loyale und selbstbewußte Stüt­
zung der Regierung, wie sie die SPD-Fraktion in der Nationalversammlung aus­
zeichnete, basierte auf der Kombination von Parteitradition, Sendungsbewußtsein 
und dem staatspolitischen Verantwortungsgefühl in schwerer Zeit.

135 Vgl. dazu Parteiausschuß 4. 5. 1920, Reprint S. [839 ff.]; Parteikonferenz 5. 6. 1920, Reprint, S. [898], 
[901], [904],
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Anlage
Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

MdNV = Mitglied der Nationalversammlung; 1919/20 MdNV durchgängig, sonst Angabe 
des Datums des Eintritts bzw. Ausscheidens; Md = Mitglied des/der; MdR = Mitglied des 
Reichstages, MdL = Mitglied des Landtages, MdB = Mitglied des Bundestages; > = seit, < 
= bis; * = geboren, t = gestorben.

* 4. 10. 1876

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Auer, Erhard 
*22. 12. 1874 
f20. 3. 1945

1919/20 MdL Bayern 1907—1918

Bader, Paul 
*13. 2. 1865 
f 4. 4. 1945

1919/20

1924-1932

Baudert, Friedrich August
*16. 6. 1860
tl2. 4. 1942

1919/20
1898-1907, 1912-1918

MdL Sachsen 1894-1918

Bauer, Gustav
* 6. 1. 1870 
fl6. 9. 1944

1919/20
1912-1918
1920-1925

Becker, Roman 
* 4. 2. 1879 
f27. 9. 1949

1919/20

1920-1922

Behncke, Marie Helene
*21. 2.1880
tl6. 8. 1944

>7. 8. 1919

Beims, Hermann 
*26. 4. 1863 
120. 12. 1931

1919/20

1920-1931

Stadtverordneter Magde­
burg 1905—1917, Stadtrat 
>1917

Bender, Ferdinand
*24. 10. 1870
1 1936

1919/20
1912-1918
1920-1932

Bethke, Karl
* 4. 11. 1878
113. 6.1929

>12. 5. 1919 MdL Sachsen 1919

Bias, Anton
*23. 9. 1876
118. 5. 1945

1919/20

1920-1922

Billian, Albert >13. 1. 1920 Stadtverordneter Kiel 1920

f 9. 6.1954 1920-1921
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Anlage

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Binder, Jakob 1919/20 Stadtrat Ludwigshafen
*19. 11. 1866 1908-1918 >1900
t 6. 3. 1932

Blos, Anna 1919/20
* 4. 8. 1866
f27. 4. 1933

Boerschmann, 1919/20
Friedrich
* 9. 6. 1870 1920-1921

(Bohm)-Schuch, Clara 1919/20
* 5. 12. 1879
t 6. 5. 1936 1920-1933

Bollmann, Minna 1919/20
*31. 1.1876
J28. 12. 1935

Braun, Adolf 1919/20
*20. 3.1862
t!3. 5. 1929 1920—1928

Braun, Otto 1919/20 Stadtverordneter Königs-
*28. 1.1872 berg 1902-1912, Md
fl5. 12. 1955 1920-1933 Preußischen Abgeordne-

tenhauses >1913
Brey, August 1919/20

* 1. 8. 1864 1906-1918
tlO. 2. 1940 1920—1932

Briihne, Friedrich 1919/20 Stadtverordneter Frank-
*20. 8. 1855 1893-1898, 1907-1918 furt/M. >1899
+17. 5. 1928

Buck, Johann Wilhelm <11. 4. 1919 Stadtverordneter Dresden
*12. 11. 1869 1913-1918 >1908, Stadtrat 1918
t 2. 12. 1945 1920-1924

Budde, Ewald Stadtverordneter Lüden-
* 18. 4. 1873 1919/20 scheid >1911
t(nach 1965)

Burgau, Michael 1919'20 MdGemeinderats Regens-
*25. 3. 1878 bürg >1914
t 7. 1. 1949

David, Eduard 1919 20 MdL Hessen 1896-1908
*11. 6.1863 1903-1918
t24. 12. 1930 1920-1930

Davidsohn, Georg 1919/20
*20. 8. 1872 1912-1918
+15. 7. 1942
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Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

Name MdNV Landtagsmandate und
MdR vor 1918 kommunale Ämter
MdR nach 1920

Deichmann, Karl 1919/20
* 5. 10. 1863
421. 2. 1940

1912-1918

Dietrich, Carl 1919/20
*10. 12. 1873

Dröner, Ernst 1919/20
* 9. 1. 1871
415. 8. 1951

Ebert, Friedrich <13. 2. 1919 Md Bremischen Bürger-
* 4. 2. 1871
428. 2. 1925

1912-1918 schalt 1900-1905

Eichler, Wilhelmine 1919/20
* 5. 4. 1872
427. 11. 1937 1921-1924

Endres, Fritz 1919/20 MdGemeinderats Würz-
*15. 10. 1877 bürg >1911, MdL Bayern
4 2. 5. 1963 1912-1919

Ernst, Eugen 1919/20
*20. 9. 1864
411. 8. 1954

Feldmann, Theodor Friedrich Franz 1919/20 MdGemeinderats Langen-
*30. 1. 1868 1912-1918 bielau >1906
415. 8. 1937 1920-1930

Fischer, Gustav Adolf 1919/20
* 9. 12. 1866 1912-1918
418. 7. 1925 1920-1924

Fischer, Richard 1919/20
* 3. 4. 1855 1893-1898, 1899-1918
421. 9. 1926 1920-1926

Frohme, Karl Franz Egon 1919/20
* 4. 2. 1850 1881-1918
4 9. 2. 1933 1920-1924

Geck, Oscar 1919/20 Stadtverordneter Mann-
* 8. 8. 1867 1914-1918 heim >1905
428. 5. 1928 1920-1928

Gehl, Julius 1919/20
* 4. 7. 1869
4 1932

Giebel, Carl August 1919/20
*26. 5. 1878 1912-1918
4 2. 11. 1930 1920-1928
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Anlage

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Girbig, Emil 1919/20
*11. 6.1866 
+ Jan. 1932 1920-1930

Gölzer, Heinrich 1919/20 MdGemeinderats Kemp-
* 3. 1. 1868 ten >1905, MdL Bayern
+29. 1. 1942 >1912

Gradnauer, Georg <10. 4. 1919
*16. 11. 1866 1898-1906, 1912-1918
+18. 11. 1946 1920-1924

Gruber, Martin 1919/20 MdGemeinderats Mün-
*28. 5. 1866 chen >1911
+18. 10. 1936 1920-1924

Haack, Magnus Robert <20. 8. 1919
*20. 10. 1869
+24. 11. 1931

Hansmann, Heinrich Wilhelm 1919/20 MdGemeinderats Eich-
* 8. 2. 1861 linghoven >1890
+16. 5. 1932 1920-1924

Hasenzahl, Ludwig 1919/20 MdStadtrats Erbach
*13. 6. 1876 1912-1918 >1908
+11. 4. 1950 

Hauke, Frieda 1919/20
* 6. 4. 1890
+16. 8. 1972 1920-1922

Heimann, Hugo 1919/20 Stadtverordneter Berlin
*15. 4. 1859 >1900, Md Preußischen
+23. 2. 1950 1920-1932 Abgeordnetenhauses

Heine, Wolfgang 1919/20
1908-1910

* 3. 5. 1861
+ 9. 5. 1944 1898-1918

Hellmann, Carl August 1919/20
* 5. 6. 1870
+ 7. 8. 1939 1920-1923

Hense, Karl Adam 1919/20 Md Hamburger Bürger-
* 8. 1. 1878 schäft 1909-1919
+ 3. 2. 1946 

Hierl, Michael 1919/20 MdL Bayern 1908-1918
*25. 9. 1868 1912-1918
+30. 7. 1933

Hildenbrand, Karl 1919/20 MdL Württemberg
*30. 1. 1864 1903-1918 1900-1913
+ 4. 9. 1936 1920-1932
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Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Hoch, Gustav 1919/20 Stadtverordneter Hanau
*10. 1. 1862 1898-1903, 1907-1918 1902-1908, 1910-1919
t 4. 10. 1942 1920-1928

Höfs, Else 1919/20 MdL Preußen 1920-1925
* 2. 9. 1876

Hörsing, Otto Friedrich 1919/20 MdL Preußen 1925-1933
*18. 7. 1874
+23. 8. 1937 1920-1922

Hoffmann, Johannes 1919/20 MdL Bayern 1908-1918,
* 3. 7. 1867 1912-1918 MdStadtrats Kaiserslau-
+15. 12. 1930 1920-1930 tern 1910-1919

Hofmann, Arthur 1919/20 Stadtverordneter Saalfeld
*19. 4. 1863 1903-1907, 1912-1918 >1892, MdL Sachsen-
t 3. 4. 1944 1920-1924 Meiningen 1900—1922

Holl, Peter 1919/20
*18. 9. 1860
f22. 2. 1925

Holzapfel, Friedrich >30.9. 1919
* 1. 2. 1872

Hue, Otto 1919/20 Md Preußischen Abge-
*2. 11. 1868 1903-1912 ordnetenhauses
+18. 4. 1922 1920-1922 1913-1918

Hug, Johann Peter Paul <22. 6. 1919 MdL Oldenburg >1899,
*24. 6. 1857 Ratsherr Riistringen 1919
+10. 2. 1934

Jäcker, Heinrich 1919/20 Stadtverordneter Düssel-
*23. 9. 1869 dorf >1918
t 8. 1. 1949 1920-1924

Janschek, Alfred 1919/20
*15. 1. 1874
J27. 12. 1955 1920-1933

Jantzen, Viktor 1919/20
*17. 10. 1875
+18. 5. 1956

Jasper, Heinrich 1919/20 Stadtverordneter Braun-
*21. 8. 1875 schweig >1903, MdL
+19. 2. 1945 Braunschweig >1918

Jordan, August 22.6.-5. 7. 1919
*17. 7. 1872
t 4. 5. 1935

Juchacz, Marie 1919/20
*15. 3. 1879
+28. 1. 1956 1920-1933
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Anlage

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Jungnickel, Max
*24. 3. 1868
t 1932

1919/20 Stadtverordneter Anna­
berg 1919

Kähler, Wilhelmine
* 3. 4. 1864

1919/20

1920-1921

MdL Preußen 1921-1933

Käppler, Hermann 
*26. 10. 1863 
fl6. 12. 1926

1919/20
1912-1918
1920-1924

MdL Sachsen-Altenburg 
1895 — 1910, Stadtverord­
neter Köpenick 1919/20

Kahmann, Gottfried Hermann
*29. 11. 1881
f28. 1. 1943

1919/20

1920-1924

MdGemeinderats Pot- 
schappel 1912-1917

Katzenstein, Simon 
* 1. 1. 1868 
J28. 3. 1945

1919/20 Stadtverordneter Charlot­
tenburg >1915

Keil, Wilhelm 
*24. 7. 1870 
t 5. 4. 1968

1919/20
1910-1918
1920-1932

MdL Württemberg 
1900-1933

Kenngott, Gottlieb
*18. 11. 1862
tlO. 11. 1945

1919/20 MdGemeinderats Eßlingen 
>1907, MdL Württemberg 
1908-1918

König, Max August 
* 3. 5. 1868 
+31. 1.1941

1919/20
1912-1918
1920-1928

Stadtverordneter Dort­
mund 1909-1918, Stadtrat 
1918/19

Korsten, Alwin
*29. 9. 1856
+10. 3. 1924

1919/20
1903-1907, 1912-1918
1920-1924

Kotzur, Theodor
*20. 1. 1883

1919/20
1920—1921

Krätzig, Hermann 
* 3. 4. 1871

1919/20
1912-1918
1920—1933

Kröger, Wilhelm
*23. 1. 1873
+14. 10. 1932

>25. 7. 1919

1920-1932

Stadtverordneter Rostock 
>1911, MdL Mecklen­
burg-Schwerin 1919

Kronen, Peter 
* 2. 7. 1881 
+28. 1. 1960

1919/20

Krüger, Franz
* 1. 1. 1887
t 5. 2. 1924

1919/20 Stadtverordneter Königs­
berg 1912-1914
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Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Krüger, Hans
-'10. 12. 1884

1919/20 MdL Mecklenburg-Strelitz 
1919

Kürbis, Heinrich 
* 9. 1. 1873 
f25. 8. 1951

<2. 12. 1919 Stadtverordneter Altona 
>1909

Kuntze, Alexander Adalbert 
* 3. 7. 1861

1919/20
1910-1912
1920-1924

Stadtverordneter Stettin 
1900-1906

Kurt, Hedwig
*15. 11.1877

>10. 4. 1919

Landsberg, Otto 
* 4.12. 1869 
f 9. 12. 1957

1919/20
1912-1918
1924-1933

Stadtverordneter Magde­
burg 1903-1909

Legien, Carl 
■ 1.12.1861 
f26. 12. 1920

1919/20
1893-1898, 1903-1918
1920

Lesche, Friedrich
*30. 6. 1863
+19. 7. 1933

1919/20
1903-1906
1920-1924

Md Hamburger Bürger­
schaft >1910

Liebig, Hans
*27. 10. 1878

1919/20 Stadtverordneter Haspe
>1916

Lodahl, Gertrud
*28. 1.1878

>12. 2. 1919

Löbe, Paul 
*14. 12. 1875 
t 3. 8. 1967

1919/20 
1920-1933
MdB 1949-1953

Stadtverordneter Breslau 
>1905, MdProvinzialland- 
tages Schlesien 1915 — 1919

Löffler, Heinrich 
*14. 8. 1879 
f30. 12. 1949

1919/20

1920-1922

Stadtrat Kattowitz 
1918-1920

Lübbring, Josef 
*26. 7. 1876
t 9. 11. 1931

1919/20

1920-1930

Stadtverordneter Königs­
berg 1919/20

Lührs, Frida
* 1. 7. 1869
+17. 8. 1941

1919/20

Lüttich, August
*21. 7. 1873

1919/20 Stadtverordneter Leipzig
>1905

Mauerer, Georg
*26. 11. 1868
+21. 1.1957

>11. 2. 1919 Magistratsrat München
>1914
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Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Meerfeld, Johannes (Jean)
*16. 10. 1871
f20. 6. 1956

1919/20
5. 1. 1917-1918
1920-1924

Beigeordneter Köln 
>1920

Meier, Richard
*23. 11. 1878
f25. 1. 1933

1919/20
>13. 5. 1918
1920-1924, 1932-1933

Michelsen, Peter Claus
*12. 12. 1866
fll. 11. 1936

1919/20

1920-1921

Stadtverordneter Flens­
burg >1912

Molkenbuhr, Hermann
*11. 9.1851
f22. 12. 1927

1919/20
1890-1918
1920-1924

Stadtverordneter Berlin- 
Schöneberg 1907—1915, 
>1915 Stadtrat, MdPro- 
vinziallandtages Branden­
burg >1912

Müller, Hermann (Breslau)
*18. 5. 1876
f20. 3. 1931

1919/20
1916-1918
1920-1931

Stadtverordneter Görlitz 
1903-1906

Müller, Hermann (Potsdam)
*10. 2. 1868
J13. 11.1932

1919/20
1928-1932

Stadtrat Berlin-Lichten­
berg >1917

Noske, Gustav 
* 9. 7. 1868 
|30. 11. 1946

1919/20
1906-1918

Stadtverordneter Königs­
berg 1897—1902, danach in 
Chemnitz

Obermeyer, Karl
*16. 3. 1874 
tl5. 5. 1955

1919/20
1920-1924

Stadtverordneter Essen
>1914

Okonsky, Karl
*12. 10. 1880

>21. 7. 1919 
1920-1924

Osterroth, Nikolaus
*16. 2. 1875
J19. 9. 1933

1919/20 MdL Preußen 1920-1933

Panzer, Johann 
* 4. 4. 1875 
f 6. 3. 1950

1919/20 MdGemeinderats Bay­
reuth >1908, Stadtma­
gistrat >1914

Partzsch, Richard 
*15. 11. 1881 
t 6. 11. 1953

>26. 2. 1920

1932-1933

Pfannkuch, Wilhelm
*28. 11. 1841
fl4. 9. 1923

1919/20 Stadtverordneter Berlin
1884-1887,1898-1907, >1900
1912-1918
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Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

Name

Pfülf, Antonie
*14. 12. 1877 
f 8. 6. 1933

Pinkau, Karl Johann
* 1. 6. 1859
|24. 8. 1922

Pokorny, Franz 
*21. 3. 1874 
fl7. 4. 1923

Quarck, Max 
* 9. 4. 1860 
J21. 1. 1930

Quessel, Ludwig 
* 1. 7. 1872 
fl4. 2. 1931

Rauch, Friedrich
* 18. 11. 1859 
t 6. 2. 1948

Reek, Arthur Walter
* 26. 1. 1878 
fl2. 5. 1933

Reißhaus, Hermann Paul 
*29. 9. 1855 
t 5. 9. 1921

Reitze, Johanne 
*16. 1. 1878 
f22. 2. 1949

Riedmiller, Lorenz
* 19. 10. 1880 
t 5. 7. 1960

Rodemann, Paul 
*22. 4. 1887 
f22. 2. 1963

Röhl, Elisabeth 
*22. 8. 1888 
J21. 9.1930

Röhle, Paul 
*29. 4. 1885 
tl6. 1. 1958

Rückert, Leopold Ferd. Rob. 
*20. 5. 1881 
fll. 11. 1942

MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

1919/20

1920-1933

1919/20 Stadtverordneter Leipzig
1906-1907, 1912-1918 1894-1898, 1902-1908, 

MdL Sachsen 1894—1896

1919/20

1919/20
1912-1918

Stadtverordneter Frank- 
furt/M. >1901

1919/20
1912-1918
1920-1930

1919/20 MdGemeindeausschusses
1912—1918 Linden-Limmer vor 1919

1919/20 Stadtverordneter Danzig
>1918

1919/20 Stadtverordneter Erfurt
1893-1907,1912-1918 1920
1920-1921

1919/20 Md Hamburger Bürger­
schaft 1919/20

1920-1932

1919/20 Stadtverordneter Freiburg/
Br. 1911-1912

1920-1924

1919/20

1919/20

1919/20

1919/20 Stadtverordneter Karls­
ruhe >1909, MdL Baden 
>1919
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Anlage

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Ryneck, Elfriede 
*14. 12. 1872

1919/20

fl9. 1. 1951 1920-1924

Sachse, Hermann 1919/20 MdGemeinderats Nieder-
*29. 1. 1862
fl3. 10. 1942

1898-1918 planitz 1900—1902

[Saenger, Alwin] Mandat am 2. 2. 1919 MdL Bayern 1918-1924
*20. 7. 1881 niedergelegt
fl8. 2. 1929 1924-1929

Salm, Albert 
* 8. 1. 1882 
J18. 7. 1950

1919/20

Schädlich, Ernst Arno
*30. 6. 1884
fl5. 1. 1949

1919/20

Schäfer, Valentin
*28. 5. 1882
f20. 2. 1938

1919/20

Scheidemann, Philipp 1919/20 Stadtverordneter Kassel
*26. 7. 1865 1903-1918 1907-1911, Oberbürger-
f29. 11. 1939 1920-1933 meister > Januar 1920

Schilling, Minna Martha
*29. 5. 1877

1919/20

t 1943 1920-1928

Schlicke, Alexander
*26. 3. 1863

1919/20

t 6. 2. 1940 1920-1930

Schlüter, Wilhelm 1919/20 Stadtverordneter Herford
*28. 8. 1871 >1916
t 8. 11. 1930 1924-1930

Schmidt, Franz Richard (Sachsen) 1919/20 Stadtverordneter Meißen
* 4. 5. 1871 1912-1918 >1907
J13./14. 2. 1945 1920-1930

Schmidt, Richard (Frankfurt)
*18. 10. 1864
f 4. 11. 1948

1919/20

Schmidt, Robert 1919/20
*15. 5. 1864 1893-1898, 1903-1918
fl6. 9. 1943 1920-1930

Schöpflin, Georg Johann 1919/20 MdL (SED) Brandenburg
* 5. 4. 1869 1903-1907, 1909-1918 1947
J24. 11. 1954 1920-1932
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Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Schreck, Carl 
* 6. 9. 1873 
fl4. 4. 1956

1919/20

1920-1933

MdL Preußen 1919 — 1921

Schroeder, Louise 
* 2. 4. 1887 
t 4. 6. 1957

1919/20

1920-1933, 
MdB 1949-1957

Schulz, Heinrich 
*12. 9. 1872 
t 4. 9. 1932

1919/20
1912-1918
1920-1930

Schulz, Hermann
*24. 8. 1872
|20. 8. 1929

1919/20

1923-1929

Stadtverordneter Elbing 
1914

Schulz, Wilhelm 
*27. 8. 1870

1919/20 MdL Preußen 1919 — 1920

Schumann, Oswald
*11. 12. 1865
t 9. 6. 1939

Severing, Carl
* 1. 6. 1875
t23. 7. 1952

Sidow, Otto
* 1. 5. 1857
t 6. 9. 1927

Silberschmidt, Ernst Hermann
* 9. 10. 1866
t 3. 12. 1927

Simon, Anna
* 6. 1. 1862

Simon, Georg
* 25. 1. 1872
f25. 6. 1944

Sinzheimer, Hugo
* 12. 4. 1875
fl6. 9. 1945

Sollmann, Wilhelm
* 1. 4. 1881
t 6. 1. 1951

Stahl, Emil
* 17. 11. 1879
f25. 4. 1956

1919/20 
1912-1918
1920-1932

1919/20
1907-1912
1920-1933

1919/20

1920-1924

1919/20 
1912-1918
1920-1927

1919/20

1919/20

1920-1932
1919/20

1919/20

1920-1933
1919/20
1917-1918

Stadtverordneter Bielefeld 
>1905, MdL Preußen 
1919-1933, MdL Nord­
rhein-Westfalen 1946
Stadtverordneter Bran­
denburg >1898

MdGemeinderats Köpe­
nick >1914

Gemeindebevollmächtigter 
Augsburg 1908-1912, 
Magistratsrat >1912 
Stadtverordneter Frank- 
furt/M. >1917

Stadtverordneter Köln 
>1918

Stadtverordneter Spandau
>1918
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Anlage

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Starosson, Franz <4. 7. 1919 MdGemeinderats Rostock
* 3. 5. 1874
t 4. 7. 1919

>1904

Steinkopf, Willy 1919/20 1920—1930 MdProvinzi-
* 3. 3. 1885
t 6. 7. 1953

1912-1915 allandtages Ostpreußen

Steinmayer, Otto 1919/20 MdL Württemberg-Baden
* 1. 8. 1876
fl7. 3. 1960

1947

Stelling, Johannes 1919/20 Md Lübecker Bürger-
*12. 5. 1877 schäft 1907-1919
f22. 6. 1933 1920-1933

Stock, Christian 1919/20 Md Hessischen Landesver-
*28. 8. 1884
J13. 4. 1967

Sammlung 1946

[Stoessel, Walther] Mandat am 2. 2. 1919
*14. 3. 1871 niedergelegt

Stolten, Joh. Ernst Otto 1919/20 Md Hamburger Bürger-
* 4. 4. 1853 1913-1918 schäft 1901-1918
t 8. 1. 1928 1920—1924

Stiicklen, Daniel 1919/20
*30. 4. 1869 1903-1918
+13. 3. 1945 1920-1924

Taubadel, Paul 1919/20 Stadtverordneter Görlitz
*29. 1. 1875 1912-1918

1920-1932
>1916

Tesch, Johanna
*24. 3. 1875

1919/20

+13. 3. 1945 1920-1924

Thabor, Johannes 1919/20 MdL Nordrhein-Westfa-
* 3. 10. 1878 len 1947
J27. 8. 1949 1920, 1924-1932

Thiele, Friedrich Adolf 1919/20 Stadtverordneter Wurzen
*26. 9. 1853 1898-1907, 1912-1918 1888-1892, Halle
t Jan. 1925 1903-1912

Thöne, Georg 1919/20 Stadtverordneter Kassel
* 5. 1. 1867 1912-1918 >1908
t 4. 5. 1945 1920-1924

Thurow, Franz 
*15. 6. 1867 
t 1. 6. 1958

>13. 2. 1919



Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung

Name MdNV
MdR vor 1918
MdR nach 1920

Landtagsmandate und 
kommunale Ämter

Trinks, Oskar 
*26. 1. 1873 
f 8. 1. 1952

1919/20 Stadtverordneter Karls­
ruhe >1911

Ulrich, Carl
*28. 1. 1853
fl2. 4. 1933

1919/20
1890-1903, 1907-1918
1920-1930

Stadtverordneter Offen­
bach >1896, MdL Hessen 
1895-1928

Vesper, Otto
*15. 5. 1875
f28. 7. 1923

1919/20 Stadtverordneter Osna­
brück 1912-1918, Magi­
stratsrat 1918

Vogel, Hans (Johann)
*16. 2. 1881
t 6. 10. 1945

1919/20

1920-1933

MdL Bayern 1912-1918

Voigt, Friedrich
*18. 11. 1882 
t 1. 3. 1945

1919/20

Wels, Otto
*15. 9. 1873
tl6. 9. 1939

1919/20
1912-1918
1920-1933

Winkelmann, Carl
*14. 12.1865 
f28. 9. 1924

1919/20

Winnig, August 
*31. 3.1878
t 3. 11. 1956

<3. 1. 1920 Md Hamburger Bürger­
schaft 1913-1919

Wissell, Rudolf 
* 8. 3. 1869 
tl3. 12. 1962

1919/20
>26. 3. 1918 
1920-1933

Md Lübecker Bürger­
schaft 1905-1908

Wolff, Theodor
*31. 1. 1875

1919/20
1920—1921
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1. Die Protokollkladden

Die vorliegende Quellenveröffentlichung schließt an das von Erich Matthias und 
Eberhard Pikart bearbeitete Werk „Die Reichstagsfraktion der deutschen Sozial­
demokratie 1898 bis 1918“ an, in dem die Protokolle der Fraktionssitzungen bis 
zum Weltkriegsende ediert wurden. Die 3. Kladde dieser Fraktionsprotokolle, die 
am 24. 8. 1917 einsetzt, enthält neben den Protokollen aus der Weltkriegszeit auch 
Protokolle über die Sitzungen der SPD-Fraktion in der Nationalversammlung.1 Die 
Eintragungen brechen am 20. 8. 1919 ab.
Die in der hier vorgelegten Edition abgedruckten Protokolle der Sitzungen vom 4. 2. 
1919 bis 20. 8. 1919 - Dokumente Nr. la bis 85 - entstammen diesem 3. Protokoll­
heft. Eine weitere, erst später entdeckte 4. Protokollkladde mit der Deckelbeschrif­
tung „Fraktionsprotokolle SPD 25. IX. 1919/9. II. 1920 - 4.“ schließt unmittelbar an 
- Dokumente 86 bis 107. Ein nachfolgendes 5. Protokollheft über die Sitzungen der 
Fraktion nach dem 9. 2. 1920 bis zum Schluß der Tagungen der Nationalversamm­
lung am 21. Mai 1920 konnte bisher ebenso wenig aufgefunden werden wie Proto­
kolle der Reichstagsfraktion der SPD in der Weimarer Republik.2
In die Edition wurde ferner der Bericht des Vorwärts über die erste Fraktionssitzung 
vom 4. 2. 1919, vorm. (Nr. 1b), sowie das Protokoll einer Sitzung „Am 19. März 
1920. Nachmittags“ aufgenommen, das von Scheidemann verfaßt und in einer ma­
schinenschriftlichen Abschrift von dem Fraktionsvorsitzenden Löbe den offiziellen 
Fraktionsprotokollen, also dem verschollenen Protokollheft 5, beigefügt wurde.3 
Das als Nr. 108 abgedruckte Protokoll entstammt dem Nachlaß Grzesinski im In­
ternationalen Institut für Sozialgeschichte (Internationaal Institut voor Sociale Ge- 
schiedenis) in Amsterdam.
Die Protokollkladden 3 und 4 gehören heute ebenso wie die Hefte 1 und 2 zu den 
Beständen dieses Instituts, das sie 1937 vom Exilparteivorstand der SPD zusammen 
mit anderen Akten und Nachlässen aus dem SPD-Parteiarchiv erwarb. Eine Filmko­
pie der Protokollbücher wird im Archiv der sozialen Demokratie in Bonn verwahrt. 
Die handschriftlich geführten Protokolle wurden nach den Fraktionssitzungen ver­
faßt und ins Protokollbuch eingetragen. Der Protokollant stützte sich dabei vermut­
lich auf Notizen, die während der Fraktionsberatungen niedergeschrieben wurden.4 
Für die Sitzung vom 3. Dezember 1919, nachmittags 4 Uhr, sind solche Notizblätter 
erhalten und dem offiziellen Protokoll beigelegt worden. Unter Nr. 98 kommen bei­
de Fassungen unter a und b zum Abdruck. Sie ermöglichen einen Vergleich zwi­
schen der unmittelbaren Mitschrift in der Sitzung und dem üblichen ausformulierten 
Standardprotokoll. Die ausführlichen Stichwortnotizen wurden nicht nur stilistisch 
redigiert, sondern für die endgültige Fassung auch stark gestrafft.

1 Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXCV.

2 Eine Protokollkladde der Sitzungen der Reichstagsfraktion der USPD ist im Internationalen Institut 
für Sozialgeschichte in Amsterdam vorhanden. Sie enthält die offiziellen Protokolle der Sitzungen von 
1920 bis 1922.

3 Vgl. Nr. 108, Anm. 1; Scheidemann, Memoiren II, S. 405 ff.

4 Vgl. dazu die Bemerkungen von Matthias und Pikart in Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXCVI.
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Wie schon bei den Protokollen der Reichstagsfraktion ab 1906 fehlt auch bei den 
Protokollen der Nationalversammlungsfraktion die Unterschrift des Protokollfüh­
rers. Die bis 1915 übliche Praxis der Unterzeichnung durch den Fraktionsvorsitzen­
den5 nahm Löbe wieder auf. Die Protokolle vom 5. 2. 1919 bis zum 4. 3. 1919 (Nr. 3 
bis 51) sind durchgängig von ihm unterschrieben. Danach fehlt jede Unterschrift.
Die Person des Protokollanten läßt sich nur über das Schriftbild und den Stil 
erschließen. Von dem Fraktionssekretär Reimes, der seit dem 12. 3. 1916 schon die 
Protokolle der SPD-Reichstagsfraktion geführt hatte6, stammen die Protokolle der 
Sitzungen vom 4.2. 1919 bis zum 9. 5. 1919 (Dokumente 1 bis 41), während der 
letzte Teil des Sitzungsprotokolls vom 9. 5. (Nr. 41) von einem anderen, nicht zu 
identifizierenden Verfasser niedergeschrieben wurde. Reimes fungierte ebenfalls als 
Schriftführer der Sitzungen vom 10. 5. bis 3. 6. 1919 (Nr. 42 bis 45), 18. 6. bis 3. 12. 
1919 (Nr. 47 bis 98a), 5. 12. 1919 bis 5. 2. 1920 (Nr. 99 bis 107). Auch die Stichwort­
notizen von Nr. 98b weisen mit ihrem zwar abweichenden Schriftbild, das jedoch 
allein durch die Art der eiligen Mitschrift bedingt sein dürfte, auf Reimes als Verfas­
ser hin. Das Protokoll der Sitzung vom 18. 6. 1919, vorm. (Nr. 46) deutet nach Aus­
weis der Schrift auf den Verfasser des Schlußteils von Nr. 41 hin. Schließlich wurde, 
wie schon erwähnt, die Niederschrift zur Sitzung vom 19. 3. 1920 von Scheidemann 
konzipiert und dann maschinenschriftlich abgeschrieben.
Obwohl also, bis auf wenige Ausnahmen, der Fraktionssekretär Reimes die Proto­
kolle verfaßt hatte, ist deren Form nicht ganz einheitlich. Besonders der jeweilige 
Protokollkopf enthält Varianten. Bei den Datumsangaben sind die Monate zum Teil 
ausgeschrieben (bis Mai/Juni 1919), zum Teil mit römischen, gelegentlich auch mit 
arabischen Ziffern gekennzeichnet. Die Wochentage wurden eher selten notiert. Bei 
der Tageszeit ist der Beginn der Sitzung in den meisten Fällen, dagegen nie die Sit­
zungsdauer vermerkt. Über den Ort der Fraktionstagungen (Weimar oder Berlin) 
finden sich nur selten Angaben; zumeist nur dann, wenn ein Ortswechsel stattgefun­
den hatte wie im Mai 1919.7
Aufbau, Anlage und Stil des Protokolltextes sind weitgehend ähnlich.8 Reimes hielt 
sich in der Nationalversammlung an die seit 1916 eingebürgerte Praxis, nicht nur die 
Beschlüsse und eventuellen Abstimmungsergebnisse wiederzugeben, sondern auch 
die Begründung von Anträgen und den Gang der Diskussion in den Grundzügen zu 
referieren. Die in der Sitzung behandelten Materien hatten auf die äußere Gestaltung 
der Protokolle in der Regel keinen erkennbaren Einfluß.9
In einer Reihe von Fällen wurden Zeitungsausschnitte (Nr. 1, 29, 45, 51, 56, 60, 88, 
102, 106, 107) in die Protokollniederschriften eingeklebt, in denen Beschlüsse der

5 Das letzte von Haase unterzeichnete Protokoll war von der Sitzung vom 20. 3. 1915. Seit der Sitzung 
vom 16. 10. 1918 wurden die Protokolle dann zeitweise wieder von Ebert als Fraktionsvorsitzenden 
unterschrieben. - Vgl. Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXCVI.

6 Vgl. Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXCV.

7 Vgl. Nr. 1, 41-48.

8 Ausnahmen bilden Nr. 98a (Mitschrift in der Sitzung) und 108 (Scheidemann).

9 Etwas aus dem Rahmen fiel am ehesten noch das Protokoll der Sitzung vom 28. 10. 1919 (Nr. 94), bei 
dem eine Aussprache mit Leutnant Müller vom Republikanischen Führerbund eingeschoben wurde.
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Fraktion wiedergegeben wurden bzw. Berichte über die Fraktionssitzung standen. 
Bis auf zwei Ausnahmen (Nr. 51 und 60) wurden sie sämtlich dem Vorwärts ent­
nommen. Einen Sonderfall bildet die Sitzung vom 3. Dezember 1919 mit dem einge­
fügten Schreiben Eberts, den beiliegenden Notizblättern der Sitzungsmitschrift und 
zwei weiteren Zetteln in einer nicht zu identifizierenden Handschrift.10
Die Protokollniederschriften weisen häufige Unterstreichungen auf, mit denen Text­
passagen, einzelne Wörter und Namen vom Protokollanten hervorgehoben wurden. 
Eine durchgängige, systematische Normierung dieser Unterstreichungen ließ sich 
jedoch nicht feststellen. In der Regel, aber nicht immer, wurden die Namen der 
Sprecher, Berichterstatter und der vorgesehenen Plenarredner unterstrichen, gele­
gentlich auch die für Ausschüsse und Gremien bestimmten Delegierten. Zusätzlich 
finden sich bei einigen Protokollen noch Markierungen am Rande, die vermutlich 
nicht vom Protokollführer, sondern von einem Benutzer der Protokolle stammen 
dürften.
Wie schon die Protokolle der Reichstagsfraktion der SPD enthalten auch die der 
Nationalversammlungsfraktion eine Fülle von zumeist damals gängigen Abkürzun­
gen und eine große Zahl von Überschreibungen und Korrekturen, die jedoch über­
wiegend nur stilistischer Art sind. Sie sind ein Indiz für die Einstufung der Proto­
kolle als einer nur für den eigenen Bedarf bestimmten Quelle. Man darf wohl anneh­
men, daß sie nur dem Führungskreis der Fraktion, also ihren Vorsitzenden und dem 
Vorstand zur Verfügung standen. Nichts weist darauf hin, daß die Protokolle jemals 
von der Fraktion genehmigt oder sogar verlesen wurden. Gerade in diesem Bestim­
mungszweck für die nur interne Registrierung der Beratungen der Fraktion liegt der 
historische Wert dieser Protokolle, die damit ein zwar knappes, aber ungeschmink­
tes Bild ihrer Verhandlungen liefern.

10 Vgl. Nr. 98.
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2. Einrichtung der Edition

Die vorliegende Quellenpublikation orientiert sich in ihrer editorischen Einrichtung 
an den bisher erschienenen Bänden der „Quellen zur Geschichte des Parlamentaris­
mus und der politischen Parteien“. Die in chronologischer Abfolge gedruckten Sit­
zungsprotokolle wurden durchlaufend numeriert. Parallelfassungen sind unter der­
selben Ziffer zusammengefaßt und durch Kleinbuchstaben a und b bezeichnet.

Jedem Sitzungsdokument sind zwei Kopfregesten vorangestellt. Das erste enthält im 
Einklang mit der Edition „Die Reichstagsfraktion der deutschen Sozialdemokratie 
1889 bis 1918“ nur das Datum und die Bezeichnung der Sitzung. Das zweite Kopf­
regest vermerkt die Quelle, ihre Beschaffenheit sowie den Protokollanten und führt 
die Originalüberschriften auf. Bei der Wiedergabe der Überschriften wurden be­
wußt keine Abkürzungen aufgelöst und keine Normalisierungen vorgenommen, um 
so die Variationsbreite der Protokollkennzeichnungen in einem einheitlichen Quel­
lenbestand zu dokumentieren. Nur die Wochentage wurden in den Fällen, in denen 
sie nicht Bestandteil der Originalüberschriften waren, in eckigen Klammern ergänzt. 
Die Protokolle der sozialdemokratischen Fraktion in der Verfassunggebenden Deut­
schen Nationalversammlung werden ungekürzt abgedruckt. Rechtschreibung und 
Zeichensetzung wurden durchgehend normalisiert, fehlerhafte Schreibweisen still­
schweigend korrigiert. Allgemein gebräuchliche Abkürzungen, die soweit notwen­
dig im Abkürzungsverzeichnis nachgewiesen sind, werden beibehalten, ungebräuch­
liche wurden aufgelöst oder in die heute übliche Form gebracht.

Hervorhebungen in den Originalvorlagen durch Unterstreichungen und besonderen 
Schriftgrad sind einheitlich durch Sperrung gekennzeichnet. Anträge und Be­
schlüsse, eingeklebte Zeitungsausschnitte und die wenigen bereits an anderer Stelle 
ganz oder teilweise veröffentlichten Dokumente werden in kleineren Drucktypen 
wiedergegeben. Familiennamen sind grundsätzlich in Kursiv&ruck gesetzt; die Na­
men von Sprechern werden besonders durch Fettdruck hervorgehoben. In Kursiv 
erscheinen durchgängig auch Zeitungs- und Zeitschriftentitel. Textergänzungen und 
Korrekturen im Original, die über bloße orthographische Berichtigungen hinausge­
hen, werden in den Anmerkungen vermerkt; ebenso unleserliche Stellen in der Vor­
lage.

Biographische Angaben zu Personen finden sich im Register; sie konzentrieren sich 
auf die für den Gegenstand und den Zeitraum der Edition relevanten Funktionen 
und Ämter. Informationen über die Mitgliedschaft der Abgeordneten der SPD in 
Parlamenten sind in der Anlage: „Mitglieder der SPD-Fraktion in der Nationalver­
sammlung“ aufgeführt.

Die Kommentierung in den Anmerkungen sucht der Eigenart der Quellen wie den 
Benutzerinteressen Rechnung zu tragen. Dort finden neben Angaben zu Textverän­
derungen und Querverweisen erläuternde Erklärungen und Nachweise ihren Platz. 
Die kommentierenden Anmerkungen wollen den Zugang zu dem meist eher sprö­
den Text der Protokolle erschließen, über den Vor- und Nachlauf von Beschlüssen 
und Vorgängen knapp informieren und für das Verständnis notwendige Zusammen­
hänge aufzeigen, die aus der Quelle selbst nicht ohne weiteres ersichtlich sind. Bei 
der Bearbeitung wurde ein Mittelweg zwischen dem Erfordernis detaillierter Aus­
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künfte und dem Gebot möglichster Kürze gesucht und gleichzeitig auf die Zugäng­
lichkeit der herangezogenen Quellen und Literatur Rücksicht genommen.
Allen Personen, Archiven, Bibliotheken und sonstigen Institutionen, die diese Edi­
tion gefördert haben, danken Herausgeber und Bearbeiter vielmals für zuteil gewor­
dene Hilfe. Das Internationale Institut für Sozialgeschichte in Amsterdam hat in 
großzügiger Weise die Protokollkladden der SPD-Fraktion für diese Edition zur 
Verfügung gestellt und auch sonst vielfältige Unterstützung gewährt. Dafür gebührt 
dem Institut, seinen Leitern und Mitarbeitern, ein besonderer Dank. In den ver­
schiedenen Bearbeitungsstadien haben in bewährter Art das Bundesarchiv (Kob­
lenz), das Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung (Bonn) und 
das Politische Archiv des Auswärtigen Amtes (Bonn) die Benutzung ihrer Bestände 
ermöglicht. Wesentlich gefördert wurde die Arbeit durch die Einsicht in Nachlässe, 
die sich zum Teil noch in privatem Besitz befanden. Die Universitätsbibliothek 
Mannheim, die Bibliothek des Deutschen Bundestages und die Universitätsbiblio­
thek Bonn besorgten stets zuvorkommend die Beschaffung von Büchern und Mate­
rialien.
Die vorliegende Edition wurde von Prof. Erich Matthias angeregt und zur Betreu­
ung von Prof. Hermann Weber übernommen. In einer ersten Bearbeitungsphase 
erledigte Dr. Klaus Burkhardt umfängliche Vorarbeiten. In weiteren Arbeitsschrit­
ten waren bei der Sichtung, Ergänzung und Überprüfung von Text und Anmerkun­
gen zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Lehrstuhl von Prof. Weber be­
teiligt. Den Damen Jenny Bernack, Andrea Hoffend, Petra Huber, Gabriele Pessel, 
Kathrin Senger und den Herren Patrik Baab und Bernd Oehler gilt ein ganz beson­
derer Dank. Die intensive Vorarbeit, die von den Mannheimer Mitarbeitern geleistet 
worden ist, hat die abschließende Kommentierung sehr erleichtert. Die Verantwor­
tung für die Edition und die Kommentierung tragen Heinrich Potthoff und Her­
mann Weber gemeinsam. Für die Einleitung zeichnet Heinrich Potthoff als Allein­
verfasser.
Bei der Erledigung der technischen Arbeiten haben Frau Ilse Wolf, Frau Irmgard 
Mattern, Frau Linda Mattern und Frau Jutta Schäfer mitgewirkt, die bei der Rein­
schrift besondere satztechnische Anweisungen mit Umsicht erledigte. Beim Register 
arbeitete Herr Joachim Petzold mit. Ihnen sei ebenfalls sehr herzlich gedankt.
Die Herausgeber dieser Reihe erfüllen mit der Edition ein Vermächtnis von Prof. 
Dr. Erich Matthias, der schon in dem Werk über „Die Reichstagsfraktion der deut­
schen Sozialdemokratie 1898 bis 1918“, das er noch selbst mitbearbeitete, „eine Aus­
gabe der Sitzungsprotokolle der sozialdemokratischen Nationalversammlungsfrak­
tion“ angekündigt hatte.

Bonn, Oktober 1985 Heinrich Potthoff
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3. Verzeichnis der Archivalien

a) Amtliche Überlieferung
BA Koblenz
Protokollbuch III und IV

en, Partei- und Verbandsakten
Bundesarchiv Koblenz, Akten der Reichskanzlei
Internationales Institut für Sozialgeschichte Amsterdam, 
Fraktionsprotokolle SPD 24. III. 1917/20. VIII. 1919 -
3 und 25. IX. 1919/9. 11. 1920 - 4

Restakten des ADGB Archiv des August-Bebel-Instituts, Berlin, z.Zt. verwahrt 
bei der Historischen Kommission Berlin

b) Nachlässe
Dittmann, Erinnerungen Internationales Institut für Sozialgeschichte Amsterdam, 

Nachlaß Wilhelm Dittmann (Manuskript)
NL Giebel Archiv der sozialen Demokratie, Bonn, Nachlaß Carl Gie­

bel
NL Groener Bundesarchiv — Miiitärarchiv, Freiburg i. B., Nachlaß 

Wilhelm Groener
NL Grzesinski Internationales Institut für Sozialgeschichte Amsterdam, 

Nachlaß Albert Grzesinski
NL Haußmann
NL Hörsing 
NL Keil

Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Nachlaß Conrad Haußmann 
Historische Kommission zu Berlin, Nachlaß Otto Hörsing 
Archiv der sozialen Demokratie, Bonn, Nachlaß Wilhelm 
Keil

NL Koch-Weser
NL Osterroth

Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Erich Koch-Weser 
Privatbesitz Franz Osterroth, Lübeck, Nachlaß Nikolaus 
Osterroth

NL Payer 
NL Petersen 
NL Südekum 
NL Wissell

Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Friedrich von Payer 
Staatsarchiv Hamburg, Nachlaß Carl Petersen 
Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Albert Südekum 
Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Rudolf Wissell

c) Periodika
Correspondenzblatt Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerk­

schaften Deutschlands
Freiheit Freiheit. Berliner Organ der Unabhängigen Sozialdemo­

kratie Deutschlands
Reichsanzeiger
Sozialistische Monatshefte
Vorwärts

Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger 
Sozialistische Monatshefte, Berlin, einzelne Nummern 
Vorwärts. Berliner Volksblatt. Zentralorgan der Sozial­
demokratischen Partei Deutschlands
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Albertin, Lothar: Liberalismus und Demokratie am Anfang der Weimarer 
Republik. Eine vergleichende Analyse der Deutschen Demokratischen 
Partei und der Deutschen Volkspartei, Düsseldorf 1972.
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Albertin, Lothar: Linksliberalismus in der Weimarer Republik. Die Füh­
rungsgremien der Deutschen Demokratischen Partei und der Deutschen 
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Fraktionssitzung 4.2.1919 1.

4.2.1919, vorm.: Fraktionssitzung

la: Protokollbuch III, Handschrift Reimes. 
Überschrift: „Weimar. Sitzung v. Dienstag, 
den 4. Februar 1919, vormittags 10 ’/z Uhr.“

Ebert eröffnet für die alte Fraktionslei­
tung die Sitzung1 und beruft vorläufig 
Fzsc/ier-Berlin als Schriftführer. Ebert 
berichtet dann, in welcher Weise seitens 
der jetzigen Regierung die Eröffnung 
der Nationalversammlung und die er­
sten Sitzungen gedacht seien. Am Mon­
tag dürfte die Beratung der Notverfas­
sung beginnen und in 2 bis 3 Tagen be­
endet sein2, dann soll die Konstituierung 
des Staatenausschusses erfolgen3 und die 
notwendige Kreditvorlage (25 Milliar­
den) eingebracht werden.4 

lb: Vorwärts Nr. 65 vom 5. 2. 1919.
Überschrift: „Vor der Eröffnung der 
Nationalversammlung. Erste Sitzung der 
sozialdemokratischen Fraktion. (Weimar, 
4. Februar. Eig. Drahtber. des Vorwärts).“

Die sozialdemokratische Fraktion trat heute 
vormittag 10 Uhr im Volkshaus zu Weimar 
zu ihrer ersten Fraktionssitzung zusammen.1 
Den Vorsitz führte provisorisch Genosse Ebert als Vorsitzender der Partei und Vor­
sitzender der alten Reichstagsfraktion. Er 
sprach in den Begrüßungsworten seine Freu­
de darüber aus, daß die Sozialdemokratie als 
weitaus stärkste Fraktion in die Nationalver­
sammlung einzieht. „Die Revolution“, so 
führte er weiter aus, „hat uns vor eine Rie­
senaufgabe gestellt. Deutschland war voll­
ständig zusammengebrochen, militärisch, 
politisch und wirtschaftlich ein Trüm­
merhaufen, als die Macht in unsere 
Hände kam. Der Versuch, diese Riesenauf­
gabe gemeinsam mit den Unab­
hängigen zu lösen, mußte scheitern.

1 Über die Zusammensetzung der Fraktion und des Fraktionsvorstandes vgl. Einleitung 1; ferner Löbe, 
S. 59 f.; Keil II, S. 168 f.; SPD-Parteitag 1919, S. 346; Oehme, S. 49 f.; zur Rede Eberts ders., S. 5.

2 Die Beratung der sog. Notverfassung, des „Gesetzentwurfs über die vorläufige Reichsgewalt“, begann 
am 8. 2. 1919. Der im Reichsamt des Innern ausgearbeitete Entwurf war nach Beratungen zwischen der 
Regierung und Vertretern der Einzelstaaten am 25. 2. im Staatenausschuß und nach Besprechungen mit 
dem Zentralrat mehrfach abgeändert, am 28. 2. den Regierungen und Bundesbevollmächtigten der Ein­
zelstaaten zugeleitet und am 29. 1. 1919 in der Presse veröffentlicht worden; vgl. Regierung der Volks­
beauftragten II, S. 149, 323 — 341 und 354 — 357, mit Abdruck der Entwürfe. Die am 1. 2. der National­
versammlung vorgelegte Fassung des Entwurfs (Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 3) wurde von der 
Nationalversammlung am 10.2. fast unverändert einstimmig angenommen; Sten. Ber., Bd. 326, 
S. 12 ff.; Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 169 ff., abgedr. u. a. bei Triepel, S. 17 f.; Huber, Dokumente III, 
S. 69 f.

3 Der Staatenausschuß der „deutschen Freistaaten“ wurde durch das „Gesetz über die vorläufige Reichs­
gewalt“ vom 10. 2. errichtet. Seine erste Sitzung fand am 11.2. statt. Ein sog. Vorläufiger Staatenaus­
schuß, der von der Konferenz der Reichsregierung mit den Vertretern der Einzelstaaten am 25. 1. zur 
Beratung des „vorläufigen Reichsgrundgesetzes“ und des Verfassungsentwurfs eingerichtet worden 
war, hat bereits vom 26.-30. 1. 1919 in Berlin und vom 5.-8. 2. 1919 in Weimar getagt; siehe Schulz, 
Demokratie, S. 112 f., 149 ff.; Willibalt Apelt, Jurist im Wandel der Staatsformen, Tübingen 1965, 
S. 89 ff.; Schulthess 1919 I, S. 20 f., 40 f.; Regierung der Volksbeauftragten II, S. 323 f.

4 Vgl. den am 11.2. der Nationalversammlung vorgelegten Gesetzentwurf „betreffend die Feststellung 
eines dritten Nachtrags zum Reichshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1918“, der am 20.2. verab­
schiedet wurde; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 165, Bd. 326, S. 248 f.
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1. 4.2.1919 Fraktionssitzung

In der Diskussion, an der Hoch, 
Schöpflin, Ulrich, Keil sich beteiligten, 
wurde ausgesprochen, daß jetzt nicht 
die Zeit zum Redehalten, sondern zum 

Denn, wäre es nach ihrem Willen gegangen, 
wären wir hoffnungslos und widerstandslos 
in vollständige Anarchie hinein­
geraten. Das Ziel unserer Tätigkeit in diesen 
Monaten läßt sich leicht beschreiben: Wir 
haben versucht, die politischen Errungen­
schaften der Revolution, den Sieg der Demo­
kratie, sicherzustellen. Wir haben versucht, 
das Wirtschaftsleben wieder in Gang zu 
bringen und die notwendigsten sozialpoliti­
schen Aufgaben zu erfüllen. Wir haben hin­
gearbeitet auf einen möglichst raschen Frie­
densschluß und möglichst ausreichende Le­
bensmittelversorgung. Ein großer Teil dieses 
Weges ist noch zurückzulegen; ihn wird die 
Nationalversammlung zu beschreiten haben, 
in der unserer Fraktion als der weitaus 
stärksten die Führung zufallen wird.“ 
Genosse Ebert teilte weiter mit, daß unmit­
telbar nach dem 16. Februar, sobald die 
Volkswahlen in Deutsch- 
Österreich vollzogen sein werden’, 
eine Delegation der österreichischen Frak­
tion sich zur Teilnahme an den Fraktions­
verhandlungen einfinden wird. Zur vorläufi­
gen Fühlungnahme hat die deutschösterrei­
chische Sozialdemokratie den Genossen 
Schaefer delegiert.5 6 Der Arbeitsplan für die 
Nationalversammlung sieht die Eröffnung 
für Donnerstag, nachmittags 3 Uhr, vor. Die 
Eröffnungsansprache hält Genosse Ebert. 
Dann übernimmt der Alterspräsi­
dent, Genosse Pfannkuch, den Vor­
sitz. Es wird vorgeschlagen werden, daß das 
Haus vorläufig die Geschäftsordnung des 
Reichstages übernimmt7 und sich dement­
sprechend am Freitag durch die Wahl des 
Präsidiums konstituiert. Den Präsidenten hat 
nach parlamentarischem Brauch die Sozial­
demokratie zu stellen.8 Ein Ausschuß für die 

5 Gemeint sind die Wahlen zur Konstituierenden Nationalversammlung vom 16.2.1919; Schulthess 
1919 I, S. 515.

6 Über diesen Kontaktmann ließ sich nichts ermitteln.

7 Die Nationalversammlung nahm in der 1. Sitzung am 6. 2. 1919 die „Geschäftsordnung für den Reichs­
tag. Vom 31. Dezember 1918“ mit Ausnahme der Bestimmungen über die Abteilungen als „provisori­
sche Geschäftsordnung“ an; Sten. Ber., Bd. 326, S. 4; Handbuch Nationalversammlung, S. 72 ff. — Sie 
übernahm zunächst auch noch der 1920 gewählte Reichstag; erst am 12. 12. 1922 gab er sich eine neue 
Geschäftsordnung. Reichs-Gesetzblatt 1923 II, S. 101 ff.; Huber, Verfassungsgeschichte VI, S. 357.

8 Zur Praxis der Besetzung des Präsidentenamtes im Reichstag bis 1918 vgL Reichstagsfraktion der 
SPD I, S. CXXXV-CXLIV.
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Handeln gekommen sei. Hoch meint, 
der Parteivorstand solle alles tun, um 
die seitens der Regierung beabsichtigte 
Darlegung und damit die politische De­
batte zuriickzustellen, bis die Mehr­
heitsbildung erfolgt sei. Die Frak­
tion war einig darin, die 
Notverfassung und Kre­
ditvorlage möglichst ohne 
Ausschußberatung rasche- 
stens zu erledigen.
Ebert berichtet über Besprechun­
gen mit der demokrati­
schen Volkspartei, die auf de­
ren Veranlassung zwischen Fischbeck, 
Naumann und Schiffer und Ebert, 
Scheidemann und David stattgefunden 
haben, über die Frage der Mehrheitsbil­
dung in Nationalversammlung und Re­
gierung. Dabei äußerten die Demokra­
ten auch ihre Neigung zu der eventuel­
len Zuziehung der Zen­
trumsparte i.11
Als grundsätzliche Voraussetzung wur­
de unsererseits die rückhaltlose Aner­
kennung der republikanischen Staats­
form, einer Finanzpolitik mit scharfer 
Heranziehung von Vermögen und Be­
sitz und tiefgreifende Sozialpolitik und 
Sozialisierung der hierzu geeigneten Be­
triebe aufgestellt.

Revision der Geschäftsordnung wird sofort 
die Arbeiten beginnen.9 Die dringendsten 
und unaufschiebbarsten Vorlagen sind ein 
Finanzgesetz für die Regierung, das 
ihr einen vorläufigen Kredit einräumt und 
für die seit dem 9. November erforderlich 
gewesenen außerordentlichen Ausgaben In­
demnität erteilt4, sodann die Notverfassung2, 
deren Beratungen Scheidemann mit einem 
politischen Expose einleiten wird, während 
Preuß den Entwurf selbst begründet.10 11 In 
der Fraktion trat die Auffassung zutage, daß 
es nicht wünschenswert sei, sofort in große 
politische Debatten einzutreten, sondern daß 
zuerst so schnell wie möglich der Kredit 
und die Notverfassung geschaffen 
werden müßten.

9 Vgl. Anm. 7.

10 Bei der 1. Lesung am 8. 2. 1919 sprach nur Preuß; Sten. Ber., Bd. 326, S. 12 ff.

11 Diese Unterredung wurde auf der Sitzung des Vorstandes und der Fraktion der DDP am 4. 2. 1919 in 
Erfurt zur Sprache gebracht: „Fischbeck berichtet, daß zwischen den Volksbeauftragten und Nau­
mann und ihm Besprechungen in Berlin stattgefunden hätten; danach sei die Sozialdemokratie bereit, 
mit den Demokraten und dem Zentrum zusammen die Regierung zu bilden.“ (NL Petersen, Fasz. 18, 
S. 4). Herr Fischbeck: „Auch bei der Sozialdemokratie ist unter allen Umständen der Wunsch vorhan­
den, mit bürgerlichen Parteien zusammenzuarbeiten. Gewisse Vorbesprechungen haben schon stattge­
funden und zwar am vergangenen Sonnabend (1. 2. 1919) zwischen Ebert, Scheidemann und David 
einerseits und Schiffer, Naumann und Fischbeck andererseits. Die Herren waren durchaus bereit, auf 
unsere Forderungen einzugehen, und auch das Zentrum zur Regierung zuzuziehen.“ (Sitzung des 
Hauptvorstandes der DDP am 4. 2. 1919 in Erfurt, BA Koblenz R 45/III, 6). Schon am 29. 1. 1919 
hatte Landsberg in einer Kabinettssitzung erklärt: „Schiffer hat mir gesagt, wir müssen uns mit den 
Demokraten zusammentun“; Regierung der Volksbeauftragten II, S. 348; vgl. auch SPD-Parteitag 
1919, S. 56.
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Eine eingehende Debatte (Redner 
Schulz, Davidsohn, Hoch, Keil, Ul­
rich, Schumann, David, Auer, Meer­
feld, Bohm-Schuch, Heine, Vogel, 
Rückert, R. Fischer, Auer, Blos, Po­
korny, Ulrich, Landsberg, Adfolf] 
Braun) endete mit der Wahl einer zehn- 
gliederigen Kommission, bestehend aus 
Auer, Blos, Ad[olf] Braun, David, 
Geck, Hoch, Keil, Krätzig, Meerfeld, 
Ulrich, zur Ausarbeitung eines 
Aktionsprogramms zur 
Grundlage der Besprechung mit den 
Demokraten und eventuell mit dem 
Zentrum zwecks Mehrheitsbildung, wo­
für dem Fraktionsvorstand wider­
spruchslos freie Hand gelassen wurde.12 
Eine Anregung Ad[olf] Brauns, auch 
mit der U.S.P. solche Besprechungen zu 
pflegen, soll in der Nachmittagssitzung 
weiter besprochen werden.13 Vom So­
zialdemokratischen Volksverein Weimar 
ging nachstehende Resolution ein: 
„Die am 3. Februar tagende Versamm­
lung der S.P.D. spricht ihre schärfste 
Mißbilligung über die Sicherung der 
Nationalversammlung durch landes­
fremde Truppen aus, obwohl die Thü­
ringer Truppen sich zur Verfügung ge­
stellt haben.
Sie protestiert gegen die Verhandlungs­
weise des Genossen Noske und seine 
eingeleitete Militärdiktatur. Die Ver­
sammelten ersuchen die sozialdemokra­
tische Fraktion, unverzügliche Schritte 
zur Beseitigung dieses aufreizenden Zu­
standes zu tun.“14

Es entwickelt sich eine Aussprache über die 
Mehrheitsbildung in der National­
versammlung. Zur Ausarbeitung des sozial­
demokratischen Programms für die nächsten 
Aufgaben wird ein Ausschuß berufen sein, 
dem u. a. angehören: Ätzer-München, Anna 
Blos, U/rzcA-Darmstadt, Cohen, Geck- 
Mannheim, HocA-Hanau, Krätzig und Otto 
Braun.

12 Das von der Kommission ausgearbeitete Aktionsprogramm (vgl. Nr. 4, Anm. 7) bildete später die 
Grundlage der Regierungserklärung Scheidemann; SPD-Parteitag 1919, S. 57; Sten. Ber. Bd. 326, 
S. 44 ff.; vgl. auch unten Nr. 6, Anm. 1 und Vorwärts Nr. 82 vom 14. 2. 1919.

13 Siehe Nr. 2.

14 Vgl. Scheidemann, Memoiren II, S. 357; Noske, Kiel, S. 86; Oehme, S. 14.
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2.

4.2.1919, nachm.: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „[Dienstag] Nachmittagssitzung 4 Uhr.“

Der Namensaufruf ergab die Anwesenheit von 105 Fraktionsgenossen; 58 fehlten, 
von denen 12 noch im Laufe des Nachmittags eintrafen.
Die Wahl des Fraktionsvorstandes ergab:
David, Löbe, Molkenbuhr und [Hermann] Aü<Z/er-Breslau als Vorsitzende, weiter 
Auer, Ebert, Richard Fischer, Hoch, Juchacz, Krätzig, Scheidemann, Severing und 
Stolten.
Adolf Braun faßte seine Anregung betreffend Verhandlungen mit der Unabhängi- 
gen-Fraktion in folgendem Antrag zusammen, den Vogel, Endres, Gölzer, Holl1, 
Simon2, und Sinzheimer unterstützten.

Die Unterfertigten beantragen, daß der U.S.P. das Angebot gemacht werden soll, in die 
Regierungsmehrheit einzutreten.
Als Vorbedingung ist von der U.S.P. die Erklärung zu fordern, daß sie sich von der putschi- 
stischen Taktik lossagt und die Solidarität mit den Kommunisten aufgibt.

Davidsohn stellte dazu den Antrag:

Ich beantrage, den Unabhängigen unser Arbeitsprogramm vorzulegen und sie zu be­
fragen, ob sie gewillt sind, auf dieser Grundlage sich den Mehrheitsparteien anzuschlie­
ßen.

Landsberg stellte den Antrag:

Ich beantrage, bei der Fraktion der Unabhängigen anzufragen, ob sie bereit ist, in die Reichs­
regierung einzutreten auf der Grundlage des Bekenntnisses zur parlamentarischen Demokra­
tie, d. h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen der Mehrheit des Vol­
kes bestimmt wird.

Hierzu beantragte Katzenstein, dem Schlußsatz noch folgende Ergänzung hinzuzu­
fügen:

mithin unter grundsätzlicher Ablehnung jeder Putschtaktik.

Im Laufe der langen Diskussion (Redner: David, Braun, Krüger, Starosson, Ul­
rich, Silberschmidt, Schöpflin, Heine, Schmidt-Meißen, Schulz, Heinrich, Stel­
ling, Richard Fischer, Kürbis, Landsberg, Blos, Auer, Schumann, Vogel, Ober­
meyer) wurden die Anträge Davidsohn und Hoch zugunsten des Antrages Lands­
berg zurückgezogen und ein Antrag Auer folgenden Inhalts eingebracht:

Die Fraktion ist damit einverstanden, daß Genossen in unverbindlicher Form mit Mitgliedern 
der unabhängigen Fraktion Fühlung nehmen, ob dort Bereitschaft ist, in eine Regierungs­
mehrheit einzutreten unter folgenden Bedingungen:

1 Möglicherweise ist nicht Holl, sondern Hoch gemeint, da später von einem Antrag Hoch die Rede 
ist.

2 Es ließ sich nicht feststellen, ob es sich um Georg Simon (Schwaben) oder um Anna Simon (Westpreu­
ßen) handelte.
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3. 5.2.1919 Fraktionssitzung

Ist die unabhängige Fraktion bereit, sich jeder putschistischen Taktik und Gewaltanwendung 
loszusagen, sich von den Kommunisten (Spartakisten) im ganzen Reich zu trennen und sich 
zu dem Grundsatz parlamentarischer Demokratie als den unbedingt anzuerkennenden Aus­
druck des Mehrheitswillens des Volkes zu bekennen?3

Ein Schlußantrag fand die große Mehrheit.
Der Antrag Landsberg mit dem Amendement Katzenstein wurde mit 
Mehrheit angenommen.
David erklärte, er könne dem Antrag Landsberg nicht beitreten und müsse daher für 
seine Stellung als Fraktionsvorsitzender die Konsequenzen ziehen.4
Die nächste Sitzung wird auf Mittwoch, den 5. Februar, vormittags 10 Uhr, anbe­
raumt.

3 Die USPD antwortete ablehnend: „Auf Ihr Schreiben vom 5. Februar erwidern wir folgendes: für die 
Fraktion der USPD kommt der Eintritt in die Regierung solange nicht in Frage, bis die gegenwärtige 
Gewaltherrschaft beseitigt ist und bis die sämtlichen Mitglieder der Regierung nicht nur das Bekenntnis 
ablegen, sondern auch den entschlossenen Willen betätigen, die demokratischen und sozialistischen 
Errungenschaften der Revolution gegen die Bourgeoisie und die Militärautokratie sicherzustellen. Die 
Fraktion der USPD. Fritz Geyer.“ Text u. a. in Vorwärts Nr. 69 vom 7. 2. 1919; Schulthess 1919 I, 
S. 34. Über die Haltung der USPD vgl. auch: Protokoll des USPD-Parteitags März 1919, S. 270; Wil­
helm Dittmann, Erinnerungen. Masch. Ms. im Internationalen Institut für Sozialgeschichte Amster­
dam, S. XVII/4.

4 Vgl. Nr. 3. - Gestrichen: „Nächste Sitzung“.

3.

5.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung vom Mittwoch, den 5. Febr., 
vormittags, 10 Uhr.“

David eröffnet die Sitzung mit der Erklärung, daß er, wie bereits gestern dargelegt, 
nicht in der Lage sei, den Beschluß betreffend die Anfrage bei der Fraktion der 
U.S.P. zur Ausführung zu bringen, ein anderer Vorsitzender sei zur Zeit nicht da, er 
bitte also, eine Kommission mit der Ausführung des Beschlusses zu beauftragen.
Dem widersprachen Landsberg und Heine. Letzterer meinte, da über die Art der 
Ausführung nichts beschlossen sei, so solle man erst die Festlegung des Aktions­
programmes abwarten, während Hoch darauf hinweist, die Ausführung des Be­
schlusses sei Sache des Vorstandes, nicht die des Vorsitzenden. Nach Erschei­
nen Löbes wird dieser mit der Ausführung beauftragt.
Eine Veröffentlichung des Beschlusses soll vorläufig nicht erfolgen, wie 
überhaupt Veröffentlichung[en] von Fraktionsbeschlüssen und Verhandlungen nur 
dann erfolgen sollen, wenn dies ausdrücklich beschlossen wird.1

1 Der Vorwärts brachte nur von der ersten Sitzung der SPD-Fraktion am 9. 2. 1919 einen ausführlichen 
Bericht; siehe Nr. 1b. In der Folgezeit erschienen lediglich, wenn überhaupt, nur kurze Notizen zu 
Fraktionssitzungen.
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Landsberg referiert über die Notverfassung.
Nach längerer Debatte wurde beschlossen, dieser Vorlage ohne Debatte zuzustim­
men, aber dazu eine Erklärung der Fraktion über die Stellung abzugeben, deren 
Wortlaut Landsberg entwerfen soll.1 2

Löbe

2 Vgl. Nr. 1, Anm. 2 und Nr. 6.

4.

6.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Donnerstag, den 6. Febr., abends, 
6 % Uhr.“

Der Vorsitzende Löbe teilte mit, daß Hildenbrand1 es definitiv abgelehnt habe, das 
Amt des Präsidenten der Nationalversammlung anzunehmen. Der Fraktionsvor­
stand schlage an seiner Stelle den Kollegen (Bauer) vor.
Keil erhebt Bedenken, ob die beiden wichtigen Ämter Arbeitsamt2 und 
Präsidium in einer Hand vereinigt werden könnten, zumal man gar nicht wisse, 
ob die eventuelle Koalition der Forderung zustimme, die drei Ämter des Präsi­
diums der National Versammlung, der Reichsregierung und 
des Reiches der Sozialdemokratie zu überlassen, es sei das auch eine Frage der 
Zweckmäßigkeit. Geck wendet sich dagegen, daß die Fraktion nicht vorher Gele­
genheit habe, sich über die Besetzung solch wichtiger Posten unter sich zu beraten, 
sondern stets mit fertigen Vorschlägen des Vorstandes überrascht und zur sofortigen 
Wahl gezwungen werde. König wendet sich gleichfalls gegen die augenblickliche 
Entscheidung. Winnig schlägt vor, auf die Besetzung des Präsidentenpostens zu ver­
zichten. Braun3 schlägt vor, den Gegenstand bis 8 Uhr von der Tagesordnung abzu­
setzen, damit die Fraktion Gelegenheit habe, unter sich über eventuelle weitere Vor­
schläge zu sprechen.
Das wird beschlossen.
Ein Antrag Binder zur Einreichung an das Plenum betreffend den freien Ein- und 
Austritt der Abgeordneten aus den besetzten Gebieten und ebenso ein Antrag Löbe 
betreffend Rückkehr der deutschen Kriegsgefangenen findet einstimmige Annah­
me.4

1 Karl Hildenbrand war von 1918-1924 Gesandter Württembergs in Berlin. Vgl. auch Nr. 4, Anm. 5.

2 Gustav Bauer war seit dem 4. 10. 1918 Staatssekretär des neugeschaffenen Reichsarbeitsamtes; dem 
Kabinett Scheidemann, das am 13. 2. 1919 berufen wurde, gehörte er als Reichsarbeitsminister an.

3 Es ließ sich nicht ermitteln, ob es sich um Dr. Adolf Braun oder um Otto Braun handelte.

4 Zum Wortlaut vgl. Vorwärts Nr. 69 vom 7. 2. 1919. - Ein interfraktioneller Antrag zu den Kriegsge­
fangenen wurde am 8. 2. 1919 eingebracht; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 5.
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In die Geschäftsordnungskommission sollen von der Fraktion ent­
sandt werden: David, Geck, Landsberg, Keil, Löbe, Frau Lodahl;
in die Wahlprüfungskommission Bohm-Schuch, Reißhaus, Schmidt- 
Meißen, Stücklen, Endres, FzscAer-Berlin;
in den Seniorenkonvent David, Fischer-BerYm, Löbe, Molkenbuhr, Müller- 
Breslau, Severing.
Die Diskussion über das Aktionsprogramm wird von den Referenten Keil 
(Steuerfragen), Auer (Heerwesen), Hoch (Wirtschaftsfragen), Braun (Landwirt­
schaft), Krätzig (Sozialpolitik) eingeleitet und um 8 Uhr unterbrochen.5
Bauer läßt die Erklärung abgeben, daß er nur gezwungen für die Übergangszeit sich 
zur Übernahme der Präsidentschaftskandidatur bereit erklärt habe und nur unter 
Beibehaltung seines Amtes.
Geck schlägt David für den Posten des Präsidenten der Nationalversammlung vor.6 
Ihm schließen sich Heinrich Schulz und Richard Fischer an, letzterer besonders auf 
die politische Unmöglichkeit hinweisend, ein Mitglied der Reichsregierung auf den 
Posten des Präsidiums der Nationalversammlung zu stellen, der in erster Linie die 
Kontrolle der Regierung obliege. Man dürfe sich nicht einer Ablehnung solcher 
Kandidatur durch die bürgerlichen Parteien aussetzen.
Trotz der Ablehnung seitens Davids beschloß die Fraktion einstimmig, ihn um 
Annahme der Kandidatur zu ersuchen.
Die wiederaufgenommene Besprechung des Aktionsprogramms wird nach kurzer 
Zeit durch Debattenschluß zum Abschluß gebracht.

Löbe

5 Siehe den als Anhang abgedruckten Text.

6 Vgl. dagegen Keil II, S. 170: „Man hielt Umschau und nannte Hildenbrand, mit dessen Gesandtenstel­
lung jedoch das Präsidentenamt nicht vereinbar war. Zu meinem Erstaunen verfiel man auch auf mich. 
Ich lehnte sofort unmißverständlich ab. Man drang, da sich die Präsidentenwahl verzögerte, tagelang in 
mich, und suchte meinen Einwand, daß ich das nötige Format nicht habe, zu widerlegen. Besonders 
war es der mir immer wohlgesinnte Dr. Eduard David, der mit all seiner Dialektik mir den .Minder­
wertigkeitskomplex’ auszureden versuchte. Er kenne mich besser als ich selbst, behauptete er. Der 
Erfolg blieb ihm versagt. Ich drehte den Spieß um und schlug Dr. David vor, einer der letzten noch 
nicht vergebenen Männer von geistigem Format aus unseren Reihen. Er suchte sich, da er nicht gerne 
auf dem Präsentierteller saß, der Nominierung zu entziehen. Da indessen meine Ablehnungsgründe bei 
ihm nicht in Frage kamen, setzte ich durch, daß die Fraktion ihn auf den Schild erhob. Am nächsten 
Tag war Dr. David zum Präsidenten gewählt [..
Vgl. auch Vorwärts Nr. 70 vom 7. 2. 1919 und Oehme, S. 88 f.
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Anhang

Entwurf für ein Aktionsprogramm

NL Payer Nr. 12, Bl. 154—158, Maschinenschrift mit handschriftl. Überschrift (Payer): 
„Socialdemokrfatischer] Entwurf des Arbeitsprogramms der Reichsregierung 11.2. [19]19.“7

Arbeitsplan.
Für die politische, wirtschaftliche und geistige Neugestaltung des Deutschen Reiches 
stellt die Sozialdemokratische Partei folgende Richtlinien auf8:
Das Deutsche Reich und alle seine Einzelstaaten haben die demokratische9 Staats­
form mit souveräner Volksvertretung. Die Gesetzgebungs- und Selbstverwaltungs­
körperschaften im Reich, in den Einzelstaaten und in den Gemeinden gehen aus 
allgemeinen, gleichen, geheimen, unmittelbaren Wahlen nach dem Verhältniswahl­
verfahren10 hervor. Wahlberechtigt sind alle Männer und Frauen über 20 Jahre.
Demokratisierung der Verwaltung. Aufhebung aller Vorrechte für die Besetzung 
von Beamtenstellen.
Die Einheit des Reiches ist durch eine starke Zentralgewalt und weitgehende Verein­
heitlichung, namentlich auf dem Gebiet der Wirtschaft und des Verkehrs11, zu festi­
gen. Dagegen ist auf dem Gebiet der lokalen Kulturpflege weitgehende Selbstverwal­
tung in Gemeinde, Provinz und Einzelstaat zu gewähren.
Die persönlichen und staatsbürgerlichen Rechte der Einzelnen12, religiöse Freiheit, 
freie Meinungsäußerung in Wort und Schrift, Freiheit der Presse, Wissenschaft und 
Kunst, Freiheit der Versammlung und Vereinigung sind sicherzustellen.
Volle körperliche und geistige Ausbildung des gesamten Volkes durch ein einheitli­
ches und demokratisch aufgebautes Schulwesen13, in dem jedem Volksgenossen das 
unbeschränkte Recht auf Bildung und Erziehung nach seinen Fähigkeiten ohne 
Rücksicht auf Vermögen und Stand der Eltern gesichert ist. Aufnahme dieses 
Grundsatzes in die Verfassung des Reiches. Durchführung durch die Einzelstaaten 
und Gemeinden.

7 Die SPD brachte einen „Entwurf“ dieses Programms wahrscheinlich schon am 7.2. - vgl. Nr. 6, 
Anm. 1 — in die Koalitionsverhandlungen ein; Masch. Exemplar mit der handschriftl. Überschrift 
(Payer): „Sozialdemokratischer Entwurf eines Regierungsprogramms 10. Febr. [ 19]19“ in NL Payer 
Nr. 12, Bl. 150—153. Dieser Entwurf wurde dann überarbeitet und erweitert und am 11.2. 1919 als 
Vorlage für das „Arbeitsprogramm der Reichsregierung“ eingebracht. Zur Reaktion von Zentrum und 
DDP vgl. Nr. 6, bes. Anm. 1 und Nr. 8, bes. Anm. 6.

8 Der vorstehende Satz fehlte im 1. Entwurf.

9 Im 1. Entwurf „demokratisch-republikanische“.

10 Im 1. Entwurf ab hier bis Absatzende: „nach dem Verhältniswahlverfahren für Männer und Frauen 
über 20 Jahren hervor“.

11 Der vorstehende Satzteil .wurde eingefügt.

12 Ergänzt: „der Einzelnen“.

13 Das Nachfolgende bis Absatzende wurde ergänzt.
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Auf14 wirtschaftlichem Gebiet ist es dringendste Aufgabe: für das ganze Volk die 
unentbehrlichen Lebensmittel und sonstigen Gebrauchsgegenstände, für Landwirt­
schaft und Industrie Rohstoffe, Hilfsstoffe und Geräte, für den Handel Bewegungs­
freiheit auf dem Weltmarkt, für die Arbeiter und Angestellten angemessene Arbeits­
gelegenheit zu sichern. Damit dies in der zweckmäßigsten Weise geschieht und sich 
unser Wirtschaftsleben zum Wohle des ganzen Volkes entwickelt, hat das Reich in 
engster Führung mit den beteiligten Kreisen regelnd und ausgleichend einzugreifen. 
Das Reich hat insbesondere das Recht zur Kontrolle der Preise und der Verteilung 
der Produkte.
Wirtschaftszweige, die nach ihrer Art und ihrem Entwicklungsstand zur einheitli­
chen Regelung durch die Gesamtheit (Sozialisierung) reif sind, sind auf Reich, Staat 
oder Gemeinde zu übernehmen, soweit15 nicht genossenschaftliche Besitz- und Ver­
waltungsformen zweckmäßiger sind. Insbesondere sind die Bergwerke und die Er­
zeugung von Licht und Kraft auf das Reich zu übernehmen. Diese Maßnahmen sind 
so durchzuführen, daß dadurch die Gütererzeugung gesteigert und der Wohlstand 
des arbeitenden Volkes gehoben wird.16
Die17 Lohn- und Arbeitsbedingungen in den Betrieben und Betriebsgruppen sind 
mit den Organisationen der beteiligten Arbeiter und Angestellten zu vereinbaren 

14 Im 1. Entwurf lautete der diesem Absatz vergleichbare Passus: „Auf wirtschaftlichem Gebiet ist für 
die unentbehrlichsten Lebensmittel und sonstigen Gebrauchsgegenstände, für Rohstoffe und ausrei­
chende Arbeitsgelegenheit zu sorgen. Wo es die Rücksicht auf das Wohl des gesamten Volkes erfor­
dert, hat das Reich in das Wirtschaftsleben regelnd und ausgleichend einzugreifen.
Die Rationierung und die Höchstpreise werden für diejenigen Lebensmittel, an denen wir Mangel 
leiden, aufrechterhalten. Die Freigabe in der Verteilung der Lebensmittel und die uneingeschränkte 
Beteiligung des Handels erfolgt, sobald die Versorgung des Marktes so sicher gestellt ist, daß Angebot 
und Nachfrage allein Ausgleich finden können. Die Einfuhr wird nur soweit beschränkt, wie dies mit 
Rücksicht auf unsere Valuta notwendig ist.
Die Organisation der Einfuhr der rationierten Lebensmittel ist unter Hinzuziehung der Interessenten 
des Handels von den Reichsstellen zu leiten.“

15 Von „soweit“ bis Satzende eingefügt.

16 Der vorstehende Satz wurde ergänzt.

17 Die den folgenden Abschnitten bis zum Absatz „Steuergesetzgebung“ entsprechenden Passagen laute­
ten im 1. Entwurf: „Die Lohn- und Arbeitsbedingungen sind mit den Organisationen der beteiligten 
Arbeiter und Angestellten zu vereinbaren; ihre Durchführung ist durch Arbeiter- und Angesteilten- 
Ausschüsse oder Arbeiterräte zu überwachen. Das Arbeitsrecht ist den neuen Verhältnissen anzupas­
sen.
Auf sozialpolitischem Gebiete sind in Angriff zu nehmen die planmäßige Verbesserung der Volksge­
sundheit, die Wohnungs- und Arbeitslosen-Fürsorge, der Ausbau des Mutterschutzes und der Säug­
lings- und Jugend-Fürsorge.
Den Reichs-, Staats- und Gemeinde-Beamten sind die staatsbürgerlichen und die beruflichen Rechte 
einschließlich des Koalitionsrechts zu sichern und eine zeitgemäße Neuregelung der Besoldungs- und 
Pensions-Verhältnisse durchzuführen.
Zur Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion hat das Reich für umfassende Bodenverbesserung 
einzutreten, erforderlichenfalls durch Anwendung des Vorkaufsrechts, der Enteignung oder Auftei­
lung.
Zur Sicherung des Landes und der öffentlichen Ordnung wird auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht und eines demokratischen Aufbaues eine Volkswehr geschaffen. Jeder Truppenteil wählt 
aus seinen Reihen einen Rat zur Kontrolle und zur Prüfung und Vertretung von Beschwerden.
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und ihre Durchführung durch Arbeiterausschüsse oder Arbeiterräte zu überwachen. 
Die Rechte der Arbeiterausschüsse sind zu erweitern.
Das Arbeiterrecht ist durch ein Gesetz, das alle Gruppen der Arbeiter und Ange­
stellten umfaßt, vollständig zu regeln. Zur Aufsicht über die Durchführung der Ge­
setze sind die Arbeiter und Angestellten und ihre Verbände heranzuziehen. Die 
Arbeiter- und Angestelltenversicherung ist gleichfalls zu vereinheitlichen, ihre Lei­
stungen sind zu erhöhen, die Lasten gerechter zu verteilen, die Leitung ist auf der 
Selbstverwaltung der Versicherten und unter Mitwirkung der anderen beteiligten 
Kreise aufzubauen.
Auf dem sozialpolitischen Gebiet sind zunächst in Angriff zu nehmen: die planmä­
ßige Verbesserung der Volksgesundheit, einheitliche Bekämpfung der Tuberkulose, 
Geschlechtskrankheiten usw., die Wohnungsfürsorge, die Arbeitslosenversicherung, 
der Ausbau des Mutterschutzes und der Säuglingsfürsorge, eine durchgreifende Än­
derung der Rechtsstellung des unehelichen Kindes, planmäßiger Ausbau des Kinder­
schutzes und der Jugendfürsorge, sowie die allgemeine Wohlfahrtspflege.
Für die Reichs-, Staats- und Gemeindebeamten: Sicherung ihrer staatsbürgerlichen 
und beruflichen Rechte, einschließlich des Koalitionsrechtes, zeitgemäße Neurege­
lung der Besoldungs- und Pensionsverhältnisse, einheitliches Beamtenrecht mit An­
erkennung der Beamtenausschüsse, Neugestaltung der Disziplinarbestimmungen, 
Offenlegung der Personalakten.
Zur Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion muß gefordert werden: Umfas­
sende Bodenverbesserung durch Bodenkulturarbeiten aller Art, sowie Aufschlie­
ßung aller zur landwirtschaftlichen Nutzung geeigneten Moor- und Ödlandflächen, 
Umgestaltung der Besitz- und Betriebsverhältnisse, die den höchsten Ertrag gewähr­
leisten; erforderlichenfalls durch Anwendung des Vorkaufsrechts, der Enteignung 
oder Aufteilung.
Planmäßige Siedlung zur Besserung der Wirtschafts- und Wohnungsverhältnisse der 
Landarbeiter und Kleinbauern, Ausgestaltung des landwirtschaftlichen Unterrichts­
wesens, Vermehrung der Versuchs- und Musterwirtschaften. Ausbau des Genossen­
schaftswesens und der gemeinwirtschaftlich zu betreibenden Brand-, Hagel- und 
Viehversicherung. Ausdehnung der Staatsaufsichten auf alle Forsten und Nutzbar­
machung aller Wälder für die Allgemeinheit. Aufhebung der Fideikommisse und 
aller Vorrechte in der Fischerei und Jagd.
Zur Sicherung des Landes und der öffentlichen Ordnung wird auf der Grundlage 
der allgemeinen Wehrpflicht und einer demokratischen Verfassung eine Volkswehr 
geschaffen. Die militärische Dienstzeit ist möglichst kurz zu bemessen. Daneben ist 
für eine zweckmäßige, körperliche und geistige Ausbildung der Jugend zur Wehr­
haftigkeit zu sorgen. Das Gerichtsverfahren ist öffentlich. Jeder Truppenteil wählt 
aus seinen Reihen einen Rat zur Kontrolle und zur Prüfung und Vertretung von 

Eine ausreichende Versorgung der Kriegsverletzten und der Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer hat 
sofort zu erfolgen.
Für die Steuergesetzgebung werden die bekanntgegebenen Gesetzesvorschläge der bisherigen Reichs­
leitung über die verschärfte Erfassung der Kriegsgewinne und die wiederholte Erhebung einer Mehr­
einkommensteuer grundsätzlich gebilligt.“
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Beschwerden. Die ausreichende Versorgung der Kriegsverletzten und der Hinter­
bliebenen hat sofort zu erfolgen.
Steuergesetzgebung: Die bekanntgegebenen Gesetzesvorschläge der Reichsleitung 
über die verschärfte Erfassung der Kriegsgewinne und die wiederholte Erhebung 
einer Mehreinkommenssteuer sind grundsätzlich zu billigen.
Die Schuldenlast des Reiches ist nach Möglichkeit abzubauen durch eine große, all­
gemeine, nach oben scharf steigende Vermögensabgabe, von der die kleinsten Ver­
mögen freizulassen sind.
Die Einkommens- und Vermögensbesteuerung ist durch Reichsgesetz auf eine ein­
heitliche Grundlage zu stellen und nach sozialen und bevölkerungspolitischen Rück­
sichten18 auszugestalten. Den Einzelstaaten und Gemeinden ist ein Anteil an den 
Quellen dieser Besteuerung zu belassen, der19 zur Deckung ihres Einnahmebedarfs 
ausreicht. Ein Lastenausgleich zwischen den Gemeinden ist anzustreben.
Die Erbschaftsbesteuerung ist in der Richtung der scharfen Erfassung allen großen 
Besitzes auszubauen.
Einen alsbaldigen Friedensbeschluß herbeizuführen, ist die dringendste Aufgabe un­
serer auswärtigen Politik.20 Dabei ist an den vom Präsidenten Wilson aufgestellten 
Grundsätzen festzuhalten und jeder Versuch zurückzuweisen, die Zusicherung eines 
Friedens des Rechtes und der Menschlichkeit zu mißachten. Insbesondere ist das 
Recht der Selbstbestimmung auch für die Bevölkerung Elsaß-Lothringens sowie der 
Provinzen Posen und Schleswig zur Geltung zu bringen. Eine Mißachtung des 
Rechtes auf Selbstbestimmung würde es auch sein, wenn die Vereinigung Deutsch- 
Österreichs mit dem Deutschen Reich von den Gegnern angefeindet würde. Mit den 
Grundsätzen eines Rechtsfriedens würde ebenso die Verweigerung der Rückgabe 
unserer Kolonien unvereinbar sein. Die Absichten französischer Imperialisten auf 
das Saargebiet, die Pfalz und das linke Rheinufer sind zurückzuweisen. Die Kriegs­
gefangenen sind sofort heimzusenden. Die Folgen aller solcher Vergewaltigungen 
des Rechtes müßte die Verewigung der Feindschaft zwischen den Völkern sein. Das 
große Ziel eines dauernden Friedens würde zunichte gemacht.
Wir erklären uns bereit, mit allen Kräften an der Schaffung eines Völkerbundes mit­
zuarbeiten, der eine weitgehende Abrüstung ermöglicht und den durch den Krieg 
erschöpften und gequälten Völkern den Segen eines friedlichen, gegen jede neue 
Kriegsgefahr gesicherten Kulturdaseins in Aussicht stellt.

18 Im 1. Entwurf: „Grundsätzen“.

19 Von „der“ bis Satzende eingefügt.

20 Die nachfolgenden Sätze bis zum Ende des Absatzes wurden gegenüber der 1. Fassung ergänzt.
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5.

7.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung vom Freitag, den 7. Febr., vorm., 
11 Uhr.“

Hoch teilt mit, daß Genosse David sich bereit erklärt hat, den Präsidentenposten 
zur Nationalversammlung anzunehmen; die Fraktion nimmt den Entschluß des Ge­
nossen David mit Dank entgegen.1
Bei Mitteilung des Antrages der U.S.P. betreffend Verlegung der Nationalversamm­
lung nach Berlin2 wird von Fischer-Berlin darauf hingewiesen, daß der Fraktions­
zwang auch in sich schließe, daß Anträge von anderen Parteien von Fraktionsgenos­
sen erst nach Zustimmung der Fraktion unterschrieben, beziehungsweise unterstützt 
werden dürfen.
Bezüglich des Handbuches des Reichstags und der offiziellen Mitgliederverzeichnis­
se soll der Fraktionsvorsitzende beim Direktor des Reichstags eventuell beim 
Reichstagspräsidenten Widerspruch dagegen erheben, daß noch jetzt die Konservati­
ven an erster Stelle und die Sozialdemokraten an letzter Stelle stehen; die Fraktion 
verlange Einreihung nach Stärke der Fraktionen.-’

Löbe

1 Die Wahl Davids erfolgte am 7.2. 1919; er erhielt 374 von 399 Stimmen der Nationalversammlung 
(Vorwärts Nr. 71 vom 8. 2. 1919; Sten. Ber., Bd. 326, S. 8). Nach dem Zeugnis von Karl Hildenbrand, 
Eduard David, in: Sozialistische Monatshefte, 37. Jg., I, S. 30 (10. 1. 1931) hat David das Amt als „die 
Krönung seiner politischen Arbeit“ empfunden.

2 Vgl. Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 4, S. 26. Der Antrag war nur von den USPD-Abgeordneten 
unterschrieben. Er verlangte die sofortige Verlegung der Nationalversammlung nach Berlin. Vgl. auch 
Stein, S. 22 und Vorwärts Nr. 72 vom 8. 2. 1919.

3 Die Abfolge in der amtlichen Ausgabe „Handbuch der verfassunggebenden deutschen Nationalver­
sammlung. Weimar 1919. Biographische Notizen und Bilder. Herausgegeben vom Bureau des Reichs­
tages, Berlin o. J. [1919]“, S. 295-366, erfolgte nach den Fraktionsstärken.

6.

10.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung vom [Montag] 10. Februar, 
vormittags, 10 Uhr.“

Löbe berichtet über das Ergebnis der Verhandlungen mit den Vertretern des Zen­
trums und der Demokraten’ und teilt mit, daß die letzten Besprechungen als ergeb­

1 Vgl. Severing, Lebensweg I, S. 237 ff. In der Fraktionssitzung der Demokraten am 7. 2. berichtete Pay­
er „über die Verhandlungen mit den Mehrheitsparteien. Alle Parteien, auch das Zentrum, haben sich
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nislos abgebrochen wurden, weil die Vertreter der bürgerlichen Parteien ihren An­
spruch auf einen der Präsidentenposten nicht aufgeben wollten, die Unterhändler 
der Fraktion sich aber in der neuen Situation nicht für befugt halten, ohne Zustim­
mung der Fraktion einen der Präsidentenposten abzutreten.2 Nach Besprechungen 
mit den beteiligten Genossen Ebert, Scheidemann und David sei ein Abkommen 
dahingehend erzielt worden, daß Genosse David sich bereit erklärt, auf den Präsi­
dentenposten zu verzichten. Dafür solle er gebeten werden, im kommenden Mini­
sterium ein Amt als Minister ohne Portefeuille zu übernehmen. Dem Amt soll eine 
besondere Mission übertragen werden. Der Fraktionsvorstand, der sich nur in einer 
Stärke von 5 Personen versammeln konnte, habe einen formellen Beschluß nicht 
gefaßt, trete aber mit 3 gegen 2 Stimmen diesem Abkommen bei.

auf den Boden der Republik gestellt. Die Unabhängigen haben ein Zusammengehen mit der Mehr­
heitssozialdemokratie und eine Beteiligung an der Regierung abgelehnt. Was die Frage der Bildung 
einer Armee betrifft, so ist die Sozialdemokratie bereit, eine einheitliche Ertüchtigung der Jugend, 
allgemeine Wehrpflicht, demokratische Verfassung in der Armee zu bewilligen. Was das letztere 
bedeuten soll, ist auf Anfrage unklar beantwortet. Die Soldatenräte sollen abgeschafft werden als Trä­
ger einer politischen Macht, sie sollen bestehenbleiben als Beschwerdekommission, ohne Kontrollor­
gan zu werden. Wir haben demgegenüber vorgeschlagen, daß sie berechtigt sein sollen, persönliche 
Beschwerden und solche allgemeiner Art aufzunehmen und zu prüfen.
Auer [Sozialdemokrat] fordert ein gut demokratisches und etwas sozialistisches Regierungsprogramm. 
Im gleichen Sinne legt die Sozialdemokratie den Entwurf eines Regierungsprogramms vor; er bietet 
nach oberflächlicher Prüfung keine Grundlage. Er muß kürzer und weniger detailliert sein. Das Zen­
trum hat sich bereit erklärt, in die Regierung einzutreten.“ Aufzeichnung NL Petersen, Fasz. 18, 
S. 18 f. Vgl. auch Nr. 4.

2 Gemeint sind die Ämter des vorläufigen Reichspräsidenten, des Präsidenten des Reichsministeriums 
(erst mit der Weimarer Verfassung wurde die Bezeichnung Reichskanzler wieder eingeführt) und des 
Präsidenten der Nationalversammlung. — Die DDP-Fraktion hatte am 8. 2. einstimmig beschlossen, 
über die Besetzung der Ämter des Reichspräsidenten und des Ministerpräsidenten solle „eine Verstän­
digung der drei Mehrheitsfraktionen stattfinden“. Sie sprach sich gegen drei Stimmen „für die Annah­
me des Ministerpräsidentenpostens durch die Sozialdemokratie“ aus und lehnte gegen 14 Stimmen „die 
Wahl eines Sozialdemokraten zum Reichspräsidenten“ ab. Aufzeichnung Bruckhoff, I. Schriftführer, 
NL Payer, Nr. 12, Bl. 140. In einer weiteren, “Fraktionsbeschluß“ überschriebenen Notiz o. D. — 
ebd., Bl. 141 - heißt es: „1. Beschluß: Mit 40 gegen 2 Stimmen. Wir nehmen den Ministerpräsidenten 
nicht. 2. Beschluß: Wir fordern den Reichspräsidenten nicht - wenige Stimmen dafür. 3. Beschluß: 
Reichspräsident kein Sozialdemokrat - 19 gegen 18. 4. Beschluß: Wenn Reichs- u[nd] Ministerpräsi­
dent] Sozialdemokrat], dann Parlamentspräsident wir.“
In dem in Anm. 1 zitierten Bericht Payers heißt es: „Die Sozialdemokratie fordert alle drei Präsidenten. 
Sie begründet das damit, daß sie keine gemeinsame Regierung bilden könne, wenn nicht nach außen der 
Regierung der sozialistische Stempel aufgedrückt würde. Wir haben das grundsätzlich anerkannt, haben 
aber die Berechtigung bestritten, das in dem vorgeschlagenen Ausmaß zu verwirklichen. Die Sozial­
demokratie hat sich aber lange gewehrt. Immerhin ist eine Verständigung dahin zu erwarten, daß das 
Zentrum den Reichstagspräsidenten erhält. Unter allen Umständen fordert die Sozialdemokratie den 
Reichspräsidenten. Man müsse davon ausgehen, daß die Sozialdemokratie so stark ist, wie die beiden 
anderen Parteien zusammen. Gegen den Zentrumsmann als Reichstagspräsidenten haben wir nichts 
eingewendet. Es verlautet aber, daß die Sozialdemokratie lieber den Ministerpräsidenten abgeben will, 
für den Fall haben wir unseren Anspruch vorbehalten.“ Über die Beratung der DDP am 9. 2. heißt es 
in NL Petersen, Fasz. 18, S. 28: „Payer berichtet dann über die Regierungsbildung. Keiner wollte mit 
der Sprache heraus. Die Sozialdemokratie habe auf Anfrage erklärt, sie könne keinen von den drei 
Präsidenten abgeben. Wir haben erwidert, daß wir dann nicht mitmachen könnten. Die Sozialdemokra­
tie darauf: sie wolle noch einmal Fraktionssitzung abhalten.“ Vgl. auch Vorwärts Nr. 75 vom 10. 2. 
1919.
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Nach längerer Debatte, an der sich die Genossen Hoch, Keil, Meerfeld, Robert 
Schmidt, Sachse, Severing, Krüger, Katzenstein, Ebert, Bauer, Blos, Bader und 
Scheidemann beteiligten, wurde mit 45 gegen 29 Stimmen beschlossen, den An­
spruch auf Besetzung der drei Präsidentenposten aufrecht zu erhalten. Sollte auf 
dieser Basis eine Einigung nicht zu erzielen sein, dann soll nach dem Vorschläge der 
Unterhändler den bürgerlichen Vertretern der Posten des Parlamentspräsidenten an­
geboten werden.3
Dem letzten Vorschlag stimmte die Fraktion mit allen gegen 5 Stimmen bei.
Zu der Beratung der Notverfassung wird beschlossen, den Abänderungsanträgen der 
interfraktionellen Kommission zuzustimmen.4
Eine von Landsberg verfaßte Erklärung findet die Billigung der Fraktion. Sie soll 
vom Fraktionsvorsitzenden Löbe im Plenum abgegeben werden.5

Löbe

3 Wegen der Haltung von Demokraten und Zentrum wurde der letzte Teil des Beschlusses verwirklicht. 
David trat mit Schreiben vom 13.2. 1919 als Präsident der Nationalversammlung zurück: „Infolge 
meiner Berufung in die Reichsregierung sehe ich mich genötigt, das Amt des Präsidenten der National­
versammlung niederzulegen.“ Sten. Ber., Bd. 326, S. 43; vgl. auch Vorwärts Nr. 32 vom 14. 2. 1919 und 
Löbe, S. 90 f.; Scheidemann, Memoiren II, S. 360; Oehme, S. 135. Zum neuen Präsidenten der Natio­
nalversammlung wurde am 14. 2. 1919 Gustav Fehrenbach (Zentrum) gewählt.

4 Vgl. dazu die Berichte von Waidstein und Schiffer in den Fraktionssitzungen der DDP vom 9. 2. und 
10. 2. 1919 zum Kompromiß über die vorläufige Verfassung; NL Petersen, Fasz. 18, S. 24.

5 Löbe gab die zustimmende Erklärung der Fraktion am gleichen Tage in der Nationalversammlung ab; 
Sten. Ber., Bd. 326, S. 20; vgl. Vorwärts Nr. 72 vom 3. 2. 1919.

7.

11.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Dienstag, 11. Febr., nachm., 
4 G Uhr.“

Fischer eröffnet die Sitzung mit den Mitteilungen aus dem Seniorenkonvent. Da­
nach erhalten wir den Vorsitz im Haushaltsausschuß und in der Rech­
nungskommission. Da letztere seitens unserer Senioren nicht als vollwichtige Kom­
mission anerkannt wurde, haben wir außer der Reihe auch den stellvertretenden1 
Vorsitz in der Verfassung skommission erhalten.2

1 „stellvertretenden“ mit Bleistift eingesetzt und doppelt unterstrichen. - Auf gleicher Höhe am Rand 
Vermerk: „Wels [?]“ und doppelt unterstrichen.

2 Vorsitzender des Ausschusses für den Reichshaushalt wurde Hermann Müller, des Ausschusses für die 
Rechnungen Friedrich Rauch, stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses zur Vorberatung einer 
Verfassung des Deutschen Reiches Max Quarck; Sten. Ber., Bd. 326, S. 319 „Verzeichnis der Fachaus­
schüsse“ und S. 503.
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Die Besetzung der Kommission erfolgt auf folgender Grundlage:
Bei den Kommissionen erhalten die einzelnen Parteien Mitglieder:

Her 21er 28er Kommissionen
Sozialdemokraten 5-6 8 11
Unabhängige 1 1 2-1
Demokraten 3 — 2 4 5
Zentrum 3 5 6
Dfeutsche] Volkspartei 1-0 1 1-2
D[eutsch]nationale Volkspartei 1-2 2 3

Die elsässische Deputation, bestehend aus Steuerdirektor Go/z-Straß- 
burg, Lehrer Gi/g-Colmar, Fräulein Kmißler, Lehrerin in Gebweiler, Ex-Kriegsmi­
nister Scheiich, Professor Aurich, Kaufmann Donneweert und Vikar Scheerer, läßt 
durch die drei Erstaufgeführten ihren Wunsch nach Teilnahme einer eigenen elsässi­
schen Vertretung in der Nationalversammlung, die aus Mitgliedern aller im früheren 
Reichstag vertretenen Parteien bestehen, eingehend begründen.3
Nach Darlegung ihrer Forderungen, die auf Protest gegen die Vergewaltigung sei­
tens der französischen Besatzung und auf Anerkennung des Rechts auf Selbstent­
scheidung des elsässischen Volkes über ihre Autonomie gehen, werden von den 
Genossen Schöpflin und Fischer Fragen gestellt. Nach deren Beantwortung verläßt 
die Delegation, der Fischer die wohlwollendste Prüfung durch die Fraktion zusagte, 
die Fraktionssitzung.
Die Fraktion beschließt, sich in erster Linie über die Stellung der Regierung zu die­
ser elsässischen Frage zu erkundigen und dann wegen der bevorstehenden Waffen­
stillstandsverlängerung am 16. [Februar]4 die Entscheidung möglichst über diesen 
Zeitpunkt hinaus zu vertagen.
Als erster R e d n e r für die politische Debatte am Donnerstag wird Keil be­
stimmt5, die Bestimmung der anderen Redner, ebenso die Besetzung der Kommis­
sionen für den Haushaltsausschuß, für Handel und Gewerbe, des Ausschusses für 
Sozialpolitik und des Verfassungsausschusses wird für die morgige Fraktionssitzung 
vertagt.

3 Vgl. Schulthess 1919 I, S. 38 f. wo sich folgende Namen in z. T. abweichender Schreibweise finden: 
Götz, Gdg, Fräulein Kraußner, Scheiich, Armch, Donneevert; vgl. auch Regierung der Volksbeauftrag­
ten II, S. 362; ferner unten Nr. 11.

4 Im Original irrtümlich „Januar“. Die Unterzeichnung des Abkommens über die Verlängerung des 
Waffenstillstandes erfolgte am 16. 2. 1919 in Trier; Schulthess 1919 II, S. 498 ff. Da für die Anfangszeit 
des Kabinetts Scheidemann Akten fehlen (vgl. Kabinett Scheidemann, S. XIX und L), lassen sich Kon­
takte aus den Reichskanzleiakten nicht belegen.

5 Keil sprach am 14. 2.; Sten. Ber., Bd. 326, S. 72 ff.; vgl. auch Keil II, S. 173 sowie Stein, S. 41, der auf 
das leere Plenum verweist.
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Eine Anfrage, ob die weiblichen Mitglieder der Fraktion an einer gemeinsamen Sit­
zung mit den bürgerlichen Frauen zwecks Erlaß eines gemeinsamen Aufrufes gegen 
die Blockade teilnehmen sollen, wird bejaht, die endgültige Stellungnahme zu den 
Beschlüssen der Fraktion vorbehalten.6

Löbe

6 Eine entsprechende Vereinbarung kam erst später zustande. Am 1. 3. 1919 wurde eine von allen weib­
lichen Abgeordneten am 13. 2. eingebrachte Erklärung gegen die Fortsetzung der Blockade und für die 
Rückführung der Kriegsgefangenen einstimmig von der Nationalversammlung angenommen; Sten. 
Ber., Bd. 326, S. 410 f. und Bd. 335, Anlagen Nr. 30.

8.

12.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Mittwoch, den 12. Febr., vormitt., 
10 V2 Uhr.“

Keil berichtet über eine Vorberatung mit den bürgerlichen Parteien über das vorzu­
legende D i ä t e n g e s e t z.1 Die Fraktion will gegen die einzelnen Bestimmungen 
keinen Widerspruch erheben, wünscht aber, daß der Abzug von Anwesenheitsgel­
dern nicht erfolgen soll bei der Erkrankung von Abgeordneten am Ort der Tagung 
der Nationalversammlung.
Als Vizepräsident wird von der Fraktion Heinrich Schulz vorgeschlagen.2
Als Redner für die politische Debatte, die am Donnerstag beginnt, werden Keil, 
Hoch und FzscAer-Berlin vorgeschlagen; nach Ablehnung seitens Fischer wird Meer­
feld bestimmt.3
Mit den bürgerlichen Parteien soll ein Abkommen dahin getroffen werden, daß am 
Donnerstag, vor Eintritt in die Tagesordnung, den weiblichen Abgeordneten der 
verschiedenen Parteien Gelegenheit gegeben werde zur Abgabe einer grundsätzli­
chen Erklärung.

1 Das „Gesetz über die Gewährung einer Entschädigung an die Mitglieder der verfassunggebenden 
Nationalversammlung. Vom 22. 2. 1919“ wurde am 21. 2. 1919 verabschiedet; siehe Sten. Ber., Bd. 326, 
S. 252 f. und Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 241 f.

2 Die Nationalversammlung wählte Heinrich Schulz am 14. 2. mit 279 von 317 Stimmen zum Vizepräsi­
denten; Sten. Ber., Bd. 326, S. 65.

3 Der Vorwärts (Nr. 30 vom 13. 2. 1919) berichtete über diese Sitzung: „Die sozialdemokratische Frak­
tion bestellt zu ihren Wortführern in der politischen Zentraldebatte die Abg. Keil, Hoch und Meer­
feld.“ Keils Rede vgl. unter Nr. 7, Anm. 5. Meerfeld sprach am 21. 2., Hoch ergriff in der Debatte nicht 
das Wort; Sten. Ber., Bd. 326, S. 258 ff.; vgl. auch SPD-Parteitag 1919, S. 59.
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8. 12.2.1919 Fraktionssitzung

Frau Bohm-Schuch berichtet über das Ergebnis der Besprechung mit den weibli­
chen Vertretern der bürgerlichen Parteien betr. Abgabe einer Erklärung gegen die 
Blockade. Es soll eine gemeinsame Erklärung für alle Parteien erfolgen.I. 2 3 4
Ebert ersucht um Zustimmung für seinen Verzicht auf das Mandat als Abgeordne­
ter; die Fraktion stimmt zu.5
Hoch berichtet über das mit Zentrum und Demokraten vereinbarte Arbeitspro­
gramm.6

4 Siehe oben Nr. 7, Anm. 6

5 Ebert war am 11.2. mit 277 von 379 Stimmen zum vorläufigen Reichspräsidenten gewählt worden, 
daraufhin legte er sein Mandat in der Nationalversammlung nieder; Sten. Ber., Bd. 326, S. 40 und 43; 
vgl. Vorwärts Nr. 78 vom 12. 2. 1919; Oehme, S. 127.
Zur Nominierung Eberts durch die Fraktion vgl. Vorwärts Nr. 70 vom 7. 2. 1919: „Die sozialdemokra­
tische Fraktion schlug einstimmig Genossen Ebert zum Reichspräsidenten und Genossen David zum 
Präsidenten der Nationalversammlung vor.“ Scheidemann (Memoiren II, S. 357) berichtet: „Peinliche 
Stockungen gab es erst, als in der Fraktion die Forderung erhoben wurde, Vorschläge für die Regie­
rungsbildung zu machen. Da zur großen Überraschung der Fraktion keiner der Volksbeauftragten ein 
Wort sagte, wurde beschlossen, daß der Fraktionsvorstand in Gemeinschaft mit den Volksbeauftragten 
beraten und dann der Fraktion entsprechende Vorschläge machen sollte. Diese gemeinsame Sitzung 
fand im Garderobenzimmer eines Weimarer Künstlers statt. Ich berichtete nach den damals gemachten 
Aufzeichnungen: ,Auf die Frage Löbes, was für Vorschläge der Fraktion gemacht werden sollten, gab 
es auch hier zunächst eine Pause. Dann nahm Dr. David das Wort: ,Wir wollen Ebert als Reichspräsi­
dent und Scheidemann als Ministerpräsident Vorschlägen.' Darauf E. Atter-München: ,Der Vorschlag 
Davids überrascht mich; in der Fraktion ...' Ebert machte jede weitere Erörterung überflüssig, indem 
er sagte: ,Ich bitte, es bei dem Vorschlag Davids zu belassen, er entspricht einer in Berlin getroffenen 
Abmachung.'“ Vgl. auch Keil II, S. 170 f.; Noske. Erlebtes, S. 90; Miller, Bürde, S. 243 f.

6 Vgl. SPD-Parteitag 1919, S. 57 ff. Zu den Überlegungen der DDP für ein Regierungsprogramm vgl. 
Albertin, Linksliberalismus, S. 28-34; ferner oben Nr. 6, Anm. 1 und 2 sowie die Aufzeichnung von 
Koch-Weser von „Febr. [19]19“ über die „Bedingungen für den Eintritt in die Regierung, deren Auf­
gabe es ist, die Ordnung zu sichern und die Beratung der Verfassung zu schützen“; NL Payer Nr. 12, 
BI. 122. — Neben den SPD-Entwürfen — vgl. Nr. 4 - hatte auch das Zentrum einen eigenen Pro­
grammvorschlag vorgelegt; Masch. Exemplar mit handschriftl. Überschrift: „Zentrumsentwurf 
10. Febr.1919“ sowie handschriftl. Bemerkungen und Korrekturen (Payer) in NL Payer Nr. 12, 
Bl. 148/149.
„Arbeitsprogramm.
I. Innenpolitik.
1. Sofortige Verabschiedung der Notverfassung, mit sofort anschließender Wahl des Reichspräsiden­
ten.
2. Bildung des Koalitionskabinetts.
3. Festigung der Einheit des Reiches durch eine starke Zentralgewalt.
4. Demokratisierung der Verwaltung. Beseitigung aller Bevorzugungfen] bei der Besetzung von Beam­
tenstellen. Verjüngung des Beamtenkörpers. Stärkere Heranziehung der Frauen zum öffentlichen 
Dienst entsprechend den auf allen Gebieten vermehrten Frauenaufgaben.
5. Schaffung eines auf der allgemeinen Wehrpflicht und auf demokratischen Grundsätzen aufgebauten
Volksheeres zum Schutz gegen Angriffe auf das deutsche Gebiet. Zweckentsprechende Vorbildung der 
Jugend. Jeder Truppenteil wählt einen Vertrauensausschuß zur Mitwirkung bei der Verpflegung und 
Unterbringung sowie bei Erledigung von Beschwerden. Sofortige Entlassung der in den Kasernen 
befindlichen Soldaten; Entlassung auch des Jahrgangs 1899. Auflösung der militärischen Behörden, die 
nur für den Krieg geschaffen waren. Auflösung auch der heute als überflüssig zu erachtenden militäri­
schen Friedensbehörden der großen Stäbe mit den zahlreichen Offizieren. Überführung der techni­
schen Institute und Bekleidungsämter in den Zivilbetrieb. Rückführung der militärischen Behörden auf 
den Friedensetat. Fürsorge für die bisherigen aktiven Offiziere und Unteroffiziere. Für die Übergangs­
zeit: Bestätigung der bisher von den Soldaten gewählten Führer, soweit sie sich bewährt haben.
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Die Diskussion über das Programm eröffnet7 Meerfeld; ihm folgen Steinkopf, Ried- 
miller8, Katzenstein, Noske, Hellmann, Simon, Davidsohn, Stelling, Sinzheimer, 
Schumann.
Für die Stelle als Unterstaatssekretär im Postamt wird von der Re­
gierung Taubadel in Aussicht genommen; die Fraktion erhebt keinen Widerspruch. 
Für den weiteren noch freien Posten eines Unterstaatssekretärs wird von der Regie­
rung ein Österreicher in Aussicht genommen, dem stimmt die Fraktion zu, 
nachdem sich verschiedene Redner gegen das Verbleiben Bernsteins auf seinem bis­
herigen Posten erklärt hatten.9

6. Schaffung einer Sicherheitspolizei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und zur Durch­
führung der Beschlüsse der Nationalversammlung insbesondere aus den Stämmen der aktiven Regi­
menter.
7. Ausreichende Fürsorge für die Kriegshinterbliebenen und Kriegsbeschädigten.
8. Das Reich hat in engster Fühlung mit den beteiligten Kreisen regelnd und ausgleichend einzugrei­
fen, damit das deutsche Wirtschaftsleben sich zum Wohl des ganzen Volkes entwickelt.
9. Sicherstellung der persönlichen und staatsbürgerlichen Rechte der Einzelnen, der religiösen Freiheit 
und freien Meinungsäußerung in Wort und Schrift, der Freiheit der Presse und Kunst, der Wissen­
schaft und des Unterrichts, der Versammlung und der Vereinigung.
II. Außenpolitik.
1. Herbeiführung eines baldigen Friedensschlusses. Festhalten an den Grundsätzen des Präsidenten 
der Vereinigten Staaten unter Ablehnung jedes Gewaltfriedens.
2. Wiederherstellung des deutschen Kolonialgebiets.
3. Sofortige Rückgabe der deutschen Kriegsgefangenen.
4. Schaffung eines Völkerbundes mit Abrüstung und obligatorischem Schiedsgericht zur Verhinde­
rung der Kriege.“
Vgl. zur Haltung des Zentrums auch Morsey, S. 166 ff.
Die endgültige Fassung des Regierungsprogramms war ein Kompromiß; vgl. dazu Scheidemanns Rede 
in der Nationalversammlung (Sten. Ber., Bd. 326, S. 44 ff. und Vorwärts Nr. 82 vom 14.2. 1919). 
Über die Auffassung des Zentrums vgl. die Rede Gröbers am 13. 2. in der Nationalversammlung, in 
der er sich von Äußerungen Eberts und Scheidemanns distanzierte: „Aber am wichtigsten ist uns das 
Arbeitsprogramm, das uns verlesen worden ist und das auf einer Vereinbarung der drei Par­
teien beruht. Dieses Arbeitsprogramm ist eben ein K o a 1 i t i o n s p r o g r a m m, es ist nicht ein 
sozialistisches Programm. (Hört! hört! bei den Unabhängigen Sozialdemokraten.) - Jawohl, das stelle 
ich ausdrücklich fest. Es ist ein demokratisches Durchschnittsprogramm der drei Parteien, aber kein 
sozialistisches Programm. Wenn in den letzten Tagen hier im Hohen Hause der Ausdruck von der 
sozialistischen Republik gefallen ist, so wird er in Zukunft nicht mehr gebraucht werden dürfen.“ 
Sten. Ber., Bd. 326, S. 52. Vgl. auch Naumanns Rede für die DDP-Fraktion, ebd., S. 55 if.

7 Gestrichen: „Stein“.

8 Im Original irrtümlich: „Riedmüller“.

9 Der Vorwärts Nr. 80 vom 13.2. 1919 berichtete über diesen Teil der Fraktionssitzung: „Als Unter­
staatssekretär für das Reichspostamt wird von der sozialdemokratischen Fraktion der bisherige Refe­
rent für Beamtenfragen, Taubadel, in Aussicht genommen. Den Posten eines Unterstaatssekretärs im 
Reichsschatzamt will man Dr. Renner oder Dr. Rauer in Wien anbieten. Durch die Übernahme eines 
deutschen Staatsamtes würden die österreichischen Genossen ohne weiteres deutsche Reichsangehöri­
ge.“ Vgl. unten Nr. 12.
Eduard Bernstein hatte nach dem Austritt der USPD-Volksbeauftragten aus dem Kabinett (in der 
Nacht vom 28.-29. 12. 1918) sein Amt als Beigeordneter im Reichsschatzamt zur Verfügung gestellt, 
es auf Beschluß der Regierung der Volksbeauftragten vom 31. 12. aber weitergeführt. Mit dieser Ent­
scheidung erklärte sich der JZentralrat der deutschen sozialistischen Republik“ in einer gemeinsamen 
Sitzung mit dem Kabinett vom 3. 1. 1919 einverstanden. Bernstein blieb bis Ende Februar im Amt; 
Regierung der Volksbeauftragten II, S. 151 und Bernstein, Revolution, S. 130. Bernstein war damals
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9. 13.2.1919 Fraktionssitzung

Die geplante Abgabe einer Erklärung der Frauen-Abgeordneten 
aller Parteien in der Donnerstagsitzung scheitert an dem Widerspruch des 
Zentrums. Die Fraktion ermächtigt die Kollegin Jitchacz ihre Erklärung in der Rei­
henfolge der Fraktionsredner abzugeben.1“
Für den Wortlaut der gemeinsamen Frauenerklärung gegen die 
Blockadefortdauer ist eine Einigung erzielt worden; dem Wortlaut wird 
von der Fraktion nicht widersprochen.11

Löbe11

sowohl Mitglied der USPD wie auch der SPD. Er trat im März 1919 aus der USPD aus, nachdem 
deren Parteitag beschlossen hatte, ein USPD-Mitglied könne nicht gleichzeitig einer anderen Partei 
angehören. Vgl. dazu Bernsteins Leitartikel „Auf Wiedersehen“ im Vorwärts Nr. 148 und 149 vom 21. 
bzw. 22. 3. 1919; ferner Knoop, S. 247 ff., 277 und 280; siehe auch Eugen Schiffer, Ein Leben für den 
Liberalismus, Berlin 1951, S. 220 f.

10 Frau Juchacz sprach am 19. 2.; Sten. Ber., Bd. 326, S. 177 ff.

11 Vgl. Nr. 7, Anm. 6.

12 Dahinter folgt im Original der wieder gestrichene Eintrag: „Sitzung v. Freitag, d. 
14. Februar, morgens 10  / z Uhr. Löbe verliest ein Begrüßungsschreiben des Genfos- 
sen] Vollmar, gibt eine Reihe an die Fraktion gelangter Eingaben.“

1

9.

13.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. [Donnerstag] 13. Fehr., 11 Uhr 
vormittags.“

Vorsitzender Löbe macht zunächst Mitteilung von den wichtigsten Eingängen, dann 
über die Beratungen betreffend die Besetzung des Kabinetts, die jedoch noch nicht 
endgültig abgeschlossen seien.1 Weitere Mitteilungen betreffen die Änderung in den 
Dispositionen für die Plenarsitzung und die Änderungen am Arbeitsprogramm.
Genosse Simon berichtet über das Abstimmungsergebnis für die Ausschußbeset­
zung.
Per Akklamation wählt die Fraktion folgende Mitglieder in den Haushalts­
ausschuß2:

1 In der Sitzung der Nationalversammlung vom gleichen Tag, die um 15. 15 Uhr begann, verlas Vizeprä­
sident Haußmann ein Schreiben Eberts, in dem er gemäß § 8 des Gesetzes über die vorläufige Reichs­
gewalt die Berufung des Reichsministeriums mitteilte; Sten. Ber., Bd. 326, S. 43; zur Zusammensetzung 
des Kabinetts vgl. Kabinett Scheidemann, S. XXV ff.

2 Für die Ausschußbesetzungen vgl. Sten. Ber., Bd. 326, S. 319 f. „Verzeichnis der Fachausschüsse“.
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Beims, Frau Blos (Vertreterin Frau Röhl), Adolf Braun, Heimann, Bloch, Hug, 
Löbe, Müller (Breslau), Heinrich Schuh, Stücklen, Vogel.
In den Ausschuß für Handel und Gewerbe sind mit den beigefügten Stiminenzahlen 
gewählt worden: Molkenbuhr (90), Fräulein Schroeder (90), Silberschmidt (87), 
Krätzig (86), Schumann (82), Lesche (77), Käppler (66), Korsten (bb), Meier-Sachsen 
(63), Dietrich (53), Rückert (40).
Es erhielten ferner Stelling 39, Reißhaus 38, Osterroth 34, Dröner 32, Stahl 31, Göl­
zer 24 Stimmen.
Sie sollen als eventuelle Ersatzmänner in Funktion treten.
In den Verfassungsausschuß wurden gewählt:
Frau ]uchacz (90), Geck (89), Meerfeld (86), Keil (85), Hildenbrand (84), Richard 
Fischer (82), Dr. Gradnauer (82), Auer (71), Hofmann (70), Dr. Quarck (69) und 
Bader (59).
Ferner erhielten Dr. Sinzheimer 57, Katzenstein 43, Brey 42, Heinrich Schulz 18 
Stimmen. Die Genannten sollen ebenfalls als Ersatzmänner gelten.
Für den Ausschuß für Sozialpolitik erhielten Stimmen:
Severing (93), Dr. Boerschmann (90), Legien (90), Sachse (90), Müller-Potsdam (87), 
Frau Bohm-Schuch (86), Girbig (77), Brey (71), Endres (70), Steinkopf (70), Lüttich 
(62).
Als Ersatzleute gelten für Frau Reitze mit 59, Aräger-Potsdam mit 53, Stock mit 35 
Stimmen.
Hoch machte Mitteilung über die einzelnen am Arbeitsprogramm vorgenommenen 
Änderungen, daran schloß sich eine längere Debatte [an] mit dem Ergebnis, daß die 
Unterhändler den Auftrag erhielten, den erneuten Versuch zu machen, noch für eine 
Reihe geäußerter Wünsche Berücksichtigung zu finden.3
Zum Schluß berichtet Hoch über die Bildung der Fraktionsausschüsse.4

Löbe

3 Vgl. unter Nr. 4, Anm. 5, Nr. 6, Anm. 1 und Nr. 8, Anni. 6.

4 Vgl. unter Nr. 12 (bes. Anm. 6). Zur Praxis in der Reichstagsfraktion der SPD bis 1918 vgl. Reichstags­
fraktion der SPD I, S. CXXI ff.
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10. 14.2.1919 Fraktionssitzung

10.

14.2.1919, vorm.: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Freitag, den 14. Febr., 10 'Zz Uhr 
vorm.“

Löbe verliest Begrüßungszeilen des Genossen Vollmar1, gibt eine Reihe an die Frak­
tion gelangter Eingaben, die Dispositionen zur heutigen Plenarsitzung, Weisungen 
zur Konstituierung der einzelnen Kommissionen und ferner einen Vorschlag des 
Fraktionsvorstandes bekannt, die Eröffnungsreden der Nationalversammlung als 
Agitations-Broschüre drucken zu lassen.
Die Fraktion stimmt ohne Widerspruch zu.
Geck-Mannheim nimmt das im Leben einer Fraktion so außergewöhnliche Ereignis 
der2 Erwählung ihres Vorsitzenden zum Reichspräsidenten zum Anlaß, 
eine besondere Ehrung des Genossen Ebert zu empfehlen durch die Entsendung 
einer Abordnung von Fraktionskollegen und die Darbringung eines künstlerisch 
ausgeführten Andenkens auf Kosten der Fraktion.
Nachdem die Fraktion sich allgemein zustimmend dazu geäußert [hat], wird der 
Fraktionsvorstand unter Zuziehung von Geck und Frau Blos beauftragt, der Frak­
tion in den nächsten Tagen über die Auswahl eines geeigneten Geschenkes Vorschlä­
ge zu machen.
Keil gibt einen gedrängten Abriß seiner Ausführungen, die er heute nachmittag als 
Fraktionsredner im Plenum zu machen gedenkt.3
Es ergibt sich eine Meinungsverschiedenheit über eine Auffassung Keils, die nicht 
der strengen4 Vereinheitlichung des Reichs Rechnung trägt, sondern gewissen, von 
Keil als berechtigt und notwendig bezeichneten Bestrebungen der süddeutschen und 
der Donaustaaten in den Fragen der inneren Organisation Spielraum lassen will.5 
Über diese Frage äußerten Schöpflin, Davidsohn, Dr. Quarck, Katzenstein, Hil­
denbrand, Giebel, Robert Schmidt, Heinrich Schulz ihre Meinung. Das Diskus­
sionsergebnis lief darauf hinaus, Keil möge, da bisher in der Fraktion über die strit­
tige Frage noch keine Einigung herbeigeführt ist, in seiner Rede sich sehr zurückhal­
tend äußern.6 Er möge die Formulierung unter Berücksichtigung der gehörten Be­

1 Der Schwerbehinderte Georg cor: Vollmar, von 1881-1918 mit nur einer Unterbrechung (1887-1890) 
Reichstagsabgeordneter, hatte Ende August 1918 seine sämtlichen politischen Mandate niedergelegt 
und kandidierte nicht für die Nationalversammlung; vgl. Reinhard Jansen, Georg von Vollmar. Eine 
politische Biographie, Düsseldorf 1958, S. 119.

2 Im Original gestrichen „Wahl“.

3 Keils Rede in der Nationalversammlung, vgl. Sten. Ber., Bd. 326, S. 72 ff.

4 Im Original gestrichen „Zentralisation“.

5 Vgl. auch Keil II, S. 178 f.

6 Zu diesem Thema sagte Keil dann in der Nationalversammlung: „Wie bei dieser notwendigen Zusam­
menfassung der Kräfte die Eigenart der einzelnen deutschen Stämme, ihrer eigenen Geschichte, ihrem
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denken noch vorsichtiger fassen und im übrigen solle die Frage Föderalismus oder 
Zentralismus sobald wie möglich in der Fraktion noch näher geklärt werden.
Winnig verbreitet sich dann in längeren Ausführungen über Darlegungen, die laut 
Presseberichten der estnische Delegierte Martna7 auf der internationalen Sozialisti­
schen Konferenz in Bern über die Tätigkeit Winnigs im Osten gemacht hat.8
Martnas7 Darlegungen werden von Winnig als nicht zutreffend bezeichnet und rich­
tiggestellt.
Winnig will seine Richtigstellungen durch die Vermittlung einer Korrespondenz 
auch an das Ausland gelangen lassen.

Löbe

Volkscharakter auch künftig Rechnung getragen werden kann, bedarf sorgsamster Prüfung; denn auch 
die Stimmungen und Gefühle sind Realitäten, die im Staaten- und Völkerleben Beachtung verdienen.“ 
Sten. Ber., Bd. 326, S. 73.

7 Im Original zunächst „Magna“, mit Bleistift darüber „Martra“.

8 Mihkel Martna (1860-1934) warf als Delegierter der Estnischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
auf der Internationalen Sozialistenkonferenz Winnig u. a. vor, dieser habe während seiner Tätigkeit im 
Baltikum „auf Schritt und Tritt“ die Demokratie „verleugnet“ und gegen die Interessen der estnischen 
Bevölkerung gewirkt. Ähnliche Vorwürfe enthielt der Bericht der Partei an den Berner Kongreß. - 
August Winnig (1878 — 1956) war seit dem 14. 11. 1918 Generalbevollmächtigter des Reiches für die 
baltischen Lande und seit dem 30. 12. 1918 außerordentlicher Gesandter bei den Republiken Estland 
und Lettland. Im Januar 1919 wurde er zum Reichskommissar für Ost- und Westpreußen ernannt; 
siehe: Die II. Internationale, Bd. I, S. 267 f. und Bd. II, S. 794; zu Martnas Lebenslauf ebd., Bd. II, 
S. 910 f. Zu den Vorwürfen gegen Winnig vgl. ferner Ribhegge, S. 148, zu seiner Tätigkeit im Baltikum 
Winnig, Ausgang, S. 36 ff.

11.

14.2.1919, abends: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Freitag, den 14. Febr., 8 */z Uhr 
abends.“

Löbe berichtet über schwebende Bemühungen, die Zahl der Unterstaatssekretäre auf 
4 zu vermehren, wobei gedacht ist das Unterstaatssekretariat des Auswärtigen 
mit einem Österreicher, das des Innern mit Dr. Quarck, das der 
Reichsfinanzen mit Keil, das des Reichspostamtes mit Taubadel, zu 
besetzen.1
Die notwendige Fraktionsbesprechung darüber soll morgen erfolgen.
Geck-Mannheim bringt das Fehlen vieler Fraktionsmitglieder während der heutigen 
Plenarrede Keils zur Sprache2 und betont die Verpflichtung der Fraktion, durch

1 Vgl. oben Nr. 8 und unten Nr. 12.

2 Siehe Nr. 7, Anm. 5; vgl. auch Einleitung, S. XXII f. und Stein, S. 41.
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möglichst vollzählige Anwesenheit den Ausführungen ihres Redners den nötigen 
Resonanzboden zu schaffen.
Den Ausführungen wird grundsätzlich zugestimmt, die schwache Vertretung 
der Fraktion aber auf das gleichzeitige Tagen verschiedener Ausschüsse mit zurück­
geführt.
Heinrich Schulz bringt zur Sprache, daß nach der Beseitigung der I. und II. Vize­
präsidentenstellen die Geschäftsordnung es dem Präsidenten überläßt, die Rei­
henfolge seiner Vertreter zu bestimmen.3 Es frage sich, ob die Fraktion dem 
Präsidenten hierin unbeeinflußt freie Hand lassen wolle.
Die Fraktion hält es für selbstverständlich, daß wir, gemäß unserer Stär­
ke, beanspruchen, als erste Vertretung in Betracht zu kommen.4 *
Hierauf bespricht Genosse Emmel, der auf Einladung des Vorstandes erschienen ist, 
die Bestrebungen der Elsässer auf eine eigene Vertretung in der Nationalversamm­
lung und zwar durch 12 Leute, die sich auf die früher im Reichstag vertretenen 
Parteien der Elsässer verteilen. Emmel hält es für dringend notwendig, in irgendei­
ner Weise eine besondere Interessenvertretung der aus Elsaß 
Vertriebenen zu schaffen.
Die Fraktion erkennt die Berechtigung dieses Verlangens an; es wird aber zugleich 
betont, daß dies durch eine Vertretung der gedachten Art in der Nationalversamm­
lung nicht geschehen könne, da man keinen Präzedenzfall für das Verlassen des 
Prinzips des freien Wahlrechts schaffen dürfe. Es soll infolgedessen die Regie­
rung gebeten werden, eine Instanz zu schaffen zur Wahrneh­
mung der Interessen der aus Elsaß geflüchteten Lands­
leute.’
Es wird sodann die Aussprache über die Besetzung der Unterstaatssekretärposten 
auf die morgige Sitzung und eine Anregung der Genossin Blos auf Schaffung eines 
Frauenreferats beim Arbeitsministerium auf eine der nächsten 
Sitzungen vertagt.6

Löbe

3 Nach § 13 der von der Nationalversammlung übernommenen „Geschäftsordnung für den Reichstag. 
Vom 31. Dezember 1918“, Handbuch Nationalversammlung, S. 76. — Im Juni 1918 war durch eine 
Änderung der Geschäftsordnung eine dritte Vizepräsidentenstelle geschaffen und die Rangordnung 
unter den Vizepräsidenten aufgehoben worden; Sten. Ber., Bd. 324, Anlagen Nr. 1624 und Bd. 312, 
S. 5290 f. Die Wahl der Vizepräsidenten der Nationalversammlung war am 7. 2. 1919 in einem Wahl­
gang erfolgt; Sten. Ber., Bd. 326, S. 10. Zur Wahl von Heinrich Schulz (SPD) zum Vizepräsidenten am 
14. 2. 1919, siehe Nr. 8, Anm. 2.

4 Im Handbuch Nationalversammlung, S. 113 wird Schulz bei den Vizepräsidenten als erster aufge­
führt.

. 5 Vgl. Winnig, Heimkehr, S. 137 f. Die zwölfköpfige Delegation hatte dem Seniorenkonvent der Natio­
nalversammlung eine entsprechende Petition vorgelegt, der aber keinen Beschluß faßte. Durch eine als 
offiziös gekennzeichnete Mitteilung des WTB wurde das Verlangen zurückgewiesen. - Für die Ange­
legenheiten der Elsaß-Lothringer wurde im Reichsinnenministerium eine besondere Abteilung einge­
richtet und ein Beirat aus Elsaß-Lothringern vorgesehen. Vgl. auch das am 27. 2. 1919 von der Natio­
nalversammlung verabschiedete „Notgesetz für elsaß-lothringische Angelegenheiten“; Schulthess 1919 
I, S. 38 f.; Sten. Ber., Bd. 326, S. 343 f., Bd. 335, Anlagen Nr. 60; Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 257.

6 Vgl. Nr. 12.
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12.

15.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung vom [Samstag] 15. II., 10 '/z Uhr, 
vormittags.“

Nachdem Löbe die wichtigsten Eingänge bekannt gegeben [hat], befaßt 
sich die Fraktion mit der Personen frage zur Besetzung der Un­
terstaatssekretärsposten.
Eine etwas längere Diskussion entspinnt sich über den Sekretärsposten beim Reichs­
postamt, da die Frage gestellt wird, ob man den Genossen DittmeK, der sich als 
Beigeordneter1 2 im Postwesen bewährt habe, als Regierungsbeamten behalten werde 
oder nicht.
Löbe beantwortet diese Frage dahin, daß vorgesehen sei, daß mit der Einsetzung der 
Unterstaatssekretäre die Beigeordnetenposten aufgehoben werden. Ob im Falle 
Dittmer eine Ausnahme gemacht würde, wisse er nicht.
In der weiteren Diskussion wird außer Taubadel und Dittmer auch noch Giebel als 
Kandidat für diesen Posten genannt. Doch wird Taubadel mit großer Mehrheit 
gewählt. Sodann wird mit großer Mehrheit Dr. Quarck als Unterstaatssekretär des 
Reichsamts des Innern bestimmt. Der Unterstaatssekretärsposten im Reichsamt 
des Äußeren wird einmütig einem Österreicher vorbehalten. Die Ent­
scheidung über die Besetzung des Unterstaatssekretärspostens im F i n a n z m i ni­
st e r i u m wird, da der hierzu vorgeschlagene Genosse Keil verzichtet, vertagt.3 
Durch eine kurze Diskussion über die offizielle Ehrung Eberts einigt man sich 
dahin, in nächster Woche durch einen Bierabend eine kollegiale Zusammen­
kunft mit Ebert zu feiern. Bei der Auswahl des Geschenkes soll unter Berücksichti­
gung der geäußerten Fraktionswünsche dem Komitee freie Hand belassen werden. 
Es erfolgt sodann die Wahl eines F r a k t i o n s k a s s i e r e r s , die auf den Genos­
sen Brühne entfiel.

1 Emil Dittmer, geb. am 10. 10.1873, Redakteur beim Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter seit 
1904, war erst am 22. 1. 1919 von der Regierung der Volksbeauftragten zum „nebenamtlichen Beige­
ordneten zum Reichspostamt“ ernannt worden; er schied im Februar 1919 wieder aus; Regierung der 
Volksbeauftragten II, S. 302.

2 Zur Einrichtung und Funktion der Beigeordneten vgl. Regierung der Volksbeauftragten I, S. LXI ff.

3 Vgl. Keil II, S. 173 f. Der Vorwärts Nr. 86 vom 16. 2. meldete, daß Dr. Quarck Unterstaatssekretär im 
Reichsamt des Innern und Taubadel Unterstaatssekretär im Reichspostamt werde. Die Besetzung des 
Auswärtigen Amtes und des Reichsschatzamtes sei noch nicht entschieden. - Unterstaatssekretär im 
Reichspostamt war bis zum 10. 3. 1919 Kobelt; Nachfolger wurde der bisherige Direktor im Reichs­
postamt Teucke; Kabinett Scheidemann, S. 9. Quarck wurde nicht formell zum Unterstaatssekretär 
ernannt, sondern firmierte nur während seiner Zeit als „Beigeordneter“ oft unter der Bezeichnung 
„Unterstaatssekretär“. Vgl. das Urteil Davidsohns (Parteikonferenz 22.723. 3. 1919, Reprint, S. [636]): 
„In der Angelegenheit Taubadel-Quarck ist die Fraktion geradezu blamiert worden.“
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Löbe ersucht die Fraktionskollegen, den Weimarer Genossen zur Unterstützung bei 
der Landtagswahl4 die Bitte auf Übernahme von Referaten nicht abzuschlagen.
Hoch gibt sodann5 Informationen, die der Konstituierung und Arbeitsregelung der 
Ausschüsse für das Verkehrswesen, die Sozialpolitik, das Gesundheitswesen, das 
Wohnungswesen, das Ernährungswesen und die Landwirtschaft dienen.6
Einer Anregung Maueren folgend ist die Fraktion damit einverstanden, sich gemein­
sam mit der Regierung über die F o r m der Behandlung der Frage zu einigen, ob die 
Regierung willens ist, den Gemeinden baldigst die gemachten Aufwendungen 
zu Zwecken der Familienunterstützung zu ersetzen.7
Ebenfalls soll mit der Regierung verhandelt werden über die Schaffung eines Frauen­
referats beim Arbeitsministerium.8
Die nächste Fraktionssitzung soll voraussichtlich am Montag nach dem Plenum 
stattfinden.

Löbe

4 Die Landtagswahlen in Sachsen-Weimar fanden am 9. 3. 1919 statt; die SPD erhielt 18, die USPD 3, die 
Listenverbindung von DDP-Christlicher Volkspartei (Zentrum) 10 und die gemeinsame Liste von DVP 
und DNVP 11 Sitze; Liste von Schulthess 1919 I, S. 115.

5 Gestrichen „eine Reihe“.

6 Dürfte sich auf die Fraktionsausschüsse beziehen, da sich die Bezeichnungen und Arbeitsgebiete nicht 
mit den Parlamentsausschüssen decken.

7 Bezog sich auf die von Gemeinden und Gemeindeverbänden im Kriege ausgezahlten Familienunter­
stützungen. Das Reich hatte nach Kriegsausbruch die dafür zuständigen Gemeinden angewiesen, die 
Sätze zu erhöhen, was jedoch nur teilweise erfolgte. Siehe Hans-Joachim Bieber, Gewerkschaften in 
Krieg und Revolution. Arbeiterbewegung, Industrie, Staat und Militär in Deutschland 1914-1920, 
Hamburg 1981, Teil I, S. 91 und 97 f. - Eine Regelung ist offenkundig nicht erfolgt, wie die an die 
Nationalversammlung gerichteten Petitionen belegen.

8 In der Plenarsitzung vom 21.2. 1919 forderte Gertrud Bäumer (DDP) unter Beifall der DDP und der 
„Sozialdemokraten“ die Schaffung eines besonderen Referats im Reichsarbeitsministerium für „das 
Problem“ der Frauenarbeit. Sten. Ber., Bd. 326, S. 275. Die Forderung blieb unerfüllt. Die im Krieg bei 
den Kriegsamtsstellen eingerichteten sog. Frauenreferate wurden abgebaut und im Reichsarbeitsmini­
sterium war im August 1919 nur eine Frau als Referentin für die Kriegshinterbliebenen angestellt. Sten. 
Ber., Bd. 329, S. 2711 f. Vgl. auch Nr. 35.

13.

17.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung vom Montag, den 17. Febr., 
3 ’/< Uhr, nachm.“

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt Löbe die wichtigsten Eingänge bekannt.
Sodann verliest Frohme eine Protesterklärung, die in einer Zusammenkunft sämtli­
cher schleswig-holsteinischer Mitglieder der Nationalversammlung zustande gekom­
men und sich gegen das auch von Brockdorff-Rantzau verkündete Vorhaben wen­
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det, der nordschleswigschen Bevölkerung das Abstimmungsrecht über ihre Zugehö­
rigkeit zu Deutschland einzuräumen.1 Die Erklärung legt Protest gegen jede Absicht 
der Zerreißung der Einheit des Landes ein und Frohme bittet die Fraktion, ihre 
Zustimmung zu dieser Erklärung zu geben.
Die schleswig-holsteinischen Vertreter Kürbis und Michelsen ersuchen die Frak­
tion, diese Zustimmung n i c h t zu geben. Die Partei könne nicht das Selbstbestim­
mungsrecht allgemein verlangen, es aber den Nordschleswigern verwehren.
Die Partei könne sich durchaus auf den Standpunkt der Rede des Grafen [Brock­
dorff-] Rantzau stellen.
In der gleichen Richtung äußern sich Hoch, Molkenbuhr und Müller-Breslau.
Müller und Molkenbuhr führen aus, das, was Graf [Brockdorff-]Rantzau in der 
Freitag-Sitzung erklärt hat, stehe in Übereinstimmung mit dem Wz/sowschen Pro­
gramm, ferner mit dem, worüber die dänischen und die deutschen Delegierten auf 
dem Berner Kongreß2 sich einig geworden, und auch die dänische Regierung sei 
damit einverstanden.3
Frohme erklärt, soweit es sich nur um solche dänischen Strömungen handelt, wie 
Müller sie gezeichnet [habe], sei auch er damit einverstanden; denn er wolle nicht 
das Selbstbestimmungsrecht verneinen. Aber es machen sich Strömungen bemerk­
bar, die deutsches Land bis weit über die Eider annektieren wollen. Dagegen halte er 
zu protestieren für notwendig. Selbstverständlich aber füge er sich jedem Fraktions­
beschluß.
Molkenbuhr führt aus, daß die Strömungen, deutsches Land bis über die Eider zu 
annektieren und den Kaiser-Wilhelm-Kanal zu neutralisieren, nicht dänische 
sind, sondern von der Entente ausgehen. Die dänischen Genossen wie die dänische 
Regierung machen nur Anspruch auf Gebiete mit überwiegend dänischer Be­
völkerung.4

1 Brockdorff-Rantzau hatte am 14. 2. in der Nationalversammlung gesagt: „Was den deutschen Polen 
recht ist, ist den deutschen Dänen billig und die deutsche Regierung faßt es als ihre Pflicht auf, das 
Selbstbestimmungsrecht den Dänen zu gewähren, das sie für die Deutschen verlangt. Nach der Ent­
wicklung, die die Dinge genommen haben, hoffe ich, daß an unserer Nordgrenze ein Vorbild geschaf­
fen wird, wie in freier Verständigung, in redlichem Ausgleich ein langjähriger Völkerz.wist zu aufrich­
tiger und dauernder Völkerversöhnung geführt wird.“; Sten. Ber., Bd. 326, S. 69. - Am 28. 2. 1919 
brachten Heinrich Runkel (DVP) und Ernst Ober/obren (DNVP) eine Anfrage wegen Brockdorff- 
Rantzaus Äußerungen ein; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 91, S. 70.

2 Vom 3. —10. 2. 1919 tagte in Bern eine internationale Sozialistenkonferenz, an der für die SPD Her­
mann Molkenbubr, Hermann Müller und Otto Wels (für die USPD Kurt Eisner, Hugo Haase und Karl 
Kautsky) teilnahmen. Die deutschen und dänischen Delegierten verständigten sich auf eine gemeinsame 
„Erklärung“ zur Schleswigschen Frage, wonach die Grenzfrage nach dem Recht der Selbstbestimmung 
der von der Änderung betroffenen Bevölkerung zu lösen ist, also durch eine Volksabstimmung; Die II. 
Internationale, Bd. I, S. 374 und 481.

3 Zum Zusammenhang vgl. Gerd Callessen, Die Schleswig-Frage in den Beziehungen zwischen dänischer 
und deutscher Sozialdemokratie von 1912 bis 1924. Ein Beitrag zum sozialdemokratischen Internatio­
nalismus, Apenrade 1970, S. 71 ff. und 90 ff.

4 Siehe Anm. 2 und 3.
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Die Fraktion stimmt einmütig dem Vorschlag Löbes zu, daß unsere Genossen 
unter allen Umständen sich gegen die von Frohme verlesene bürgerliche Erklärung 
wenden.5 Sollte für uns eine Erklärung notwendig werden, so kann sie nur darin 
bestehen, daß wir uns die Abmachungen unserer und der dänischen Genossen in 
Bern zu eigen machen, die auch den Standpunkt der dänischen Regierung darstel­
len. —
Die Fraktion geht zu ihrem Hauptpunkt, zur Besprechung der auf morgen angesetz­
ten Plenarversammlung über, in der Erzberger einen ausführlichen Bericht über 
sämtliche bis jetzt gepflogenen Waffenstillstandsverhandlungen geben6 und die da­
mit in Zusammenhang stehende Interpellation Heinze behandelt wird, die 
von einem starken Mißtrauen gegen die Waffenstillstandskommission und insbeson­
dere gegen Erzberger getragen ist.7
Einleitend schildert Löbe, welche Erwägungen am gestrigen Tage maßgebend wa­
ren, die Unterzeichnung der rigorosen Ententebedingungen durch die deutsche Re­
gierung herbeizuführen. Die Regierung, die nicht vollzählig beisammen war, habe 
ihre schwerwiegende Entscheidung getroffen unter Zuziehung der Parteivertre­
ter, und sie alle, schließlich auch Heinze, haben ausgesprochen, daß ein Nein 
den Zumutungen der Entente nicht entgegengestellt werden könne.8

5 Vgl. Anm. 1.

6 Erzberger gab der Nationalversammlung am 17. 2. einen Bericht über die Waffenstillstandsverhandlun­
gen in Trier; Sten. Ber., Bd. 326, S. 127 ff.; über die Verhandlungen und Bedingungen vgl. Waffenstill­
stand I, S. 204 ff.; Schulthess 1919 II, S. 496 ff. und Vorwärts Nr. 85 vom 15. 2. 1919 und Nr. 87 vom 
17. 2. 1919.

7 Die DVP brachte am 12. 2. eine Interpellation ein, in der „Vorkehrungen“ gefordert wurden, damit „in 
Zukunft weitere Zugeständnisse in wesentlichen wirtschaftlichen und finanziellen Fragen nicht ohne 
Hinzuziehung von Sachverständigen gemacht werden“; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 21, S. 33. — 
Die Diskussion über die Interpellation führte am 18.2. zu scharfen Auseinandersetzungen, als der 
Abgeordnete Vogler massive Beschuldigungen gegen Erzberger und die Regierung erhob: „Wir haben 
den Frieden verloren, und gegen Sie, Herr Erzberger, erheben wir schweren Vorwurf. Wir werfen 
Ihnen vor, daß Sie in wichtigen Lebensfragen unseres Volkes allein verhandelt haben. Wir werfen Ihnen 
vor, daß Sie niemals Sachverständige zur rechten Zeit in den so wichtigen Erz- und Kohlenfragen aus 
den Kreisen der Interessen zu den Waffenstillstandsverhandlungen hinzugezogen haben.“ Nach stür­
mischen Zurufen gegen Vogler verteidigte sich Erzberger: „Ich kann als Sachverständigen nicht einen 
Herrn verwenden, der an der Ausräumung Belgiens so hervorragend beteiligt ist, wie Herr Hugo Stin- 
nes [..Bei dieser Gelegenheit gab Erzberger erstmals Kenntnis vom Funkspruch Hindenburgs an 
die deutsche Waffenstillstandskommission vom 10. 11. 1918, den Waffenstillstand unter allen Umstän­
den abzuschließen; Sten. Ber., Bd. 326, S. 90, 136 ff.; vgl. auch Vorwärts Nr. 91 vom 19. 2. 1919 und 
Oehme, S. 172 ff.

8 Über diese Kabinettssitzung vom 16. 2. 1918 und die Entscheidung der Regierung siehe Kabinett Schei­
demann, S. 5 ff. (Aufzeichnung Simons). Darin heißt es u. a., „daß sich unter den Parteiführern die 
schwersten Bedenken“ gegen eine Ablehnung erhoben und sich die Minister mit Ausnahme von Brock- 
dorff-Rantzau und Preuß „ihnen anschlossen“. — Über die Entscheidung der Regierung vgl. Friedrich 
von Payer, Von Bethmann Hollweg bis Ebert, Frankfurt/M. 1923, S. 293 ff.; auch Oehme, S. 170; der 
Wortlaut des Abkommens u. a. in Sten. Ber., Bd. 326, S. 127.
Bei den Demokraten wurde am 17. 2. über die Regierungsentscheidung berichtet: „Es erscheint Payer 
und berichtet von der Beschlußfassung über die Waffenstillstandsbedingungen. Das Kabinett habe 
zunächst ablehnen wollen, sei dann bei den Besprechungen mit den Parteiführern zu dem Beschluß 
gekommen, die Bedingungen anzunehmen; Naumann und er hätten zunächst einen ablehnenden 
Standpunkt angenommen, hätten sich aber überzeugen lassen [..NL Petersen, Fasz. 18, S. 38.
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An der nun einsetzenden ausführlichen Fraktionsbesprechung beteiligten sich Bin­
der, Müller-Breslau, Krüger-Potsdam, Schumann, Meerfeld, Wels, Schreck, Hoch 
und Löbe.
Alle, mit Ausnahme von Schumann, vertraten den Standpunkt, daß nichts anderes 
als die Unterzeichnung des Waffenstillstandes übriggeblieben 
und alle, mit Ausnahme von Arwger-Potsdam, waren auch der Meinung, daß wir aus 
parteitaktischen Gründen keinen Anlaß haben, eine Aktion gegen Erzberger zu un­
terstützen. Sachlich stände es zudem so, daß selbst ein Eisner keine besseren Bedin­
gungen von der Entente erhalten hätte.
Nachdem ein Schlußantrag angenommen [worden war], wird Af«Z/er-Breslau für die 
morgige Debatte als Redner nominiert.9
Hoch, der ebenfalls genannt worden [war], hatte abgelehnt.
Einer Anregung, die morgige Debatte in eine gemeinsame Erklärung der Mehr­
heitsparteien ausklingen zu lassen, trat man dahingehend bei, daß man erst den Ver­
lauf der Debatte abwarten wolle.
Die gestrige Zustimmung der Fraktionsvertreter zur Unterzeichnung der Waf­
fenstillstandsbedingungen wurde10 gegen eine Stimme gebilligt.11
Löbe berichtet dann über den vom Seniorenkonvent in Aussicht genommenen Ar­
beitsgang der nächsten Zeit. In einer Aussprache einigt man sich dahin, im 
Seniorenkonvent dahin zu wirken, daß am kommenden Freitagmorgen 
Fraktionssitzungen zur Besprechung der Verfassungs­
vorlage stattfinden können und darauf ein paar Tage Pause erfolgen.
Bezüglich eines Antrages Schäfer-Pokorny, die Regierung möge veranlassen, daß 
vor allem an das Saargebiet Kartoffeln geliefert werden, wird den Antragstel­
lern aufgegeben12, mit dem Ernährungsminister über ein geeignetes Vorgehen Rück­
sprache zu nehmen.
Heinrich Schulz berichtet dann, daß die in Aussicht genommene kleine Festlichkeit 
zu Ehren Eberts für den kommenden Mittwochabend im Erfrischungssaal des Thea­
ters geplant sei, aber angesichts der niederdrückenden Nachrichten aus Trier13 frage 
es sich, ob die Sache augenblicklich angängig sei.

Koch-Weser schrieb in sein Tagebuch: „Gothein ist als Minister für den Abbruch gewesen. Das Kabi­
nett war einstimmig. Es war allerdings die Hälfte des Kabinetts in Berlin [...]. In der Sitzung der 
Fraktionsführer habe zuerst Hoch seine schweren Bedenken geäußert, dann sei Payer, der erst anders 
gedacht habe, ihm beigetreten. Auch Heime habe sich Payer voll angeschlossen.“ NL Koch-Weser 
Nr. 16.

9 Müller sprach am 18.2. zur Interpellation Heime und zum Waffenstillstand. Auch die sozialdemo­
kratischen Minister Scheidemann und David ergriffen in dieser Sitzung gegen Heinze das Wort; Sten. 
Ber., Bd. 326, S. 145 ff., 151 ff., 165 f.; vgl. Vorwärts Nr. 91 vom 19. 2. 1919.

10 Gestrichen: „mit“.

11 Vgl. Anm. 8.

12 Gestrichen: „z u n ä c h s t“.
13 Die Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens in Trier; vgl. Schulthess 1919 II, S. 496 ff. 

sowie Anm. 6.
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Nach kurzer Diskussion wird Vertagung der geselligen Veranstaltung beschlos­
sen.
Die nächste Sitzung wird auf morgen vormittag 10 '/’ Uhr anberaumt.

Löbe

14.

18.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Dienstag, 18.11., 10 '/2 Uhr, 
vorm.“

Die Ernährungskommission1 läßt mitteilen, daß der Genosse Feldmann als ihr Vor­
sitzender erwählt ist.
Löbe gibt die Eingänge bekannt.
Molkenbuhr begründet einen Antrag der Wirtschaftskommission2, die 
Genossen Hue und Cunow und die Minister Bauer und Wissell einzuladen, die 
ersteren zur Berichterstattung über die Tätigkeit der aufgelösten Sozialisie­
rungskommission3, die letzteren, damit sie Aufschluß geben über die Ab­
sichten der Regierung auf dem Gebiete der Sozialisierung.4

1 D. h. ein Ausschuß der Fraktion, vgl. Nr. 12.

2 Es dürfte sich ebenfalls um einen Fraktionsausschuß handeln.

3 Die am 4. 12. 1918 von der Regierung der Volksbeauftragten berufene Sozialisierungskommission, der 
u. a. Otto Hue und Heinrich Cunow (beide MSPD) angehörten, wurde formal nicht aufgelöst. Wegen 
fehlender „Unterstützung der Regierung“ und der Behinderung ihrer Arbeiten durch Behörden stellte 
sie der Regierung in einem Schreiben vom 3. 2. 1919 ihr Mandat zur Verfügung. In einem von Wissell 
unterzeichneten Brief vom 9. 2. 1919 bat das Kabinett wegen der „Rückwirkung auf die Öffentlichkeit, 
die der Rücktritt der Sozialisierungskommission zur Folge haben wird“, um eine Abänderung dieses 
Beschlusses. Am 15.3. 1919 zog die Kommission ihre Demission zurück. Vgl. u. a. Miller, Bürde, 
S. 144 — 148; Ritter/Miller, S. 271-275; zur Arbeit der Sozialisierungskommission am ausführlichsten 
aber parteilich-tendenziös Heinz Habedank, Um Mitbestimmung und Nationalisierung während der 
Novemberrevolution und im Frühjahr 1919, Berlin (O) [1967], S. 115 —139, 160 — 164, 171 — 175, 
182-194, 219-223, 254-256, 265, 272, 276-280; unentbehrlich ferner Kurt Trüschler, Die Sozialisie­
rungspolitik in der Weimarer Republik (1918-1920), Phil. Diss., Marburg 1968, S. 19-66; Schieck, 
S. 93-109.

4 Das von Scheidemann am 13. 2. 1919 in der Nationalversammlung vorgetragene Regierungsprogramm 
äußerte sich nur vage zur Sozialisierungsfrage: „Wirtschaftszweige, die nach ihrer Art und ihrem Ent­
wicklungsstand einen privatmonopolistischen Charakter angenommen haben, sind der öffentlichen 
Kontrolle zu unterstellen. Soweit sie sich zur einheitlichen Regelung durch die Gesamtheit eignen, 
insbesondere Bergwerke und Erzeugung von Energie, und dadurch zur einheitlichen Regelung durch 
die Gesamtheit (Sozialisierung) reif geworden sind, sind sie in öffentliche oder nichtwirtschaftliche 
Bewirtschaftung oder auf Reich, Staat oder Gemeindeverbände oder Gemeinden zu übernehmen.“ 
Sten. Ber., Bd. 326, S. 44.
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Beschlossen wird, zu versuchen, den Genossen Cunow für nächsten Donners­
tag zu gewinnen’, eventuell ihn für einen Tag in der nächsten Woche zu ver­
pflichten.
Obermeyer begründet einen Antrag der Vereinigung zum Schutze der 
Kriegsgefangenen5 6, die Fraktion wolle bei der Nationalversammlung den 
Antrag stellen, daß die Waffenstillstandskommission beauftragt wird, zu vertreten, 
daß die Kriegsgefangenen in die Heimat entlassen und an ihre Stelle freiwil­
lige Arbeiter in die zerstörten Gebiete7 eingestellt werden.8
Nachdem Wels aufgrund seiner Berner Erfahrungen9 die internationale Auffassung 
über diese Frage klargelegt [hat], beschließt die Fraktion einmütig, aus Zweck­
mäßigkeitsgründen alle solche Anträge der neugebildeten zuständigen 
Reichszentrale zu überweisen.10
Die dann erfolgende Behandlung des Hauptpunktes der heutigen Tagesord­
nung: Kommandogewalt und Soldatenräte11 wird durch längere 
Ausführungen der Genossen Davidsohn und Noske eingeleitet.
Davidsohn hebt besonders das Gute, das die Soldatenräte12 geleistet, hervor, er will13 
ihnen auch im Rahmen der jetzigen und der zukünftigen Heeresverfassung bestimm­

5 Gestrichenes Wort unleserlich.

6 Gemeint sein dürfte der „Volksbund zum Schutze deutscher Kriegs- und Zivilgefangener“.

7 Gestrichen: „einzustellen“.

8 Bei den Waffenstillstandsverhandlungen in Trier hatte Marschall Foch, Oberbefehlshaber der alliierten 
Truppen in Frankreich, nur schriftlich mitgeteilt, daß eine Rückführung der deutschen Kriegsgefange­
nen derzeitig nicht in Frage komme. Hermann Müller (SPD) ging in seiner Rede vor der Nationalver­
sammlung auch auf die Frage der Kriegsgefangenen ein; vgl. Sten. Ber., Bd. 326, S. 129 und 147; 
Schulthess 1919 II, S. 500.

9 Vgl. unter Nr. 13, Anm. 2.

10 Die Errichtung einer „Reichszentrale für Kriegs- und Zivilgefangene“ wurde am 2. 1. 1919 bekanntge­
geben; vgl. Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 2. Vorsitzender wurde Daniel Stücklen (MSPD). Als ihre Auf­
gaben wurden u. a. bezeichnet: „Der Reichszentralstelle obliegt in Verbindung mit den bisher dafür 
zuständigen Stellen die Fürsorge für die deutschen Kriegs- und Zivilgefangenen in feindlicher Gewalt 
und für die Internierten in neutralen Ländern.“

11 Schon am 19. 1. 1919 war durch eine von der Reichsregierung, dem „Kriegsminister“ und dem Zen­
tralrat unterzeichnete Verordnung eine „vorläufige Regelung der Kommandogewalt und Stellung der 
Soldatenräte im Friedensheer“ erfolgt, mit der die Befugnisse der Soldatenräte beschnitten wurden; 
abgedr. u. a. bei Huber, Dokumente III, S. 56 ff.; Ursachen und Folgen III, S. 518. Durch Erlaß der 
Reichsregierung vom 23. 1. 1919 wurden diese Bestimmungen sinngemäß auf die Marine ausgedehnt. 
Bei der Abfassung der in der Verordnung vom 19. 1. 1919 vorgesehenen Ausführungsbestimmungen 
sollte eine von den Vertretern der Korpssoldatenräte am 5.2. 1919 gewählte Neunerkommission 
beteiligt werden; vgl. Zentralrat, S. 441 ff., 572 f., 604, 788 f.; Kluge, S. 273 ff. und 282. Die Debatte in 
der Fraktion hing offenkundig mit der Einbringung des Gesetzentwurfes über die Bildung einer vor­
läufigen Reichswehr — vgl. Nr. 16, bes. Anm. 6 — und den entsprechenden Ankündigungen des preu­
ßischen Kriegsministers Reinhardt in seiner Plenarrede vom 19. 2. 1919 zusammen; Sten. Ber., 
Bd. 326, S. 177.

12 Gestrichen: „hervor“.

13 Streichung unleserlich.

33



15. 19.2.1919 Fraktionssitzung

te Aufgaben zugewiesen sehen und hält eine eventuelle restlose Abschaffung der 
Soldatenräte für verhängnisvoll.
Noske beurteilt das verflossene Wirken der Soldatenräte auch nicht allgemein 
absprechend, aber daß jetzt mit ihnen aufgeräumt wird, hält er doch für eine 
zwingende Notwendigkeit.14
Er äußert sich dann zu dem in der Öffentlichkeit viel angegriffenen S c h i e ß er­
laß , für den er die Verantwortung als für eine unter den aufgenommenen Verhält­
nissen unumgängliche Maßnahme übernimmt.15
Die Diskussion wird auf die nächste Sitzung verschoben, die heute nach dem 
Plenum oder morgen vormittag um 9 Uhr stattfinden soll.

Löbe

14 Noske begründete seine Ablehnung von Soldatenräten in der neuzuschaffenden Reichswehr in seiner 
Rede vor der Nationalversammlung am 25. 2. 1919; Sten. Ber., Bd. 326, S. 309; auch Oehme, S. 234.

15 Mit dem „Schießerlaß“ ist hier die von Noske am 20. 1. 1919 erlassene Anordnung über den Waffen­
gebrauch gemeint (Korpsverordnungsblatt Nr. 21 vom 27. 1. 1919). Sie ist abgedr. bei Müller, S. 237 f. 
und Oehme, S. 386 ff. Der betreffende Passus lautet: „Zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur 
Ausführung der Gesetze ist das Militär auch ohne Aufforderung der Zivilbehörde selbstverständlich 
einzuschreiten befugt [...]. Über den Zeitpunkt des Einschreitens und den Waffengebrauch hat der 
Militärbefehlshaber nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden.“

15.

19.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Mittwoch, den 19. Febr., 
vormittags, 9 Uhr.“

Ehe die gestern ausgesetzte Diskussion beginnt, weist Löbe auf einen Antrag der 
Demokraten und einen Antrag Krüger-Mecklenburg hin, die beide in Verbindung 
stehen mit dem Thema „Kommandogewalt“, und von denen der Krügersche als 
künftige Aufgaben der Soldatenräte die folgenden fünf hinstellt:
1. Mitbestimmung bei Disziplinarstrafen,
2. “ “ Urlaubserteilung,
3. Mitkontrolle “ Verpflegungsangelegenheiten,
4. Mitkontrolle bei Kantinen- und sonstigen Kassenangelegenheiten,
5. Beratende Stimme bei der Diensteinteilung, vor allem bei Arbeitsdienst und 
Verwaltung.1

1 Entsprechende Anträge lassen sich aus den Sten. Ber. nicht nachweisen. Gemeint sind wahrscheinlich 
Vorschläge zu dem Initiativantrag zur Bildung der vorläufigen Reichswehr; vgl. Nr. 16, Anm. 6.
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An der über zweistündigen Debatte beteiligen sich Thöne, Krüger-Mecklenburg, 
Holl, Davidsohn, Wels, Giebel, Hasenzahl, Hoch, Katzenstein, Göhre, Endres. 
Dann wurde ein Schlußantrag angenommen.
Das Ergebnis der Aussprache war, daß2 Genosse Göhre gebeten wurde, seine 
heutige ausführliche Interpretation der Verordnung 
vom 19. Januar d. J. über die K o m m a n d o g e w a 11, sowie 
diese Verordnung selbst, in der Presse und eventuell 
durch ein Flugblatt zur Veröffentlichung zu bringen.3
Die Hauptbedeutung dieser Verordnung liegt darin, daß sie das Soldatenratswesen 
nicht beseitigt, sondern es e r h ä 11 und legalisiert. Göhre will, daß es auch 
im neuen Heere erhalten bleibt, und zwar in seinem Namen und in seinen 
guten Seiten. Zu dem Zweck müsse es seiner politischen Absichten entklei­
det und beschränkt werden auf rein praktische soziale militärische Funktio­
nen.4
Die nächste Sitzung wird auf morgen vormittag 10 Uhr anberaumt.

Löbe

2 Streichung unleserlich.

3 Göhre veröffentlichte später ('vorwärts Nr. '43 vom 3- 1919) einen Leitartikel „Soldatenräte und 
der Erlaß des Kriegsministeriums über die Kommandogewalt". Er schrieb, der Erlaß solle die Soldaten­
räte nicht auflösen; er „will vielmehr die in den Novembertagen spontan entstandenen Soldatenräte 
legalisieren und in den Organismus des noch bestehenden Friedensheeres einordnen“. Da die Räte 
Einspruchsrecht bei Ernennungen besitzen sollten, sprach Göhre von einer „indirekten Wahl der Füh­
rer durch die Soldaten“. Göhre fungierte seit November 1918 als der von der SPD delegierte „Unter­
staatssekretär“ im preußischen Kriegsministerium; Noske bemühte sich vergeblich, durch Verhandlun­
gen „mit dem Reichsschatzamt“ eine offizielle Stelle als „Unterstaatssekretär“ für ihn zu schaffen; Par­
teikonferenz 22.Z23. 3. 1919, Reprint, S. [639]; zu Göhres Biographie vgl. NDB VI, S. 513 ff.; Oster­
roth, S. 99 f.

4 Ausführungsbestimmungen zu der Verordnung vom 19. 1. 1919 — vgl. Nr. 14, Anm. 11 — wurden 
offenbar nicht mehr erlassen. In den ab März 1919 gebildeten Reichswehrformationen gab es keine 
Soldatenräte, sondern nur noch Vertrauensleute; siehe Gesetz über die Bildung einer vorläufigen 
Reichswehr vom 6. 3. 1919, Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 295 f. und Ausführungsbestimmungen des 
Reichswehrministers vom 31. 3. 1919 zum Gesetz über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr, 
Armeeverordnungsblatt 1919, S. 263 ff., bes. S. 270 ff.; vgl. auch Gordon A. Craig, Die Preußisch- 
Deutsche Armee 1940-1945, Düsseldorf 1960, S. 395.
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16.

20.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Donnerstag, den 20. Febr., 10 Uhr 
vormittags.“

Der1 Vorsitzende Löbe gibt die wichtigsten Eingänge bekannt, dann erstattet der 
Ernährungsminister, Genosse R[obert] Schmidt, ein Referat über den Stand der 
Ernährungslage.
Auf Vorschlag Schöpflins wird dem Genossen gestattet, bestimmte Partien dieses 
Vortrags in der Presse zu veröffentlichen.2
Die Diskussion über den Vortrag wird abgeschlossen, weil3 die Fraktion sofort Stel­
lung nehmen muß zu einem Vertrauensvotum für die Regierung 
und zu einem Gesetzentwurf zur Schaffung einer vorläufi­
gen Wehrverfassung.
Zur Vertrauensfrage liegt ein langer Antrag der Demokraten vor, der jedoch von der 
Fraktion als unzweckmäßig verworfen wird. Sie entscheidet sich einmütig für 
einen Antrag Hoch mit der Maßgabe, auch die bürgerlichen Parteien zur Annahme 
dieses kurzen Antrages zu bewegen, der lautet:
„Die Nationalversammlung billigt den Arbeitsplan der Regierung und spricht ihr 
sein Vertrauen aus.“4
Der Genosse Noske begründet dann die Notwendigkeit eines vom Vorsitzenden 
verlesenen, aus 4 Paragraphen bestehenden Gesetzes über die Wehrordnung, 
das vielleicht5 als Initiativantrag der Mehrheitsparteien einzubringen und dann so 
rasch wie möglich, ohne Kommissionsberatung, anzunehmen sei.6
In der Diskussion, an der sich Obermeyer, Hense, Davidsohn, Stolten und Kat­
zenstein beteiligen, wird allerseits die Notwendigkeit schleunigster Regelung der 
Wehrdienstverhältnisse anerkannt. Da jedoch Einzelheiten des Entwurfs beanstan­

1 Vor „Der“ gestrichen: „Löbe“.

2 Der Vorwärts veröffentlichte keine Auszüge des Vortrages, vermutlich weil andere politische Ereignisse 
wie die Gemeindewahlen in Berlin, Eisners Ermordung usw. den gesamten Raum benötigten.

3 Gestrichen: „sofort wichtige andere Fragen zu erledigen sind. Die Fraktion muß Stellung neh“.

4 Die Nationalversammlung nahm am 21.2. 1919 mit Mehrheit ein gemeinsam von den Koalitionspartei­
en eingebrachtes Vertrauensvotum an: „Die Nationalversammlung billigt den Arbeitsplan des Reichs­
ministeriums und spricht dem Reichsministerium das Vertrauen aus.“ Sten. Ber., Bd. 326, S. 278 und 
Bd. 335, Anlagen Nr. 52.

5 Gestrichen: „Wehrordnung“.

6 Der Gesetzentwurf über die Bildung der vorläufigen Reichswehr wurde als gemeinsamer Initiativantrag 
von SPD, Zentrum, DDP und DVP am 21.2. 1919 eingebracht; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 58 
und 66, S. 46 ff. - Die Beratungen in der Nationalversammlung erfolgten am 25. und 27. 2. 1919; Sten. 
Ber., Bd. 326, S. 295 ff. und 321 ff.; das Gesetz trat am 6. 3. 1919 in Kraft; Reichs-Gesetzblatt 1919, 
S. 295 f. - Über die Soldatenräte siehe unter Nr. 14, Anm. 11 und 14, Nr. 15, Anm. 3.
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det werden, wird die Beschlußfassung bis heute abend ausgesetzt. Es soll versucht 
werden, bis dahin den Entwurf den Fraktionskollegen im Druck vorzulegen.
Der Kollege Hellmann fragt an, ob es gestattet ist, daß Abgeordnete der drei Mehr­
heitsparteien zu unverbindlicher Besprechung bestimmter Fragen, z. B. 
Beamten fragen, zusammenkommen.
Der den Vorsitz führende Genosse Stolten erklärt, ohne Widerspruch zu finden, 
daß derartige unverbindliche Besprechungen immer gestattet gewesen seien.
Die Fraktion soll heute abend wiederum und dann morgen vormittag um 9 Uhr 
zusammenkommen. In der morgigen Sitzung wird der Genosse Cunow sein Referat 
über die Sozialisierungsbestrebungen erstatten.

Löbe

17.

21.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Freitag, d. 21. Febr., 9'/z Uhr1 
vorm.“

Ehe zum Hauptpunkt der Tagesordnung, Sozialisierungsbestrebun­
gen, übergegangen wird, werden eine Reihe kleiner Angelegenheiten erledigt. 
Löbe gibt die ausliegenden Eingänge bekannt.
Da der Genosse Hoch seit gestern erkrankt ist, wird zu seiner Vertretung der 
Genosse Meerfeld als Redner für die heutigen Plenarverhandlungen bestimmt.2 
Das Diätengesetz ist gemäß den in der Fraktion geäußerten Wünschen abge­
ändert worden, so daß im heutigen Plenum die debattenlose Annahme des Gesetzes 
zu erwarten steht.3
Ein von Löbe verlesener Antrag Arnstadt an das Plenum soll dadurch erledigt 
werden, daß die Mehrheitsparteien für Übergang zur Tagesordnung stimmen wol­
len.4

1 Verbessert für „10“.

2 Meerfeld sprach am 21.2. 1919 in der Nationalversammlung; er wandte sich vor allem gegen die 
USPD; Sten. Ber., Bd. 326, S. 258 ff.; vgl. dazu Freiheit Nr. 95 vom 22. 2. 1919.

3 Das „Gesetz über die Gewährung einer Entschädigung an die Mitglieder der verfassunggebenden 
Nationalversammlung. Vom 22. Februar 1919“ wurde in 2. und 3. Lesung am 21. 2. beraten, es fand 
einstimmig Annahme; Sten. Ber., Bd. 326, S. 253, Wortlaut des Gesetzes in Sten. Ber., Bd. 335, Anla­
gen Nr. 41 und 48; Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 241 f.

4 Der Antrag der DNVP (Arnstadt und Genossen) „betreffend die Feststellung des dritten Nachtrags 
zum Reichshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1918“ umfaßte einen ganzen Katalog politisch-pro­
grammatischer Forderungen der DNVP; von der Frage nach dem allgemeinen Volksheer bis zur Liefe­
rung künstlicher Düngemittel; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 42. - Zur DNVP in ihren Anfängen
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Das Zentrum und die Freisinnigen legen auch nach der Rücksprache mit ihnen noch 
Wert darauf, daß die große Debatte über die Regierung nicht nur mit der Annahme 
des gestern bereits erwähnten3 * 5 kurzen Antrags Hoch, sondern mit einem großen6, 
auf Einzelheiten eingehenden Antrag beschlossen wird. Die Fraktion macht an dem 
vorgelesenen Antrag einige Änderungen, hält aber im übrigen daran fest, daß dieser 
große Antrag überhaupt überflüssig ist. Sie wird dies den Bürgerlichen auch erklären 
und, falls sie dann den Antrag trotzdem einbringen, diese Erklärung auch im Ple­
num wiederholen und nur dann für den Antrag stimmen, wenn die von ihr vorge­
schlagenen Änderungen angenommen7 werden.8
Folgender Entwurf einer Kleinen Anfrage (Mauerer) wird dem Fraktions­
vorstand zur Weiterverfolgung überwiesen:

Ist der Regierung bekannt, daß in den vergangenen Jahren und bis in den Herbst 1918 hinein 
die Eisenbahnen mit dem Transport von Pferdematerial, Segelbooten usw. zum Zwecke 
sportlicher Veranstaltungen sehr stark in Anspruch genommen wurden?
Was gedenkt die Regierung zu tun, um für die kommende Zeit die Verkehrsmittel, von denen 
jedes Stück im Volksinteresse äußerst notwendig9 10 gebraucht wird, vor derartigen Belastungen 
zu bewahren?
Mauerer, Riedmiller, SteinmayerM
Über den bereits gestern besprochenen Entwurf einer Wehrordnung wird in 
folgender Weise verfügt:
Ein Antrag, im11 Entwurf12 das Wort „Reichswehr“ durch „Volkswehr“ zu erset­
zen, wurde abgelehnt, da der Name „Volkswehr“ für diese als vorläufig 
gedachte Truppe unrichtig sei.
Ein Antrag, die Worte „auf volkstümlicher Grundlage“ durch „auf demokratischer 
Grundlage“ zu ersetzen, wurde angenommen.13
Weiter wurde angenommen ein Antrag Katzenstein auf zeitliche Beschrän­
kung dieser militärischen Zwischeneinrichtung durch Anfügung der Bestimmung: 

vgl. Werner Liebe, Die Deutschnationale Volkspartei 1918—1924, Düsseldorf 1956, S. 7 ff. und 18 ff. 
Auf Antrag Löbes beschloß die Nationalversammlung am 21. 2., den DNVP-Antrag von der Tages­
ordnung abzusetzen; Sten. Ber., Bd. 326, S. 277 f.

5 Gestrichen: „Kleinen“.

6 Gestrichen: „allgemeinen“.

7 Gestrichen: „sind“.

8 Vgl. unter Nr. 16, Anm. 4.

9 Gestrichen: „ist“.

10 Der Antrag war nicht zu ermitteln, vermutlich wurde er vom Fraktionsvorstand nicht eingebracht.

11 Gestrichen: „dem“.

12 Gestrichen: „an die Stelle“.

13 In dem am 21.2. 1919 von den Koalitionsfraktionen und der DVP eingebrachten Gesetzentwurf über 
die Bildung einer vorläufigen Reichswehr hieß der entsprechende Satz in § 2: „Die Reichswehr soll auf 
demokratischer Grundlage [...] gebildet werden.“ In dieser Fassung wurde das Gesetz verabschiedet; 
Sten. Ber., Bd. 326, S. 295; Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 295 f.
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Das Gesetz tritt mit dem 31. März 1920 außer Kraft.14 Außerdem ein Antrag Hense, 
den Reichswehrminister aufzufordern, eine paritätisch zusammengesetzte Kommis­
sion, bestehend aus einer gleichen Anzahl von Offizieren und Zivilisten, zu bilden, 
die über die Einstellung von Offizieren bis zum Major aufwärts zu entscheiden hat. 
Die Kommission könnte an allen Orten, wo sich Bezirkskommandos befinden, ge­
bildet werden. Die mitwirkenden Zivilisten sind praktisch vielleicht von den Kom­
munalverwaltungen zu bestimmen.15
Die Fraktion tritt einer Anregung Thönes bei, der Regierung vorzustellen, daß bei 
so wichtigen Plenarsitzungen wie der gestrigen mit ihrer Affäre Löwengard wenig­
stens e i n sozialdemokratisches Regierungsmitglied bis zum Schluß der Verhandlun­
gen anwesend sein möge.16
Sodann hält der Genosse Cunow seinen Vortrag über die Arbeiten der So­
zialisierungskommission. Die Diskussion wird, nachdem die Genossen 
Molkenbuhr und Hue gesprochen [haben], abgebrochen mit der17 Maßgabe, sie 
wieder aufzunehmen, wenn die in baldige Aussicht gestellte Denkschrift der 
Sozialisierungskommission vorliege18 und die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
der Nationalversammlung19 aufgrund dieser Denkschrift und der heute gehörten In­
formationen mit praktischen Vorschlägen an die Fraktion herangetreten sind.
Nach einer Aussprache über den vorgesehenen Gang der Arbeiten des Hauses ist 
Schluß der Sitzung.

Löbe

14 Dieser Änderungsantrag wurde als § 5 mit in die Gesetzesvorlage übernommen. In der endgültigen 
Fassung lautete der § 5: „Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft und mit dem 31. März 1920 
außer Kraft.“ Siehe die vorige Anm.

15 Die am 6. 3. 1919 erlassene „Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Bildung einer vorläufigen 
Reichswehr“ (Reichs-Gesetzblatt 1919, S. 296 ff.) bestimmte demgegenüber ausdrücklich (in § 5): 
„Für die Ernennung, Beförderung, Versetzung und Entlassung der Offiziere bleiben in den einzelnen 
Kontingenten die bisherigen Stellen zuständig. Offiziere in Generalsstellen werden vom Reichspräsi­
denten auf Vorschlag der Kriegsministerien ernannt, befördert, versetzt und entlassen.“

16 Am 20. 2.1919 diskutierte die Nationalversammlung über den Einmarsch von Truppen nach Gotha. 
Dabei hatte sich auch der Vertreter der Regierung Sachsen-Coburg/Gotha, Dr. Josef Löwengard, zu 
Wort gemeldet. Erzherger erklärte daraufhin, die Reichsregierung habe beschlossen, diesen Vertreter 
nicht zuzulassen, da die Personalunion zwischen Gotha und Coburg gelöst sei. Bei den folgenden 
staatsrechtlichen Diskussionen war kein Regierungsvertreter der SPD anwesend; Sten. Ber., Bd. 326, 
S. 246 ff., auch Oehme, S. 213 ff. Im Juni 1919 wurde Dr. Löwengard doch (als Vertreter von Coburg 
und der USPD-Hochburg Gotha) in den Staatenausschuß entsandt; Sten. Ber., Bd. 327, S. 1142.

17 Gestrichen: „Motivierung“.

18 Der „Vorläufige Bericht über die Frage der Sozialisierung des Kohlenbergbaus“ wurde am 15. 2. 1919 
abgeschlossen und erschien im gleichen Jahr gedruckt im Deckers-Verlag in Berlin; einen Vorabdruck 
brachte das Correspondenzhlatt Nr. 11 vom 15. 3. 1919, S. 83 ff. Vgl. zur Arbeit der Sozialisierungs­
kommission auch „Verhandlungen der Sozialisierungskommission über den Kohlenbergbau im Win­
ter 1918/19“ Berlin 1921; ferner oben Nr. 14, Anm. 3.

19 Dem „Ausschuß für Volkswirtschaft“ (28 Mitgl.) gehörten von der SPD folgende Abgeordnete an: 
Dietrich (Liegnitz), Käppler, Korsten, Krätzig, Lesche, Meier (Sachsen), Molkenhuhr, Rückert, Frau 
Schroeder, Schumann, Silhersch'midt. Hermann Molkenhuhr war stellvertretender Vorsitzender. Sten. 
Ber., Bd. 326, S. 319.
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18.

24.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Montag, den 24. Febr., nachrn., 
5 Uhr.“

Die heutige Sitzung ist nur zur Erledigung einer Reihe laufender Geschäfte be­
stimmt.
Löbe berichtet über den geplanten Arbeitsgang des Plenums, wie ihn der Senioren­
konvent vorgesehen.
Der Seniorenkonvent hat sich weiter mit den zur Übung gewordenen langen Plenar­
reden beschäftigt. Er empfindet diese langen Reden als einen Übelstand und hat 
beschlossen, daß angesichts der Notwendigkeit schnellen Arbeitens der Nationalver­
sammlung jede Fraktion ihren Redner möglichst verpflichten soll, höchstens 3/4 —1 
Stunde zu sprechen. Von einer Änderung der Geschäftsordnung zu diesem Zwecke 
soll abgesehen werden, doch will der Präsident einen Redner, wenn er Gefahr läuft 
die gewünschte Höchstredezeit zu überschreiten, in kollegialer und unauffälliger 
Weise durch einen Diener auf1 die vorgeschrittene Redezeit aufmerksam machen 
lassen.
In der Diskussion sprechen Giebel, Frohme, Molkenbuhr, Brühne, Baudert.
Nur Giebel erhob Bedenken dagegen, daß, wenn die Beschränkung nicht auf völli­
ger Freiwilligkeit beruhe, das Präsidium in irgendeiner Weise die Rede­
freiheit einschränke.
Löbe konstatiert, daß die Fraktion sich im großen und ganzen darin einig ist, dem 
Präsidenten2 beizupflichten. Die Absicht des Seniorenkonvents geht aber dahin, 
möglichst das Einverständnis aller Parteien zu erlangen. Deshalb soll die Sache im 
Seniorenkonvent noch einmal und zwar in Gegenwart auch der Unabhängigen ver­
handelt werden. Es sei bekannt, daß früher auch Haase sich gegen die langen Reden 
geäußert habe.3
Da für den Verfassungsausschuß noch einige Kollegen als Stellvertreter 
zu bestimmen sind, sollen in einer der nächsten Sitzungen entsprechende Vorschläge 
aus den einzelnen Landsmannschaften gemacht werden.4

1 Gestrichen: „den“.

2 Gestrichen: „beizustimmen“.

3 Vgl. Hermann Müllers Mitteilungen in Parteikonferenz 22-/23. 3. 1919 Reprint, S. [622]: „Ohne Ände­
rung der Geschäftsordnung haben wir im Ältestenausschuß abgemacht, daß bei minder wichtigen 
Gegenständen die Redezeit auf 25 Minuten, bei wichtigen Gegenständen auf 3/4 Stunden bis eine Stun­
de beschränkt wird. Alle Parteien, auch die Unabhängigen, haben sich an diese Abrede gehalten.“ — 
Bei den Beratungen der Zolltarifvorlage von 1902 hatte die SPD selbst mit Dauerreden eine Obstruk­
tionstaktik versucht, war aber mit dieser unpopulären Maßnahme gescheitert. Späteren Forderungen 
einzelner Abgeordneter, das Mittel der parlamentarischen Obstruktion einzusetzen, stimmte die Frak­
tion nicht zu; Reichstagsfraktion der SPD I, S. CXXXII.

4 Die Mitgliederbesetzung des Ausschusses zur Vorberatung des Entwurfs einer Verfassung des Deut­
schen Reiches wurde in der Sitzung der Nationalversammlung vom 5. 3. 1919 bekanntgegeben; Sten. 
Ber., Bd. 326, S. 503.
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Auf Vorschlag Brühnes wird beschlossen, daß für die5 Zeit der Tagungen 
in Weimar alle F r a k t i o n s m i t g 1 i e d e r von ihren wirklich 
erhaltenen Diäten 5 % an die Fraktionskasse abführen 
sollen.6
Nach einer kurzen Besprechung der Wehrvorlage pflichtet die Fraktion einem 
von den bürge rlichen Parteien eingebrachten Initiativantrag bei, daß vor 
allem auch tüchtige7 Unteroffiziere zu Offizieren befördert werden können.8
Weiter nimmt die Fraktion eine Anregung Vogels auf, den Boten im Hause 
zu festen Diäten zu verhelfen.
Sie pflichtet einer Anregung Hues bei, den ständigen Preissteigerungen in der 
Kohlen-, Eisen - und Metallindustrie eventuell durch einen An­
trag im Plenum Einhalt zu gebieten, wenn dies aufgrund der bestehenden 
Verordnungen durch das Reichswirtschaftsamt nicht zu erreichen ist.9 
Ferner erklärt sie sich mit einem Vorschlag [Adolf] Brauns-Franken einverstanden, 
dahin zu wirken, daß die Wahlprüfungskommission die Berechtigung 
erlange, zum Zwecke von Erhebungen in direkte Verbindung mit den 
gemeindlichen und staatlichen Behörden zu treten.
Eventuell solle dies durch ein Notgesetz erreicht werden.10
Die nächste Sitzung soll morgen nachmittag stattfinden.

Löbe

5 Gestrichen: „Weimarer“.

6 Das entsprach dem Satz, den zuvor im Reichstag die nicht in Berlin wohnenden Abgeordneten abzu­
führen hatten; Reichstagsfraktion der SPD I, S. 260 und II, S. 407. - Eine eingeklammerte Randbe­
merkung ist unleserlich.

7 Gestrichen: „Of“.

8 Der Abänderungsantrag wurde gemeinsam von SPD, Zentrum, DDP und DVP eingebracht; Sten. 
Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 63; vgl. auch a. a. O., Bd. 326, S. 322.

9 Ein solcher Antrag wurde nicht eingebracht; er erübrigte.sich wohl, da am 15. 4. ein Gesetz angenom­
men wurde, das der Regierung die Möglichkeit gab, Verordnungen über den Übergang von der 
Kriegs- zur Friedenswirtschaft zu erlassen; Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 239 und 271; a. a. O., 
Bd. 327, S. 1061.

10 Die Nationalversammlung beschloß in der Sitzung vom 1. 3. 1919 einstimmig einen entsprechenden 
Antrag des Ausschusses vom 26.2. 1919: „Der Ausschuß für die Wahlprüfungen wird ermächtigt, 
Beweiserhebungen über Wahlprüfungsangelegenheiten unmittelbar durch die Behörden vornehmen 
zu lassen.“ Sten. Ber., Bd. 326, S. 410 und a. a. O., Bd. 335, Anlagen Nr. 84.
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19.

25.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. Dienstag, den 25. Febr., 4 Uhr 
nachm.“

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt Vorsitzender Löbe die wichtigsten Eingänge 
bekannt.
Dann erörtert Dr. [Adolf] Braun-Franken eine bayerische Angelegenheit.1 Er bringt 
einen von den bürgerlichen Parteien Bayerns herausgegebenen auf die jetzige Situa­
tion bezüglichen Aufruf zur Verlesung und bittet die Fraktion, den bayerischen 
Kollegen zu erlauben, diesen Aufruf mit zu unterzeichnen.2
Vogel-Nürnberg erhebt Bedenken, die sich zur Hauptsache darauf stützen, daß 
nur drei bayerische Kollegen anwesend sind, die zudem nicht aus dem Münche­
ner Bezirk, sondern aus Franken sind.
Fischer3-Berlin, Schulz-Ostpreußen und Hildenbrand äußern sich zustimmend im 
Sinne [Adolf] Brauns, dann stellt Löbe fest,
daß die Fraktion gegen die Absicht einer gemeinschaftlichen Unterzeichnung 
nichts einzuwenden hat.
Über den Schritt selbst mögen sich die bayerischen Kollegen verständigen.
Die Fraktion geht über zum Hauptpunkt:
Generaldebatte über die allgemeinen Gesichtspunkte 
zum Entwurf der Reichsverfassung.4

1 Gestrichen: „Er bitte die Fraktion, den bayerischen Mitgliedern zu erlauben, einem von den bürgerli­
chen Parteien“.

2 Die Erklärung sämtlicher bayerischer Abgeordneter ist abgedruckt im Vorwärts Nr. 104 vom 26. 2. 
1919. In der Erklärung wurde jede politische Diktatur und der politische Mord verurteilt und gesagt, 
„die einzig legitime Gewalt liegt heute beim Landtag“. Die Abgeordneten wandten sich vor allem gegen 
„Spartakus“. „Die Errungenschaften der Revolution selbst werden gefährdet, wenn die Schreckensherr­
schaft, die sich in der Landeshauptstadt durchzusetzen sucht, nicht energisch gebrochen wird.“

3 Vor Fischer gestrichen: „Nachdem“.

4 Über die Verfassungsdiskussion in der Fraktion vgl. auch Vorwärts Nr. 105 vom 28. 2. 1919. — Der am 
20. 1. 1919 vom Reichsamt des Innern amtlich bekanntgemachte Entwurf der Reichsverfassung wurde 
im Zuge der Beratungen des Vorläufigen Staatenausschusses am 1. 2. und 5.-8. 2. 1919 anschließend im 
Reichsamt des Innern umgestaltet. Den revidierten Entwurf legte der zuständige Reichsminister des 
Innern Hugo Preuß nach der Billigung durch das Kabinett am 17. 2. 1919 dem Staatenausschuß vor. 
Der Staatenausschuß beriet unter dem Vorsitz von Preuß diesen Entwurf vom 18.-20. 2. in 1. und am 
21.2. 1919 in 2. Lesung. Den daraufhin umredigierten Entwurf brachte Preuß am 21.2. 1919 zusam­
men mit zusätzlichen Änderungsvorschlägen des Staatenausschusses in der Nationalversammlung ein. 
Am 24. 2. trug Preuß die Begründung mündlich vor; siehe Regierung der Volksbeauftragten II, 
S. 237-266 (mit den Texten der ersten Fassungen) und Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 59 Regierungs­
entwurf vom 21.2. 1919, a. a. O., Bd. 326, S. 284 ff. (mündliche Begründung Preuß), Texte der Ent­
würfe auch bei Triepel, Nr. 10, 13 und 14; Überblick über die Vorarbeiten und die Beratungen der 
Reichsverfassung u. a. bei Huber, Verfassungsgeschichte V, S. 1178 ff. mit weiterführenden Literatur­
angaben; zur Haltung der SPD Potthoff, Verfassungswerk, S. 433-483.
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Dr. Quarck bespricht seine Eindrücke aus den Beratungen des Staatenaus­
schusses.5 Die alte bundesstaatliche Bürokratie habe im Staatenausschuß eine 
völlige Umwälzung der ersten Vorlage und zwar im partikularistischen 
Sinne durchgesetzt. Es waren reaktionäre Bestrebungen, die sich dort durch­
gesetzt haben. Aufgabe der Fraktion und der Wille der Arbeiterklasse aber sei es, 
erst dem R e i c h zu geben, was es notwendig habe, und erst in zweiter Linie nach 
den Rechten der Bundesstaaten zu fragen. Da sei zu sagen, daß der vorliegende Ent­
wurf allen Anforderungen, wie wir sie als Sozialdemokraten erheben müssen, ins 
Gesicht schlage. Nicht einmal die G e w e r b e a u f s i c h t sei zentralisiert worden. 
Von der Armenpflege, dem Schulwesen, dem Gesundheitswe­
sen, der Reichsirrengesetzgebung, dem Reichsapotheken­
wesen, der Seuchengesetzgebung, dem Reichseisenbahnwe­
sen, dem Reichsmilitärwesen sei dasselbe zu sagen.6
Eine einheitliche Gleichberechtigung aller Staatsbürger in be­
zug auf das Wahlrecht in allen Bundesstaaten fehle grundsätz­
lich. Es sei notwendig, eine starke Bewegung gegen den Entwurf zu 
entfachen.
Molkenbuhr äußert ebenfalls seine starke Enttäuschung über den Entwurf. So ziem­
lich alles, was die alte Verfassung an reaktionären Bestimmungen besessen, sei in 
ihm beibehalten.
Die Rechte der Gemeinden und Gemeinde verbände müßten erweitert 
werden.
Der ganze Entwurf sei eigentlich nichts als eine kleine Umwandlung der alten 
Reichsverfassung. Als Kaiserersatz habe man den Präsidenten eingeführt. In 
Amerika und auch in Frankreich richte sich der Verfassungskampf gerade 
gegen den Präsidenten, obwohl in Amerika die Bedingungen seiner Beibehaltung 
bedeutend annehmbarer als im vorliegenden Entwürfe seien. Neben der Amtszeit 
von 7 J a h r e n enthalte der Entwurf noch den echt napoleonischen Trick der Prä­
sidentenwahl durch das Volk.7 Der Entwurf müsse durch unsere Ar­
beit ein viel mehr sozialdemokratisches Gepräge erhalten.

5 Über die Verhandlungen des Staatenausschusses vgl. Schulz, Demokratie, S. 142 ff.; Ziegler, S. 100 ff.; 
Willibalt Apelt, Geschichte der Weimarer Verfassung, München 1964, S. 56 ff. — Quarck, stellvertre­
tender Vorsitzender des Verfassungsausschusses der Nationalversammlung, nahm an den Beratungen 
des Staatenausschusses als Beigeordneter des Reichsamts des Innern teil. Er bezieht sich bei seinem 
Bericht auf die 1. und 2. Lesung im Staatenhaus vom 18.-20. und 21. 2. 1919; Aufzeichnungen in BA 
Koblenz R 43/1 1863.

6 Gegenüber dem ersten, stark zentralistisch geprägten Entwurf wies die am 21.2. eingebrachte Fassung 
starke föderative Elemente auf. Preuß selbst erklärte dazu in seiner mündlichen Begründung vor der 
Nationalversammlung: „Der Entscheidungskampf um die Bestimmungen der Verfassung beginnt erst 
jetzt.“ Sten. Ber., Bd. 326, S. 284. - Zu Quarcks verfassungspolitischen Vorstellungen vgl. seine 
Schrift: Die neue Reichsverfassung, ihre Entstehung und ihr Aufbau, Berlin 1919.

7 Die Bestimmungen über den Reichspräsidenten, sowohl was die Institution, die Kompetenzen und die 
Amtsdauer betraf, gehörten zu den kontroversen und mehrfach geänderten Regelungen. In dem Regie­
rungsentwurf vom 21.2. bezogen sich die §§ 61-73 auf den Reichspräsidenten; zur Haltung der Par­
teien zur Stellung eines Reichspräsidenten vgl. Ziegler, S. 169 ff.
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Vogel-Franken8 unterstreicht als B a y e r die von Quarck und Molkenbuhr geübte 
Kritik vollinhaltlich. Jeder Partikularismus, nicht nur der süddeutsche, 
sondern auch der preußische, müsse bekämpft werden. Der Redner bedauert, daß 
man auch in verkehrspolitischer Hinsicht nicht die notwendigen Konse­
quenzen gezogen [habe].
Die Aufgaben des Präsidenten könnten ganz gut vom Minister­
präsidenten übernommen werden. Auch der Staatenausschuß (?) sei 
eine überflüssige Einrichtung.9
Hildenbrand führte aus, nicht die Bürokratie, sondern unsere Parteige­
noss e n in den Einzelregierungen seien es gewesen, die die föderalistischen Bestre­
bungen in den Entwurf hineingebracht hätten.10 Das gebe zu denken. Viele der 
geforderten Dinge könne das Reich noch nicht machen. Die Fraktion solle vor 
allen Dingen sich jetzt noch nicht festlegen.
Krüger-Potsdam verurteilt scharf, daß die Ausführung der Gesetze wieder Sa­
che der Landesbehörden bleiben soll.
Er bespricht dann die Frage der Arbeiter - und Soldatenräte und führt 
aus, daß die Situation es erfordere, die Arbeiterräte11 dauernd zu legalisieren, ihnen 
wirtschaftliche Aufgaben, vor allem bei der Sozialisierung zuzuwei­
sen und sie zu dem Zweck den Arbeiterkammern anzugliedern.
Stelling schließt sich Krügers Ausführungen in bezug auf die Anerkennung 
der Arbeiterräte an.12

8 Gestrichen: „unterschreibt“.

9 Mit „Staatenausschuß“ ist der „Reichsrat“ gemeint (§§ 18-27 des Entwurfs vom 21.2. 1919). Wäh­
rend der am 20. 1. 1919 vorgelegte Entwurf (siehe oben, Anm. 4) ein „Staatenhaus“ vorsah, das aus 
von den Landtagen gewählten Abgeordneten bestand, wurde der Reichsrat eine aus Regierungsmit­
gliedern gebildete Vertretung der deutschen Gliedstaaten.

10 Auf der Konferenz der Vertreter der deutschen Freistaaten über den Verfassungsentwurf am 25. 1. 
1919 hatte Eisner (USPD) für Bayern Stellung gegen den Verfassungsentwurf bezogen und im Namen 
der süddeutschen Staaten und Sachsens nur ein „Notgesetz“ verlangt. Der preußische Ministerpräsi­
dent Hirsch (SPD) kritisierte an dem Entwurf eine einseitig gegen Preußen gerichtete Tendenz. Noch 
im Januar 1919 reichte Bayern einen Abänderungsantrag zum Verfassungsentwurf ein, der u. a. einen 
Reichsrat aus weisungsgebundenen Regierungsvertretern vorsah und ihm weitgehende Kompetenzen 
zuwdes. Vgl. auch Eisners Instruktion an die bayerische Gesandtschaft Berlin vom 28. 1. 1919 (Regie­
rung der Volksbeauftragten II, S. 266 f. und 345 und Protokoll der Konferenz vom 25. 1. 1919 in: BA 
Koblenz R 43/1 1863; Schulthess 1919 I S. 21). Schon auf einer Konferenz der süddeutschen Staaten, 
die am 27./28. 12. 1918 in Stuttgart tagte, hatten sich führende Sozialdemokraten wie Blos, der als 
württembergischer Staatspräsident Vorsitzender der Konferenz war, und der hessische Ministerpräsi­
dent Ulrich gegen den Zentralismus gewandt. Die Konferenz beschloß die „Neueinrichtung 
Deutschlands auf bundesstaatlicher Grundlage“; NL Großmann 60. Vgl. auch die Haltung Auers, zit. 
bei Werner Gabriel Zimmermann, Bayern und das Reich 1918 — 1923, o. O., o. J., S. 35. Siehe auch 
Keil II, S. 179. Eine Gesamteinschätzung des Verhältnisses zwischen Ländern und Reich gibt das 
Kapitel „Die Länder und die Reichsverfassung“ bei Schulz, Demokratie, S. 101 ff., hier vor allem 
S. 129 ff. und S. 142 ff.

11 Gestrichen: „zu“.

12 Zur Frage der Eingliederung der Arbeiterräte in die Verfassung vgl. Potthoff, Verfassungswerk, 
S. 478; dazu Ziegler, S. 56 ff.
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In der Frage der Reichsvertretung hält er ein kollegiales Ministerium, mit 
einem13 Ministerpräsidenten an der Spitze, der auch alsReichsober- 
h a u p t gelte14, für ausreichend.
Richard Fischer fordert eine viel stärkere Durchführung des Einheitsgedan­
kens und wendet sich scharf gegen den vorgesehenen Reichspräsidenten, die Be­
dingungen seiner Wahl und seine weitgehenden Rechte, gegen sein Recht der 
Reichstagsauflösung, seiner vollständigen Bestimmung über die Militärgewalt, gegen 
seine Erwählung durch Abstimmung im ganzen Volk. Ein Volk, das in seiner 
Gesamtheit auftritt15, erweise sich immer als reaktionäre Macht. Alle Länder 
hätten den Beweis erbracht, das Volksabstimmungen immer gegen fort­
schrittliche Neuerungen entscheiden.
In ähnlicher scharf kritisierender Weise äußern sich [Hermann] Müller-Breslau, 
Riedmiller, Schumann, Schreck, Davidsohn, Katzenstein, [Otto] Braun-Duis­
burg gegen den Entwurf.
Müller verlangt — und nachfolgende Redner schließen sich hierin an — die Na­
mensumwandlung des Gesetzes in „Verfassung der Deutschen 
R e p u b 1 i k“.16 Müller ist für den Präsidenten als Vertretung, aber seine 
Macht17 sei aufs Äußerste zu beschränken. Zu verwerfen sei die Präsi­
dentenwahl durch Volksabstimmung.
Schumann tritt u. a. für die Vereinheitlichung des Eisenbahn- und 
Binnenschiffahrt s-18 und des Tarifwesens in diesen beiden großen 
Verkehrszweigen, ferner für begrenzte Befugnisse der Arbeiterräte unter 
Anlehnung an die Gewerkschaften ein.
Zur Frage der Volksabstimmung bringt Katzenstein zum Ausdruck, sie sei 
nicht unbedingt zu verwerfen. Es sei auch denkbar, daß sie einer widerstre­
benden Parlamentsmehrheit ein notwendiges Gesetz aufzwinge. Die 
Volksabstimmung könne nur leisten, was die Volkserziehung wert 
sei.
[Otto] Braun-Duisburg führte aus, daß man sich mit dem Gedanken der F ö d e - 
r a t i vpolitik abfinden müsse. Aber in i h r e m Rahmen müsse man sich bemühen, 
der Einheit srepublik so nahe wie möglich zu kommen. Zu dem Ziele hin wäre 
nichts schädlicher, nichts eine größere Vergeudung an 
Mitteln und Kräften als die19 Zerschlagung Preußens in eine 

13 Gestrichen: „Reichspräsidenten“.

14 Verbessert aus: „gelten soll“.

15 Gestrichen: „sei die reak“.

16 Richard Fischer erklärte entsprechend am 28. 2. in der Nationalversammlung: „Das Wort .Deutsches 
Reich' hat bei den anderen Völkern heute keinen allzu guten Klang. [...] Deshalb werden wir Sozial­
demokraten beantragen, statt .Verfassung des Deutschen Reiches' zu sagen: .Verfassung der Deut­
schen Republik'.“ Sten. Ber., Bd. 326, S. 372.

17 Gestrichen: „müsse“.

18 Gestrichen: „wesens“.

19 Gestrichen: „vorherige“.
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Reihe leistungsunfähigerer Staaten mit geringer Steuerkraft.20 Es gelte, 
dem Reich so viel [wie] möglich Befugnisse zuzusetzen, 
die Bestimmungen, die die partikularistischen Bestre­
bungen fördern, aus dem Entwurf herauszubringen.
Bei der morgen fortzusetzenden Beratung will der Vorstand eine 
Reihe prinzipieller Vorschläge unterbreiten.
Als erster Plenarredner zur Verfassungsfrage wird Richard Fischer2x, zur Behand­
lung der Interpellation Arnstadt betr. die Eingriffe in die Religionsausübung beson­
ders in Sachsen, Hamburg und Braunschweig wird WeZ/m^wn-Hamburg be­
stimmt.22

Löbe

20 In dem ersten Verfassungsentwurf von Preuß vom 3. 1. 1919 war in § 29 eine Aufteilung Preußens 
vorgesehen. Danach sollten 16 „Gebiete“ Abgeordnete ins Staatenhaus entsenden: Preußen (d. h. 
Westpreußen, Ostpreußen und Bromberg), Schlesien, Brandenburg, Berlin, Niedersachsen, Obersach­
sen (d. h. Sachsen, Merseburg, Magdeburg), Thüringen, Westfalen, Hessen, Rheinland, Bayern usw. 
In dem nach der Kabinettsberatung durch die Volksbeauftragten revidierten Entwurf II vom 20. 1. 
1919 waren diese Bestimmungen entfernt worden. Triepel, S. 7 ff. und 10 ff.; Regierung der Volksbe­
auftragten II, S. 237 ff., 242, 249, 257 f., 308, 341-343. - Zu Otto Brauns Vorstellungen vgl. Schulze, 
Braun.

21 Gestrichen: „bestimmt“. — Fischer sprach am 28.2. 1919; Sten. Ber., Bd. 326, S. 371 ff.; vgl. auch 
Anm. 16.

22 Die Interpellation Arnstadt und Genossen (DNVP) betr. den Religionsunterricht vom 24. 2. 1919 
(Sten. Ber., Bd. 335, Anlagen Nr. 61) wurde erst am 11. 3. 1919 verhandelt; für die SPD sprach dazu 
Hellmann. Er rief heftigen Widerspruch des Zentrums und der Rechtsparteien hervor, als er die Tren­
nung von Staat und Kirche bejahte. Präsident Fehrenbach (Zentrum) erteilte ihm einen Ordnungsruf, 
weil Hellmann gesagt hatte, die „Kirche“ würde „um ihr Dasein“ kämpfen. Sten. Ber., Bd. 326, 
S. 663, 671 ff.

20.

26.2.1919: Fraktionssitzung

Protokollbuch III, Handschrift Reimes. Überschrift: „Sitzung v. [Mittwoch] 26. Febr., 10 Uhr 
vormittags.“

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt Vogel-Franken seinen Bericht über die Lage 
in Bayern1, dann wird die Generaldebatte über den Verfassungsentwurf 
weitergeführt.
Es sprechen noch Kahmann, König, Wissell, David, Heinrich Schulz, Rich[ard] 
Fischer, Katzenstein, Noske, Hildenbrand, Hue, Quarck, Vogel, Braun, Stock,

1 Zur Situation in Bayern nach der Ermordung Kurt Eisners am 21.2. 1919 vgl. vor allem Mitchell, S. 
S. 240 ff.; Heinrich Hillmayr, Roter und Weißer Terror in Bayern nach 1918, München 1974, S. 36 ff. 
In diesen Werken Angaben über die weitere umfangreiche Literatur.
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